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VORWORT. 



Viel Geistvolles wird unaufhörlich gesprochen und ge- 
schrieben, um die wirtschaftliche und politische Wichtigkeit 
eines festen Zusammenschlusses beider Reichshälften drastisch 
darzulegen; wichtiger, weil eine bedeutungsvollere Erkenntnis 
anbahnend, dünkt mich nun, nicht die materiellen Interessen- 
gegensätze, sondern vor allem den großen inneren Unterschied 
der beiden Staatswesen aufzudecken. 

Wenn eine Nation zum Bewusstsein ihrer staatsschöpfe- 
rischen Kraft erwacht ist, überschreitet sie kühn den ihr 
durch die bisherige Geschichte und auch durch künftige 
wirtschaftliche Rücksichten bestimmten Grenzkreis und zer- 
stört allmählich Alles, was noch, ihrem freischöpferischen 
Bewusstsein zum Trotze, der selbständigen Gestaltung ihrer 
Zukunft hinderlich scheint. Durch die 1 86 7 iger Ereignisse ist 
ein »nationales« Ungarn in eine neue staatliche Daseinsform 
getreten, als kräftigstes Element entscheidend in der habs- 
burgischen Monarchie, und umso entscheidender, als sich 
die Nationalitäten diesseits der Leitha, tief verstrickt in 
Parteinöthen, nur mit ihren eigenen Sorgen und nicht mit 
dem Schicksale des Ganzen befassen können. 

Nicht jede politische Bethätigung ist Staatskunst. Wahre 
Staatskunst übt überhaupt erst eine Nation, die — ohne 
Angst und Noth um ihr Dasein — in freier Erfindung be- 
wusst auftritt. Wo aber Nationalitäten ihre ganze Befähigung 
noch im Dienste eines Naturzwanges stellen, nur um die 
von außen gegen ihre Existenz gerichtete Gefahr zu be- 
kämpfen, entwickelt sich noch kein politisches Erfindungs- 
vermögen zur Staatskunst. Hier bleibt alle politische Be- 
thätigung noch kunstloser — und stellenweise auch un- 
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lauterer Wettbewerb. Daher kommt nicht nur überhaupt 
die totale Unfruchtbarkeit an neuen politischen Gedanken, 
sondern auch die vollständige Gleichgiltigkeit der dies- 
seitigen politischen Kreise gegen das Wesen der jetzigen 
Staatenverbindung zwischen »Osterreich« und Ungarn, zum 
auffallenden Unterschiede von der festen Entschiedenheit 
jenseits der Leitha, nur eine, dem Nationalgefühle entspre- 
chende Auffassung dieser Verbindung zuzulassen. Drüben reift 
der »Wille der Nation« zu immer größerer Macht und Be- 
deutung heran, herüben wachsen nur die Entmuthigung und 
dazu die Überzeugung, dass alle großen Entscheidungen der 
eigenen Geschichte allein von der Krone zu erwarten sind. 
Aber bei dem heutigen, so vielfach verwickelten Leben eines 
Staates fallt der Krone eine übermenschliche Aufgabe und 
damit Verantwortung zu, wenn alle auf das Gesammtwohl 
zielenden Thaten ausschließlich ihrem Eingreifen überlassen 
werden, ohne dass die Völker zur Eröffnung ihrer darauf 
bezüglichen Gedanken, Wünsche und Bedürfnisse gelangen. 
Historisch krisenhafte Wendepunkte kann heute kein größerer 
Staat erfolgreich überdauern, wenn sich nicht jedesmal zu 
der Macht der Krone, anlässlich ihrer wichtigsten Ent- 
schließungen, die noch größere Macht der Volksüberzeug^ng 
von der inneren Nothwendigkeit dieser Entscheidungen ge- 
sellt. Dynastien können in unserer Zeit am Ende doch keinen 
anderen Weg mehr gehen, als den, welchen die Völker ihnen 
zu bahnen und zu ebnen freiwillig gesonnen sind. Im modernen 
Staate — zum Unterschiede vom ständisch-absoluten — muss 
sich darum das ausschlaggebende Element des Staates, das Volk, 
in der Lage befinden, jederzeit seine wahren Regungen zum 
deutlichen, für die Staatslenkung nutzbaren Ausdrucke zu 
bringen. Wo staatliche Zustände es daran hindern, wird die 
Staatsgewalt nicht nur in der Erfüllung ihrer Zwecke irren 
und fehlen, immerfort Zweckwidriges in Rechtskraft erwachsen 
lassen, sondern auch schließlich aufhören, ein wohlgeordnetes 
Ganze althergebrachter und feststehender Rechte zu sein, 
sie wird am Ende gar herab zu einer Art Wirtschafts- 
fond, aus dessen Bestände nur noch die Bedürfnisse des 
Tages, statt der Anforderungen der Zukunft, kümmerlich 
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bestritten werden, sinken. An Stelle einer planmäßigen, an sich 
haltenden Regierung wird sich die Verschleuderung der 
staatlichen Rechte und Mittel setzen. 

Ist der diesseitige Staat des Reiches schon auf so ab- 
schüssiger Bahn? — Vielleicht! Inwieweit aber die gegen- 
wärtige Verbindung des »nationalenc Ungarn mit den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern auch 
noch die diesseitigen Volker an ihrer staatlichen Lebens- 
function, die das Gesammtgedeihen erforderte, hindert, soll 
die nachfolgende Betrachtung ein wenig aufzuhellen ver- 
suchen, freilich — ernst genug ist der Anblick der Noth- 
wendigkeit! 

Im Jänner 1902. 



Der Verfasser. 



I. 

DIE VERBINDUNG DER HABSBURGISCHEN 

LÄNDER VOR 1867. 




ollen die iSöjiger Vertragsbedingfungen der 
Staatenverbindung »Osterreich - Ungarn« in 
ihrem ganzen Umfange unverletzt bleiben, so 
muss auch jetzt wieder dem gegenwärtigen 
Übereinkommen zwischen den beiden Staaten, 
das derzeit in »Osterreich« ^) nur Kraft einer § 1 4- Verordnung 
besteht, ein beiderseits von den Legislativen beschlossener 
Ausgleich folgen. Jede Ausgleichsverhandlung mit Ungarn 
ist aber für das Verfassungsleben in den im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern ein kritischer Augen- 
blick. Denn dieser Reichsrath zeigt sich jedesmal — und 
nicht bloß infolge einer zufälligen ungünstigen Constellation 
der Parteien — seiner Aufgabe, den Ausgleich mit Ungarn 
auf gerechter Basis zu schließen, wenig oder gar nicht ge- 
wachsen. Schwach sein ist kein Unglück, wohl aber schwächer 
sein als seine Aufgabe! 

Der Reichsrath der Königreiche und Länder auf der 
einen Seite, der ungarische Reichsrath auf der anderen Seite : 
der Form nach herrscht volle Gleichartigkeit. Dennoch muss 
dort, wo wirkliche Gegensätze der Staaten aufeinander stoßen, 
die diesseitige Reichshälfte der Nothwendigkeit des Bestandes 
der Staatenverbindung stets die weitaus größeren Opfer 
bringen. 

Rein doctrinärem Sinne, für den die politische Macht 
und Freiheit allein in den Verfassungsformen wurzelt, ist 
jedenfalls unerklärlich, warum sich thatsächlich das »öster- 

^) Wir gebrauchen oftmals in dieser Schrift, so wie schon in 
ihrem Titel, der Einfachheit halber, für die im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreiche und Länder, den, allerdings landläufigen, aber 
weder historisch noch staatsgrundgesetzlich gerechtfertigten Namen 
»Osterreich«. 
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reichische« Parlament i), welches doch vermöge seines weit- 
gehenden Budgetrechtes und trotz des, im Grunde nur das 
staatliche Nothstandsrecht enthaltenden § 14 an verfassungs- 
mäiSiger Omnipotenz den stärksten Parlamenten gleichsteht, 
immer schwächer erweist, als das ungarische. Unter den- 
selben Staatsformen gelangen die einen Völker zur Ent- 
wicklung und Freiheit, die anderen zur Schwäche und Un- 
freiheit. Nur ein Staat, dessen Formen und Gesetze, als ge- 
treuer Ausdruck des Volkscharakters, von Allen mit Über- 
zeugung gehalten, gefordert und fortgebildet werden, kann 
frei und mächtig sein : seine Macht wird durch die freie That 
und das lebendige Pflichtgefühl seines gesammten Volkes 
gewahrt. Man ist gewohnt, die Schuld jener Schwäche des 
»österreichischen« Parlaments einfach dem unausgesetzten 
nationalen Streite zu unterschieben. Aber dies ist nur eine 
oberflächliche und unzulängliche Erklärung. Denn auch im 
Falle, als sich die nationalen Parteien über ihre Haupt- 
differenzpunkte einmal einigten, wäre die Ebenbürtigkeit des 
»österreichischen« Reichsrathes und des ungarischen Reichs- 
tages noch lange nicht erreicht. Die wahren Ursachen, warum 
die politische Macht dieser Reichshälfte ihren Verfassungs- 
formen nicht entspricht, liegen an tieferer Stelle: zu ihrer 
Erkenntnis bahnt uns der grundverschiedene Bildungsprocess 
der beiden Staaten den Weg. 

Die heutige staatliche Selbständigkeit Ungarns einer- 
seits und diejenige der im Reichsrathe vertretenen König- 
reiche und Länder anderseits datieren zwar von der gleichen 
iSöjiger Ausgleichungs- und Gesetzgebungsaction, doch aber 
ist die Verfassung Ungarns in Hinsicht auf ihre Genesis eine 
historische, diejenige der Reichsrathsländer eine doctrinäre. 
Die erstere ist in ihren Anfangen Jahrhunderte alt; sie ist 
das Resultat langsamer Entwickelung und die Summe der 
gesammelten Lebenserfahrungen, wenn auch nicht eines 
ganzen Volkes, so doch einer national fühlenden Nobilität. 
Die Magyaren selbst vergleichen gerne ihre Verfassung mit 

*) >Das arme Parlament« nannte es einst Abgeordneter Cameri 

(1876). 
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der englischen, die, in ihren Anfangen auch unerkennbar, eben- 
falls das Ergebnis einer continuierlichen Entwickelung war. 
Aber weiter geht auch die Ähnlichkeit nicht. Denn die un- 
garische Verfassung behielt bis zum Jahre 1 848 den Charakter 
einer rein ständischen Verfassung. Die Theilnahme der, nur 
die bevorrechtete Adelsclasse repräsentierenden Stände an 
der Erledigung der Staatsangelegenheiten blieb individual- 
rechtlicher Natur, wie es das Merkmal der Ständeverfassung 
ist. In England hingegen entstand schon frühzeitig die Idee 
der Volksrepräsentation und damit das, die Verwaltung con- 
trolierende Budgetrecht des Parlaments, statt der ständischen 
Bewilligung beliebig verwendeter Subsidien wie in Ungarn. 
Das englische Parlament kam zu normativ formulierten Bills, 
der ungarische Landtag erhob sich nie über die der könig- 
lichen Erledigung unterbreiteten Petitionen. Der Unterschied 
ist also zweifellos groß: dort eine wahrhaftige Freiheit jedes 
Individuums, hier nur eine Freiheit als Vorrecht des Adels. ^) 
Immerhin bleibt die ungarische Verfassung zum Unterschiede 
von der December -Verfassung der Reichsrathsländer eine 
historische. 

Die letztere drückt nun wohl die politischen Ideen der 
modernen Zeit aus; ihr Zustandekommen ist aber nicht auf 
ein directes Bedürfnis der cisleithanischen Völker, sondern 
vielmehr auf die Anpassung an die, durch das Ausscheiden 
Ungarns aus der bisherigen österreichischen Monarchie her- 
vorgerufenen Zustände zurückzuführen. Sie datiert also nicht, 
wie das gewöhnlich bei den doctrinären Verfassungen der 
Neuzeit der Fall war, von einem bestimmten Ereignisse, 
einer Revolution oder Bewegung, der eigenen Länder und 
Völker, sondern eigentlich von der Bewegung und Erhebung 
eines ihr fremden, nämlich des magyarischen Volkes; sie ist 
mehr aus dem Bedürfnisse jener, als dieser Reichshälfte, hervor- 
gegangen; also gleichsam nach dem äußerlichen Vorgange 
ihrer Entstehung in doppeltem Grade künstlich und doctrinär. 
Ist diese Veranlassung der Zusammenfassung der im Reichs- 



^) Vgl.: Dr. Tr. Tetzner, Der österreichische Kaisertitel, das 
ungarische Staatsrecht und die ungarische Publicistik. 
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rathe vertretenen Königreiche und Länder zu einem selbst- 
ständigen Staate an sich schon sehr bezeichnend, so wird 
doch erst die ganze Künstlichkeit dieser Staatsschöpfung 
durch den Einblick in den geschichtlichen Werdeprocess, den 
das alte Reich der Habsburger bis zu jenem Zeitpunkte ge- 
nommen hat, vermittelt. 



Seit altersher wurden die drei wichtigsten Ländergruppen, 
die das alte Kaiserthum Osterreich bildeten, die große un- 
garische Tiefebene, das böhmisch-mährische Stufenland und 
die Gebiete der im Osten breit auslaufenden Alpenländer, 
gerade durch ihre Bodengestaltung, so verschieden sie auch 
untereinander sind, auf einander hingewiesen. Durch Ungarn 
und die Alpenländer zieht sich als große natürliche Wasser- 
straße die Donau mit ihren bedeutendsten Nebenflüssen, der 
einzige europäische Strom, der von Westen nach Osten geht 
und den Verkehr in dieser Richtung zu vermitteln bestimmt 
erscheint. Böhmen und Mähren, mit Gebirgen nach Norden 
umschlossen, sind gegen Ungarn und die Alpenländer offen; 
hierzu kommt noch, dass Mährens bedeutendster Fluss, die 
March, der Donau zufließt. Es fehlen zwischen diesen Länder- 
gebieten thatsächlich alle bestimmten, natürlichen Grenzen; 
darum schwankte auch ihre politische Abgrenzung durch 
Jahrhunderte lang. ^) So ist es begreiflich, dass schon früh- 
zeitig, als die einzelnen Staaten nur einigermaßen consolidiert 
waren, wechselweise von Böhmen, von Ungarn und endlich 
mit dauerndem Erfolge von dem Erzhause Osterreich aus 
Versuche zu irgendwelcher Verbindung dieser Länder unter- 
nommen wurden. Mit klarstem Bewusstsein bereitete Rudolf 
der Stifter, durch eine Erbverbrüderung mit den Häusern Anjou 
und Luxemburg die, schon unter Albrecht IL nachfolgende 
Vereinigung Ungarns und Böhmens mit Österreich vor. 2) 
Aber diese Vereinigung war noch von keiner Dauer. Das 



^) Alfons Huber, Geschichte Österreichs. 

^) Vgl. Huber, Geschichteösterreichs; ebenso Dr. H.J.Bidermann, 
Geschichte der Osterreichischen Gesammtstaatsidee. 
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Aussterben der Linie Albrechts IL mit Ladislaus Posthumus und 
somit neue Erbstreitigkeiten und Theilungen ließen den dynasti- 
schen Besitz abermals zerfallen ; und erst wieder Ferdinand I. ge- 
langte durch seine Gemahlin Anna, der Erbin von Böhmen 
und Ungarn, in den Gesammtbesitz dieser Länder. Von jetzt 
an blieben sie zwar habsburgischer Besitz; aber auch noch unter 
den Nachkommen Ferdinands I. traten Erbtheilungen und 
Erbzwistigkeiten ein, so dass doch auch jetzt noch perioden- 
weise die einzelnen Länder verschiedenen Herrschern gehorchten 
und erst von Leopold I. an, nach Aussterben der jüngeren 
Tiroler Linie, sich alle Erbländer dauernd in einer Hand ver- 
einigt erhielten. 

Dazu hat von dieser Zeit an gewiss auch nicht wenig 
die gemeinsame Türkennoth beigetragen. Es entspricht darum 
sicher nicht ganz dem geschichtlichen Werdegange des öster- 
reichischen Kaiserstaates, wenn seine Entstehung immer aus- 
schließlich als das Ergebnis einer, durch Jahrhunderte fort- 
gesetzten zielbewussten Thätigkeit der Habsburger hingestellt 
wird. Wie wären damit die vielen absichtlichen Erbtheilungen, 
welche die Gemeinsamkeit immer wieder aufhoben, vereinbar? 
Wahr ist vielmehr, dass neben den genialen Bestrebungen 
einzelner Habsburger auch fortdauernde gemeinsame Interessen 
und gemeinsame Gefahren der Völker den oftmals eintretenden 
und schließlich* dauernden Zusammenschluss der Länder 
mächtig förderten. Die jedesmalige Stellung der Stände 
Böhmens und Ungarns, die lange Zeit Wahlreiche waren, 
zu den habsburgischen Erbansprüchen sprechen hierfür eine 
deutliche Sprache. Denn wenn sich auch zu verschiedenen 
Malen in Ungarn, wie z, B. ZApolya, und auch in Böhmen 
ehrgeizige Große fanden, die, um an die Spitze ihres Staates 
zu kommen, grundsätzlich gegen die Verbindung der Länder auf- 
traten, so stand doch jedesmal nach kurzer Zeit wieder die große 
Mehrzahl des Adels für die Rechte der Habsburger im wohl- 
verstandenem Interesse ihres Staates ein. Wie oft waren 
nicht die Habsburger auch im Reiche so sehr beschäftigt, 
dass sie gar nicht die Zeit und Mittel zur thatkräftigen Be- 
hauptung ihrer Stellung in den Erbländern ohne jene kräftige 
Unterstützung des Adels hätten aufbringen können! Jedenfalls 
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haben die Türken zur Zeit ihrer Größe mit ihren vortrefflichen 
Heereseinrichtungen weiteren Kreisen in unseren Ländern 
die Bedeutung und Nothwendigkeit gemeinsamer Abwehr 
beigebracht. Unmöglich konnten die Länder einzeln einer 
solchen organisierten Heeresmacht, wie der türkischen, erfolg- 
reichen Widerstand leisten. Neben vielen positiven gemein- 
samen Cultur- und Verkehrsinteressen hat ^Iso zweifellos auch 
die Allen gemeinsame Türkennoth die dynastischen Be- 
strebungen, eine feste Verbindung zwischen den Ländern 
und Staaten zu schaffen, nicht wenig gefördert. 

Die Geschichte des alten Osterreich, dcis auf keiner ein- 
heitlich nationalen Grundlage erwuchs, ist von allem Anfange 
an keine Volks- oder Landesgeschichte, sondern eine Staaten- 
geschichte. Schon an den altösterreichischen Ländern, von 
denen jedes anfanglich eine für sich bestehende Einheit war, 
scheiterten die viel gerühmten thatkräftigen Versuche einesMaxi- 
railiansL, durch ein gemeinsames Behördensystem aus jenen ein 
fester geknüpftes, größeres Ganze machen zu wollen. Die Stände 
auch dieser Länder behielten ihre particularistische Richtung 
und waren sogar nur selten dafür zu gewinnen, dem vielbe- 
schäftigten Maximilian durch gemeinsame Ausschusslandtage 
die Berathungen mit ihnen zu vereinfachen und zu erleichtern. 
Böhmen und Ungarn blieben vollständig abgeschlossene 
Staaten. Die von einander gänzlich unabhängigen Staaten 
und Territorien konnten darum immer wieder beliebig inner- 
halb derHerrscherfamilie aufgetheilt werden. Bis zu Ferdinand IL 
war die Verbindung der habsburgischen Länder eine äußerst 
lose ; auch nachher noch hatte einige Zeit hindurch die Ver- 
bindung den Charakter einer bloß zufalligen Vereinigung 
der obersten Gewalt in der Hand Einer Person, ohne dass 
aus dieser Vereinigung schon festere staatsrechtliche Bestim- 
mungen und Consequenzen resultierten. 

Der Zusammenschluss von Ländern und Staaten, aus- 
schließlich durch Abschlüsse von Ehen zwischen Regenten, 
durch Erbrecht und Königswahlen, ließ eben in damaligen 
Zeiten nur eine temporäre personalis unio aequali jure ent- 
stehen. Die Länder und Staaten einer personalis unio aequali 
jure, die also nur ex jure imperii bestand, stehen untereinander 



Die Verbindung der habsburgischen Länder vor 1867. 17 



in gar keinem oder in einem ganz unbestimmten Verhältnisse. 
Bis Ende des 15. Jahrhunderts erschöpfte sich auch der In- 
halt der Staatsgewalt in der Wahrung des Rechtes und der 
Sorge für die Erhaltung des Friedens. Der Schutz des Landes 
gegen Außen, die Sicherung des Landfriedens im Innern und 
dazu die nothwendigen Mittel aus den Erträgnissen der 
Kammergüter und Regalien aufzubringen, waren die haupt- 
sächlichen Aufgaben des Staatsoberhauptes. So konnte auch 
ein Fürst mit wenigen Einrichtungen und Kräften leicht 
mehrere Länder regieren. 

Erst mit Beginn der neuen Zeit änderten sich Inhalt und Auf- 
gaben der Staatsgewalt; es kam allmählich noch die staatliche 
Pflege des materiellen und geistigen Wohles derUnterthanen hin- 
zu. Zunächst forderte schon der, zurGeltung gelangende Grund- 
satz der Berufung von den niederen Gerichten an ein höheres, 
und schließlich an den Landesherrn selbst keine geringe Ver- 
mehrung der Beamten. Dann erwuchsen durch die, an Stelle 
der Vasallenheere mehr und mehr tretenden Söldnerscharen, 
für deren Ausrüstung und Erhaltung umfassende Vorsorge 
getroffen werden musste, der Staatsgewalt neue große Auf- 
gaben und Lasten. Für diese gesteigerten Anforderungen 
reichten die bisherigen Staatseinnahmen nicht aus; zu 
ihrer Deckung waren den Ständen allerlei außerordentliche 
Steuern abzuringen. Es liegt in der Natur dieser Entwicke- 
lung nach immer intensiverer Staatsthätigkeit, dass sich da- 
mit auch die Befugnisse der Staatsgewalt immer umfang- 
reicher gestalteten und sich sowohl gegen die ständischen Privi- 
legien, als auch gegen die Unterthanen schärfer abgrenzten. 

Für den habsburgischen Ländersitz folgte daraus zweier- 
lei: erstens mussten die Herrscher immer häufiger und heftiger 
mit den Ständen jedes Kronlandes separat verhandeln und 
feilschen; zweitens musste das sich auf die gemeinsame 
Regentenperson stützende, immer umfassendere gemeinsame 
Behörden- und Regierungssystem, so sehr auch dabei die 
Individualität jedes Landes festzuhalten gesucht wurde, den 
Charakter und die Verhältnisse der Staatsvereinigung, die 
ursprüngliche personalis unio aequali jure mehr und mehr ins 
Unkenntliche verzerren und verwischen. Es trat eine immer 
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grroßere >Confusio« der monarchischen Prärogativen für das 
ganze von ihnen beherrschte Gebiet ein. Darum wurden 
die Ungarn auch nicht müde, die gemeinsamen Angelegen- 
heiten immer wieder als auf bloö völkerrechtliche Vereinbarungen 
beruhend und auäer innerem Zusammenhange mit der Personal- 
union stehend, zu bezeichnen. An ihrer eigenthümlichen Verfas- 
sung und ihrem kräftigen ständischen Reichstage, der niemals so, 
wie die böhmischen und österreichischen Stände in den Reli- 
gionskriegen, völlig niedergeworfen wurde, fanden auch jeder- 
zeit die so nothwendigen Centralisationsbestrebungen der ge- 
meinsamen Herrscher die größten Hindemisse. 



Die Staatsbildung Alt-Österreichs beginnt schon in jener 
mittelalterlichen Welt, die inmitten des Völkerchaos und des 
Fehderechtes noch die größte Unfertigkeit des Staates auf- 
weist. Die innere Einheit des antiken Staates, der seinen 
Mittelpunkt in der Polis hatte, war längst nicht mehr vor- 
handen. Im antiken Staate bildete die Volksherrschaft das 
Wesen der Regienmgsform : der Staat war identisch mit der 
Bürgerschaft, civitas. Er war auch nach unseren Begriffen 
»Staat« und »Kirche« zugleich; er übte nicht nur Rechte 
aus, sondern auch Zucht; er umschloss Alles, w^as dem Men- 
schen nothwendig und heilig war. Nur im Staate fand der 
Grieche oder Römer die ihm allein menschenwürdig dünkende 
Existenz gesichert, und so fühlte er sich auch mit dem Staate an 
allen Punkten Eins. Ganz anders im mittelalterlichen Staate. 
Dieser ist von allem Anfange an Landstaat: er hat keinen 
territorialen Mittelpunkt, sondern nur einen persönlichen im 
Fürsten. Der Sitz des Fürsten ist mehr oder weniger zufallig 
und unabhängig von der staatlichen Organisation. Daraus 
ergeben sich schon die Schwierigkeiten für alle centralisieren- 
den Bestrebungen. Aber jegrößer sich der Mangel an einer festor- 
ganisirten Centralisation erwies, desto wichtiger schien es, die 
persönliche Fürstengewalt möglichst zu stärken. Nur ein kraft- 
volles Zusammenfassen der geringen Kräfte des damaligen Staates 
in Einer Hand konnte der Zersplitterung des Staatsgebietes in 
unzählig kleine, politisch ohnmächtige Territorien wehren. 
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Damit war die ganze staatliche Entwickelung* in streng monar- 
chischer Richtung gegeben. Gelangte auch am Ende dieser 
Evolution fast überall das Königthum zur persönlichen 
Herrschergewalt und zum Obereigenthume an allen Grund und 
Boden, so konnten sich doch beide Rechte wenigstens im 
germanischen Mitteleuropa nie als unbeschränkte durchsetzen. 
Dem Königsgerichte stand immer noch das Volksgericht, dem 
königlichen Obereigenthume ein unantastbares Privateigenthum 
gegenüber. Neben dem Königsrechte blieb das Volksrecht 
aufrecht, und zwar als von gleichwertigem Ursprünge her- 
stammend wie das erstere. Das ist der große innere Gegen- 
satz, der unseren mittelalterlichen Staat kennzeichnet, zumUnter- 
schiede vom antiken Staate, der seinem inneren Wesen nach 
durchaus einheitlich war.*) Eine Spaltung des antiken Gemein- 
wesens, der Volksgemeinde oder res publica, in zwei oder 
mehrere, mit gleich ursprünglicher Herrschaft begabter Theile 
wäre völlig unverständlich und unmöglich gewesen. 

Dieser gleich anfanglich innere Gegensatz des mittelalter- 
lichen Staates, der niemals, wie der antike Staat, als De- 
positar der gesammten öffentlichen Gewalt galt, verzweigte sich 
im Laufe der Zeit auf immer weitere Gebiete. Die fortschreitende 
Feudalisierung schuf immer zahlreichere öffentliche Gewalten, 
die sich vom Staate unabhängig stellten. Die ursprünglichen 
Volksgerichte wurden zwar beschränkt, dafür entstanden aber 
die Hofgerichte der Grundherren, die auf eigenem Rechte 
beruhten; ebenso bildete sich eine unabhängige kirchliche 
Gerichtbarkeit aus. Außerdem kamen die mit königlichen 
Privilegien versehenen Städte und weitere Immunitäten und 
Corporationen aller Art auf. Die ursprüngliche Zwiespältig- 
keit des mittelalterlichen Staates führte auf solche Weise zu 
einer fast unabsehbaren Zersplitterung der öffentlichen Ge- 
walt. Diese Zersplitterung wieder allmählich zu überwinden, 
ist dann die nächste geschichtliche Aufgabe des Staates. In 
jener Periode der herrschenden vielfaltigen Zersplitterung 
der öffentlichen Gewalt wechseln auch die Staaten leicht ihre 
Herrscher, da ein solcher Wechsel ohne Rückwirkung auf 

Vgl.: Dr. Georg Jellinek, Das Recht des modernen 
Staates. 
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die öffentlichen Verhältnisse der Länder vonstatten geht. 
Nur so erklären sich auch die, in damaliger Zeit so zahlreichen 
Erbtheilungen, Verträge und Täusche, durchweiche die Länder, 
besonders die österreichischen, von einer Herrscherhand in 
die andere übergehen. 

Die Versuche und Anstrengungen, dieser bedrohlichen 
Auflösung der öffentlichen Gewalt in allerlei politische 
Untergewalten Einhalt zu thun, waren allenthalben nicht 
ohne Erfolg: auf die altgermanische Einrichtung, nach 
welcher dem Volksheere bei wichtigen Angelegenheiten 
ein Mitbestimmungsrecht zustand, gleichsam zurückgreifend, 
consolidierten sich schließlich die bisher zerstreut wir- 
kenden politischen Untergewalten zu einer, dem König- 
thume geschlossen gegenübertretenden Corporation. Das 
letzte Resultat dieser Bewegung war der »ständische Staat«. 
Die vielseitige Zersplitterung war damit wieder auf die rein 
dualistische Gestaltung des germanischen Staatswesens von 
ehedem, nur jetzt in noch deutlicherer und schärferer Form, 
zurückgeführt. 

Es ist natürlich, dass jener Process überall anderen 
historischen Gründen entsprang. Hatte z. B. in Frank- 
reich der König selbst, infolge eines Streites mit der Kirche, 
die Bildung der Stände gefördert, so vollzog sich hingegen 
in Osterreich und Böhmen und insbesonders in Ungarn die 
Consolidierung in Form des Ständewesens mehr von unten 
aus. In den beiden ersteren Ländern war es zunächst das 
Streben der Lehensträger, ihre Rechte zu behaupten, in letzte- 
rem hingegen die stete Bemühung des Adels und der Ge- 
meinden, ihre Freiheiten und Privilegien zu erweitern. Das 
Facit blieb aber immer das Gleiche: am Ende dieser Ent- 
wicklung stehen überall die Stände als unabhängige, auf 
eigenem Rechte beruhende Körperschaften dem Könige gegen- 
über. Die Idee, dass beide nur Organe desselben, als Einheit 
zu denkenden Staatswesens seien, fand nicht den geringsten 
Raum mehr; beide, König und Stände, fühlten sich als scharf 
voneinander getrennte, ebenbürtige Rechtssubjecte. So gab 
es eigentlich eine Art »Doppelstaat«: die Landestände und 
der Landesherr ; jeder Theil hatte seine eigenen Beamten und 
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Gesandten, sowie seine eigene Wirtschaft und eigenen Gerichte, 
ja öfter auch seine eigenen Heere. Die ungarischen Stände 
hatten noch im Passaro witzer Frieden ihre besonderen Ge- 
sandten. Gesteigert erscheint dieser Dualismus des Stände- 
staates noch dadurch, dass in damaliger Zeit die große Masse 
des Volkes überhaupt dem Staate vollständig entfremdet und 
von allem öffentlichen Leben ganz und gar ausgeschlossen 
war; so konnten die Stände als alleiniger politischer Theil 
der Nation umso entschlossener und geschlossener dem Für- 
sten gegenüber auftreten. 



In den österreichisch-böhmischen Ländern sowohl, als auch 
in Ungarn, obwohl letzteres zum großen Theile seinen eigenen 
Entwickelungsgang einschlug, wirkten noch andere Factoren 
mit, um den ständischen Sondergeist besonders zu verschärfen 
und die Einheitlichkeit und Selbständigkeit der obersten Staats- 
gewalt zu bestreiten. Die Bevölkerung der habsburgischen 
Länder war immer streng katholisch; sie blieb es auch, 
trotz aller Religionswirren und kurzen Unterbrechungen der 
Glaubenscontinuität in einzelnen Territorien, bis auf den heu- 
tigen Tag. Unter allen Kirchen nimmt nun bekanntlich die 
katholische Kirche insoferne eine Ausnahmsstellung ein, als 
sie seit jeher einen, vom Staate ganz unabhängigen, öffentlich 
rechtlichen Verband bildet. Zur Zeit ihrer weltlichen Macht- 
fülle zwang sie auch mit mehr oder weniger Erfolg, die 
Staaten zu ihren Dienerinnen herab: sie setzte Kaiser und 
Könige ein und ab. Die volle Unabhängigkeit des Staates 
von kirchlichen Geboten erreichte nach langen Kämpfen zu- 
erst Frankreich, viel später, nach der Reformation, auch mehrere, 
zum Protestantismus sich bekennende deutsche Staaten. 
In den altösterreichischen Erbländern und in Ungarn — 
letzteres wurde lange Zeit als Lehen des päpstlichen Stuhles 
betrachtet — blieb der Einfluss der katholischen Kirche 
unbestritten bestehen. Der Gegensatz dieser, außerhalb des 
Staates befindlichen Macht zu der jeweiligen Staatsgewalt 
selbst, hat nicht wenig beigetragen, die ohnehin eigennützig 
ihre Rechte verfolgenden Stände noch mehr auf ihre staatlich 
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oppositionelle Stellung^ bedacht sein zu lassen. Der zeitweilige 
Abfall von der katholischen Religion des ständischen Adels 
in den habsburgischen Erbländern erklärt sich nur dadurch, 
dass die Stände durch Beugung unter das päpstliche Joch 
auch etwas in ihrer selbstberechtigten Stellung dem Fürsten 
gegenüber einzubüßen fürchteten. Eine weitere Verschärfung 
erfuhr dieser schon dadurch stark ausgeprägte fürstlich-stän- 
dische Dualismus durch die specielle Stellung der öster- 
reichischen Lande zu dem deutsch römischen Reiche. 

Schon im allgemeinen war im Mittelalter neben dem 
Papstthum auch das Kaiserthum eine Macht, die der Idee des 
selbständigen souveränen Einzelstaates entgegenarbeitete. Bis 
zur Reformation hielt man die Thesis fest, dass alle christ- 
lichen Einzelstaaten de jure dem römischen Reiche unter- 
geordnet wären. Die plenitudo potestatis stehe nur dem Kaiser 
zu, er allein sei wahrer Herrscher des ganzen christlichen 
Erdkreises; allen anderen Einzelstaaten sei nur die Bedeutung 
von Provinzen zuzuerkennen. Diese Theorie erhielt sich noch, 
als sie längst durch die Wirklichkeit Lügen gestraft worden 
ist: als für Frankreich, England, Venedig u. s. w. nicht der 
Schatten einer kaiserlichen Oberhoheit mehr zu retten war. 
Sie stützte sich schließlich auf den unbestrittenen Vorrang, 
den der Kaiser vor den Königen behauptete. Konnte er doch 
auch allein den Königstitel verleihen! Anders lag aber noch 
die Sache für die habsburgischen Länder, die zumeist schon 
von frühester Zeit an in naher Beziehung zur römisch- 
deutschen Kaiserwürde standen und mehr oder weniger ab- 
hängig vom römischen Imperium waren. Die außerhalb des 
Einzelstaates stehende Kaisermacht, geradeso wie das auch von 
auswärts eindringende Papstthum, wirkte hier in jedem Einzel- 
staate dem Gedanken seiner staatlichen Einheit, Geschlossen- 
heit und Unabhängigkeit mächtig entgegen und drängte die 
Stände jedes Landes zu umso schärferem Antagonismus gegen 
ihren, dem Kaiser untergeordneten Landesherrn. Diese hier- 
durch erzeugte Verstärkung des fürstlich-ständischen Gegen- 
satzes erreichte begreiflicherweise erst ihren Höhepunkt, als 
die Habsburger selbst ständig in den Besitz der deutschen 
Kaiserwürde gelangten. Von jetzt an fielen Königsrecht und 
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Volksrecht, welch letzteres im ständischen Staate eben nur 
durch die Stände repräsentiert war, noch um Vieles weiter 
auseinander. Der, so zahlreichen Ländern gemeinsame Landes- 
herr, der schon durch seinen vielseitigen Länderbesitz dem 
Verständnis und den Interessen jedes Einzellandes ziemlich 
fremd gegenüberstand, entfernte sich nun als deutscher Kaiser, 
dem sich eine ganz neue Interessensphäre eröffnete, von allen 
zugleich noch um ein gutes Stück. 

Der römisch-deutsche Kaiser, dessen ganze Politik vor- 
nehmlich von seiner Reichsstellung abhängig war, konnte 
den Wünschen und Bedürfnissen jedes einzelnen Landes noch 
weniger Rechnung tragen, als die früheren Herrscher. Durch 
die selbstverständlichen Rücksichten auf das Reich und seine 
fernen Besitzungen schienen nunmehr seine Handlungsmotive 
und Interessen oft in potenziertem Gegensatze zu den noth- 
wendigen Forderungen jedes Einzelstaates zu stehen. So 
musste sich gerade in allen, von ihm auch als Landesherm 
beherrschten Ländern der fürstlich-ständische Dualismus ganz 
besonders gewaltig entwickeln. Hier glaubten die Stände, als 
politische Nation, nur durch eine ausnehmend beharrliche 
Behauptung ihrer Rechte und Absichten die Bedeutung ihres 
Heimatlandes der mit dem Papstthum innig verbundenen 
Kaisermacht gegenüber schützen und wahren zu können. 
Das Kaiserthum war und blieb einmal die Fortsetzung des 
römischen Weltherrschaftsgedankens, des Imperiums. 

Und wenn auch die Kaiser nach Friedrich IL, dem 
Hohenstaufen, dem letzten Herrscher, den der Universal- 
gedanke wahrhaft beseelte, durch ihre Schwäche gezwungen 
wurden, den Landesfreiheiten viele Zugeständnisse zu machen, 
so ließen sie doch die Imperiumsidee nimmermehr gänzlich 
fallen. Sie bekämpften als Vertreter des Universalismus über- 
haupt das Existenzrecht unabhängiger Staaten und Nationali- 
täten, insbesonders natürlich das ihrer eigenen Erbstaaten. Nach 
den hundertjährigen Kämpfen zwischen Papstthum und Kaiser- 
thum selbst um die endgiltige Superiorität in jenem einzigen 
untheilbaren Gottesstaate, in der civitas Dei auf Erden, die 
schließlich mit der Anerkennung der übergeordneten Herr- 
schaft der Kirche endigten, blieb jedem folgenden Kaiser 
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gegenwärtig, dass er in gewissem Sinne ein Glied der Kirche 
sei, a Deo coronatus. Seine Gewalt beruhte zum Theile auch 
wirklich auf religiösen Voraussetzungen, und er duldete darum 
in seinen Landen keine thatsächliche Trennung zwischen 
Staat und Kirche. Die Vorstellung von dem, durch die zwei 
Schwerter zusammengehaltenen Universalreiche wurde in den 
Habsburgern, vornehmlich seitdem Karl V. in Wahrheit den 
Thron einer Weltmonarchie inne hatte, wieder vollständig 
lebendig. Ihr Kampf gegen das Princip der Einzelstaatcn 
und Nationalitäten in den, ihre Hausmacht bildenden Ländern 
war nur eine selbstverständliche Folge ihrer Stellung und 
Anschauungen als römische Kaiser deutscher Nation. 

Ebenso folgerichtig war ihre energische Parteinahme 
für den Katholicismus während der Reformation und in den 
nachfolgenden Religionskriegen, die in Böhmen und einigen 
alt österreichischen Ländern zu den blutigen Abrechnungen 
mit den, gegen den kaiserlichen Landesherrn rebellierenden 
Ständen führten. Die Stände, die sich allein als politische 
Nation fühlten und das, dem Universalismus entgegengesetzte 
Princip der Einzelexistenz und Nation vertraten, wurden rück- 
sichtslos niedergeworfen. Damit war der Sieg des Universa- 
lismus über den einzelstaatlichen Nationalismus vorläufig ent- 
schieden. In diese Zeit fiel dann auch die absichtliche Zer- 
setzung des übriggebliebenen landschaftlichen Uradels durch 
einen neuen Briefadel. Getreue Bürger, Beamte und Generale 
erhielten durch Diplome Adelsqualität, und da der Landes- 
fürst zugleich das Reichsoberhaupt war, wurde zumeist daraus 
ein, mit Titeln des deutschen Reiches ausgestatteter Adel, 
Reichsadel. ^) Schon Ferdinand I. bemühte sich aber ver- 
geblich nach dem Erwerbe von Ungarn und Böhmen, an Stelle 
des erbländischen Adels, überhaupt einen österreichischen 
Gesammtadel zu bilden, um damit ein willfahrigeres Werkzeug 
für die imperialistische Idee gegen die particularistischen altstän- 
dischen Tendenzen zu gewinnen. Diese Bemühungen wollten 
niemals vollständig gelingen. Der ungarische Adel hielt treu an 
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seiner Herkunft fest, ebenso der historische Adel der übrigen 
Länder, besonders Böhmens, obgleich die Gegenreformation 
die politische Bedeutung des letzteren, sowie im allgemeinen die 
Oppositionsfahigkeit der Stände in den Landschaften ein für 
allemale stark herabgedrückt hatte. Noch heute stehen auch die 
ersten Adelsgeschlechter Böhmens, eingedenk ihrer ursprüng- 
lichen Landsäßigkeit und des ständischen Principes der Einzel- 
existenz jeder Nation, auf durchaus föderalistischem Boden. 
Und heute verträgt sich auch mit diesem Standpunkte ihre 
streng katholische Gesinnung, da die, ihrer particularistischen 
Politik einst so widersprechende Idee der römischen Uni- 
Versalmonarchie auf Österreich-Ungarn keine Anwendung 
mehr findet. 



Nach der. vorübergehenden Vereinigung Österreichs mit 
Böhmen und Ungarn in den Jahren 1437 — 1440 und 1444 bis 
1457 tritt also erst unter Ferdinand!., nach dem Tode Ludwig II. 
in der Schlacht von Mohäcs 1526, die dauernde Verbindung 
zwischen diesen Staaten ein. Trotz seiner unbestrittenen Erb- 
ansprüche gelangte Ferdinand nicht ohne Widerstand in den 
Besitz der Länder; denn die ungarischen wie auch die böh- 
mischen Stände hielten an ihrem unbeschränkten Wahlrechte 
fest und schritten nicht vor Ausstellung verschiedener 
Majestätsbriefe, die ihnen die Landesprivilegien sicherten, zur 
Wahl. Nur die mährischen Stände erkannten den Gemahl der 
Königin Anna ohne Wahlhandlung mit der einzigen Be- 
dingung, dass ihnen alle ihre Freiheiten bestätigt würden, sofort 
als ihren Herrscher an. 

Dieses ganze Zeitalter kennt noch nicht den Begriff 
des unabhängigen, selbständigen Staates, ebensowenig die 
gesonderte Existenz des öffentlichen Rechtes. Dem Denken 
jener Zeit entspricht es noch vollkommen, den Staat 
lediglich als Vertragsverhältnis zwischen Herrscher und 
Ständen, die sich allein als Repräsentanten des gesammten 
Volkes ausgeben, aufzufassen, als ein Verhältnis, das gegen- 
seitige Rechte und Pflichten feststellt. Für die österreichischen 
und böhmischen Länder, welch letztere eben erst zu dem habsbur- 
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g-ischen Besitze hinzukamen, aber auch schon früher Theile des 
romisch-deutschen Reiches waren, wird die nunmehr dauernde 
Stellung der Habsburger als deutscher Kaiser insofern von 
besonderer Bedeutung, als sich die 1526 zugetragene Neu- 
bildung des österreichischen Gesammtstaates mit Bezug auf 
sie nur als eine Veränderung innerhalb des Reiches darstellte. 
Es begann nun aber auch die Periode der fortschreitenden Auf- 
lösung der Reichsgewalt durch die Umwandlung der größeren 
landesherrlichen Gebiete zu Territorialstaaten. Wirtschaftliche 
und vorzüglich militärische Rücksichten erforderten eine 
Concentration der fürstlichen Gewalt. Von einander ursprüng- 
lich unabhängige Gebiete wurden zu administrativen Einheiten 
verbunden, alle Unterthanen umfassende, von der Lehens- 
treue unabhängige Heerwesen geschaffen, die feudale Ge- 
richtsbarkeit und andere Immunitäten stark vermindert, oder 
wenigstens unter landesherrliche Aufsicht gestellt, und die ge- 
sammten ständischen Verwaltungen von ihrer früheren neben- 
geordneten Stellung in eine dem Landesherrn vollständig unter- 
geordnete herabgedrückt. Durch Zerreibung der dem Staate vor- 
her unabhängig gegenüberstehenden feudalen und öffentlichen 
Gewalten wurde die vielfach abgestufte Gesellschaft allmählich in 
eine, auf dem Boden grundsätzlich gleicher Rechtsfähigkeit 
stehende Gesellschaft verwandelt. So verwirklicht schließlich 
die absolut gewordene Monarchie wenigstens äußerlich wieder 
die Idee der Staatseinheit. In Ländern, wie in England und Frank- 
reich, wo ein homogenes Staatsgebiet unter einem Herrscher 
stand, konnte sich die Auffassung des sachenrechtlichen 
Charakters der Beziehung zwischen Staat und Gebiet, wie 
sie den patrimonial staatlichen Theorien zugrunde liegt, 
schon früher durchsetzen, als in den Ländern des Deutschen 
Reiches, wo die getheilten Hoheitsrechte zwischen dem 
Kaiser und den Landesherren das Verhältnis der Staatsgewalt 
zum Gebiete viel dunkler gestalteten. 

Aber mit der rasch zunehmenden Lockerung des Reichs- 
verbandes unter den Habsburgem reifte endlich auch in 
Deutschland die Idee von dem dinglichen Charakter der 
Landeshoheit, von der ländesherrlichen Oberhoheit über allen 
Grund und Boden, und förderte die Umbildung zu Territorial- 
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Staaten, dieser wichtigsten Vorbeding-ung der weiteren, durch 
den Absolutismus gehenden Entwickelung zur staatlichen Ein- 
heit. Nicht recht möglich w^ar, trotz aller Vermischung von 
Dominium und Imperium, trotz aller »Confusio« der kaiserlichen 
Prärogativen, die Ausbildung der habsburgischen Besitzungen 
zu Territorialstaaten. Denn hier war der jedesmalige Landes- 
herr zugleich Kaiser und anderwärts vielseitiger Landesherr; 
diese vielseitige Trägerschaft von Herrscherrechten in Einer 
Person konnte in keinem seiner Länder den Gedanken eines 
innigen Verhältnisses der obersten Staatsgewalt mit dem einzel- 
nen Gebiete aufkommen lassen. Ebenso wenig war die im Begriffe 
des Territorialstaates gelegene Abschließung gegen andere 
Staaten unter den Ländern der habsburgischen Krone zu- 
lässig, ohne den Vortheil ihrer Verbindung wieder vollständig 
aufzuopfern. Noch weniger möglich erschien selbstverständlich 
die Umwandlung der österreichischen, böhmischen und ungari- 
schen Ländergebiete zu einem einzigen Territorialstaate. Sie 
bildeten thatsächlich eine Mehrheit von Territorien, jedes be- 
wohnt von einem anderen Staatsvolke und jedes unter ganz 
verschiedenen Rechtstiteln seinem Landesherm zugehörig. 

Als Könige von Ungarn waren die österreichischen 
Herrscher dem Reiche gegenüber Monarchen eines fremden 
unabhängigen Staates; als Könige von Böhmen waren sie 
wieder deutsche Kurfürsten, die durch die goldene Bulle be- 
sonders privilegiert erschienen, und Herrscher eines Gebietes, 
das von Deutschland in nur ganz loser Lehensabhängigkeit 
stand; als Erzherzoge von Osterreich erfreuten sie sich der 
weitestgehenden Vorrechte in den übrigen Erblanden, die 
aber längst der Reichskreiseintheilung angehörten. Für die 
Stellung der österreichischen Herrscher im Innern aller dieser 
Länder galten allein die bezüglichen Landesverfassungen, die 
die größten Verschiedenheiten unter einander aufwiesen. 

Zunächst waren nur die Fürstenthümer der altösterrei- 
chischen Gruppe, und außerdem Mähren, Schlesien und 
Kroatien, die die Erbansprüche Ferdinands und seiner Ge- 
mahlin gelten ließen, wirkliche Erblande, während Böhmen 
und Ungarn Wahlkönigreiche blieben. Ersteres wurde erst 
durch die erneuerte Landesordnung vom Jahre 1627, letzteres 
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gar erst durch den Gesetzesartikel II vom Jahre 1687 zum 
Erbkönigreiche. Aber die Nachfolge in der Regierung 
richtete sich auch dann noch in den drei Gruppen, Alt-Öster- 
reich, Böhmen und Ungarn nach verschiedenen Grundsätzen, 
bis endlich die Bestrebungen auf Sicherung einer einheit- 
lichen Nachfolge und Untheilbarkeit des Reiches ihren Ab- 
schluss unter Karl VI. durch die pragmatische Sanction 
(17 13) erhielten. Unter Ferdinand I. war die Stellung Böhmens 
zu den Habsburgern so ziemlich noch die gleiche, wie die- 
jenige Ungarns; der Unterschied lag nur in der Reichs- 
zugehörigkeit Böhmens, wodurch die Macht des Landesherrn, 
ausgestattet mit der Reichshoheit, den Ständen gegenüber 
von Anfang an eine gewisse Erhöhung erfuhr. 



Mit dem Verfalle des Reichsverbandes und der allenthalben 
eintretenden Umbildung der größeren deutschen Gebiete zu 
Territorialstaaten musste natürlich auch bei den österreichischen 
Herrschern die Absicht erwachen, aus der losen, nur auf die 
Person des Herrschers gegründeten Vereinigung ihrer Erb- 
länder und Staaten, die weder einzeln noch insgesammt einen 
Territorialstaat bilden konnten, doch einen möglichst gleich- 
artig regierten Gesammtstaatscomplex zu machen. Der Weg 
hierzu schien die allmähliche Ausgleichung der, in den Länder- 
verfassungen vorhandenen Verschiedenheiten, wozu freilich 
auch in allererster Linie eine außerordentlich gestärkte und 
weitgehende Herrschergewalt nothwendig gewesen wäre. 
Gerade nun in den, der Reichshoheit unterstehenden öster- 
reichischen und bömischen Ländergruppen kamen der Stärkung 
der Herrschergewalt verschiedene Umstände zustatten, so 
z. B. das Eindringen des römischen Rechtes, das der un- 
beschränkten Fürstenmacht viel günstiger war als der 
Landesbrauch; dann die erweiterte Auffassung und Noth- 
wendigkeit der Aufgaben des Staates überhaupt, außerdem 
die Veränderungen des Heerwesens seit dem 30jährigen 
Kriege, und vor allem die Gegenreformation. In Österreich 
und Böhmen war für die Macht der Landstände das Schick- 
sal, das der Protestantismus in diesen Ländern erfuhr, ent- 
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scheidend. Denn die Landstände, die in ihrem Ringen gegen die 
fürstliche Gewalt die Volksthümlichkeit der religiösen Be- 
wegung bald erkannten, traten in dem Augenblicke auf Seiten 
der kirchlichen Reformation, als Kaiser Karl V. seit dem 
Wormser Edict die Bekämpfung der religiösen Neuerungen 
von reichswegen verfugte und seinem Bruder Ferdinand an- 
wies, in den Erblanden im gleichen Sinne vorzugehen. Jetzt 
erhielt das protestantische Bekenntnis den politischen Inhalt 
schärfster Opposition gegen die unentwegt zum Katholicismus 
haltenden Habsburger, die gerade mit Hilfe der Kirche ihre 
Herrschergewalt zu befestigen suchten. Bis zum Jahre 1620 
wogte der Kampf um das politische Übergewicht zwischen 
den Landständen und der Regierungsgewalt ziemlich un- 
entschieden hin und her, obwohl die Landschaften hierbei 
einerseits durch ihre hochentwickelte Verwaltung, ander- 
seits durch den Anschluss der glaubensverwandten landes- 
fürstlichen Städte und Märkte wesentlich unterstützt wurden. 
Nach der Schlacht auf dem weißen Berge veränderte sich 
aber rasch die Situation. Der alte landständische Adel, der 
es bis zur offenen Empörung getrieben hatte und im ent- 
scheidenden Zusammenstoße unterlegen war, wurde zum 
großen Theile vernichtet oder vertrieben; die am Leben und 
im Lande verbliebenen Schuldigen wurden mindestens mit 
Güterconfiscation gestraft. Mit der Niederlage des alten erb- 
gesessenen Landadels fiel in der Hauptsache das ständische 
Princip in Alt-Österreich und in Böhmen. In Böhmen gab die 
Erlassung der erneuerten Landesordnung diesem Umschwünge 
ungeschminkten Ausdruck : der König behielt sich allein das 
Recht der Gesetzgebung vor, er erklärte die hohe Geistlichkeit, 
die seit Karl IV. aus dem Landtage ausgeschieden war, wieder 
zum ersten politischen Stande des Königreichs und bildete aus 
zugewanderten fremden Geschlechtern und neugeadelten Militär- 
und Beamtenfamilien den künftigen Herren- und Ritterstand. 
Dieser neue Herrenstand, der wenig Selbstgefühl und keinen 
Rückhalt im Lande hatte, da er nicht wie der frühere Uradel 
mit den Geschicken des Landes verwachsen war, zeigte sich 
natürlich gefügig und widerstandslos gegen den Herrscherwillen. 
Und da die landesfürstlichen Städte und Märkte aus dem 
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Kriege ganz verarmt hervorgiengen, entfiel jetzt jeder Grund, 
denselben überhaupt noch irgend welche Vertretung im Land- 
tage zu gewähren. Wären die darauffolgende Zeit hindurch 
die Geldverlegenheiten der österreichischen Herrscher nicht 
unaufhörlich gewachsen, so dass sie doch immer und immer 
wieder an den Credit der Landschaften appellieren mussten, dann 
wäre wohl damals schon das Ende aller bedeutenderen Landes- 
freiheiten, das erst unter den Regierungen Maria Theresias 
und Josefs U. erfolgte, eingetreten. Jedenfalls rückte aber 
nach 1630 Böhmen insofern in die Reihe der übrigen alt- 
österreichischen Erblande, als nunmehr die habsburgischen 
Herrscher hier eine nicht weniger weitgehende Regierungs- 
gewalt ungehindert ausüben konnten, als in ihren ange- 
stammten Fürstenthümern. Als die wichtigsten verfassungs- 
mäßigen Rechte der Landstände verblieben jetzt nur noch 
die Bewilligung der außerordentlichen Geldmittel und land- 
schaftlicher Truppen (beziehungsweise später die Bewilligung 
zur Anwerbung einer Anzahl Recruten), die Aufnahme neuer 
Ständemitglieder (Ertheilung der Landmannschaft, des Incolats) 
und Mitwirkung bei der Gesetzgebung, soweit diese die 
Rechte der Landstände berührte und nicht dem Landesfürsten 
allein vorbehalten war. Nach der erneuerten Landesordnung 
in Böhmen behielt sich allerdings der König alle Gesetz- 
gebung ausschließlich vor; nur wurde auch hier den Ständen 
durch die Novellen und Declaratorien Kaiser Ferdinands III. 
vom Jahre 1640 (Aa IX) das Recht zurückgegeben, »sich 
in geringeren Sachen, die da unser Person, Hoheit, Autorität 
und Regalien nicht betreffen, zu unterreden und Beschlüsse 
zu fassen«, die jedoch erst nach königlicher Genehmigung 
verkündet werden durften.^) Den Forderungen der Regierung 
gegenüber ermangelten freilich wohl die Stände niemals auch 
ihrerseits Wünsche und Beschwerden vorzubringen, die sie auch 
öfter mit kluger Benützung der Nothlage der Regierung durchzu* 
setzen verstanden. Ein principielles Recht jedoch, ihre Be- 
willigungen von der landesfürstlichen Erfüllung ihrer Wünsche 
abhängig zu machen, ist in den österreichischen und böhmischen 

^) Vgl. : österreichische Reichsgeschichte von Dr. A. Luschin 
v. Ebengreuth. 
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Ländern nie mehr aufgekommen. Die seitherigen Landes- 
verfassungen in den Erblanden boten jedenfalls der weiteren 
Ausbildung einer mehr gleichartigen landesfürstlichen Ver- 
wedtung und der Entwickelung der landesfurstlichen Gewalt 
zum vollen Absolutismus kein Hindernis mehr. Unter denselben 
sanken auch die Landschaften bald zu ganz einseitigen Ver- 
treturgen der Interessen des Großgrundbesitzes herab. In 
wahrhafter Engherzigkeit war bei ihnen von gemeinnützigen 
Anstalten und Einrichtungen nie mehr die Rede, höchstens 
noch von Versorgungsanstalten für die verarmten land- 
ständichen Familien und landschaftlichen Bediensteten. Im 
steten Misstrauen gegen die Regierung setzten sie nur allen 
Neuerungen — auch dort, wo dieselben im Interesse der 
Allgemeinheit geboten waren, zähen, oft zur Verschleppung 
wichtiger Maßregeln führenden Widerstand entgegen, wodurch 
sie erst recht allen Boden in der Bevölkerung verloren. Die 
Regierung, der dieser Zustand wohl bekannt war, konnte 
darum jeden Augenblick ohne Risico dieses letzte, nur schwach 
mehr flackernde Lebenslicht den »Herren Ständen« ausblasen, 
was dann zu Maria Theresias Zeiten eben auch geschah. So tief 
und rasch sank das einstige politische Übergewicht der 
böhmischen Stände, die unter den Jagellonen noch ausriefen : 
»Du bist unser König, wir sind Deine Herren.« 



Aber ganz anders hatte sich während dieser Epoche 
in Ungarn die Lage der Stände gestaltet. Sie setzten im 
Wiener Frieden 1606 die dauernde Regelung der religiösen 
Verhältnisse im Sinne der Gleichstellung aller christlichen 
Bekenntnisse durch. Nicht nur der Adel, sondern auch die 
Bewohner der landesfürstlichen Städte und Märkte erhielten 
das Recht der freien Religionswahl und Übung. Hierdurch 
war der religiöse Interessengegensatz in der Bevölkerung, 
durch welchen es in den österreichischen und böhmischen 
Ländern so leicht gelang, die Gegenreformation durchzu- 
führen und die Macht der Stände zu brechen, in der Folge 
vermieden. Gewiss kam der Behauptung der ständischen 
Macht hier auch noch die Gunst der politischen Lage sehr 
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ZU Hilfe. Die Aufreizungen der Ungarn durch Frankreich 
und die gefahrliche Nachbarschaft der Türken zwangen gerade 
in diesem Zeiträume die Habsburger zu vielfacher Rücksicht- 
nahme auf den, zur Unabhängigkeit neigenden Sinn der 
Magyaren. Auch trug die im Jahre 1608 (durch den ersten Ge- 
setzesartikel nach der Krönung des Königs Matthias II., der 
den Ungarn auch das unbeschränkte Wahlrecht bestätigte) 
erfolgte Theilung des Reichstages in ein Oberhaus mit persön- 
lichem Stimmrechte der Prälaten und Magnaten und in 
ein Unterhaus mit den Abgeordneten des Comitatsadels und 
der freien königlichen Städte nicht wenig zur Festigung der 
Macht und Bedeutung der Stände bei. Dazu kam noch ihr 
ohnehin großer Einfluss auf die Landesverwaltung durch die 
General- und Particular-Congregationen der Comitate. So 
behielt der ungarische Reichstag während der ganzen, für die 
Stellung der Stände der anderen Erbländer so verhängnis- 
vollen Zeit seinen ungeschmälerten Wirkungskreis, der über- 
dies durch die, bis zum Jahre 1687 (beziehungsweise 1722/23) 
festgehaltene Wahl des Königs, ferner durch die Wahl des 
Palatins und endlich noch durch das Recht über Friedens- 
schlüsse mit Gebiets Veränderung zuberathen, ein ausgedehnterer 
war, als derjenige der übrigen Landtage. Diese Sonderstellung 
Ungarns innerhalb der habsburgischen Länder wurde seinen 
Ständen mit Gesetzesartikel III vom Jahre 1722/23 bei An- 
nahme der pragmatischen Sanction noch ausdrücklich zuge- 
sichert. 

Nichts war also unter solchen Umständen deutlicher, 
als vorab schon die Unmöglichkeit, die ungarische Landes- 
verfassung auf gleichen Fuß mit den übrigen Landesver- 
fassungen zu setzen und aus dem habsburgischen Gesammt- 
besitze auf diese Weise einen gleichartig regierten Staats- 
körper zu bilden. Die Umbildung der alt österreichischen und 
böhmischen Ländergruppen allein zu einem Staate und Ungarn 
als besonderen Staat beiseite zu lassen, wäre hinwiederum 
nicht nur ein sehr zweifelhafter Machtzuwachs für das Haus 
Habsburg, sondern gewiss erst recht der Anlass zu neuen 
Verlegenheiten gewesen. So konnte dieser Plan nie entstehen, 
abgesehen davon, dass auch seine Realisierung trotz der 
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Niederwerfung der ständischen Macht in den deutsch-böhmi- 
schen Erblanden noch immer an den großen Verschieden- 
heiten und Eigenthümlichkeiten der Länder gar viele Hinder- 
nisse gefunden hätte. Gab es doch schon unter den alt- 
österreichischen Ländern, unter den Erzherzogthümem Oster- 
reich, der Steiermark, dann Tirol, Görz u. s. w., verschiedene 
Einrichtungen, Bräuche und Gewohnheiten, und ein so aus- 
geprägtes Sonderstaatsgefühl, dass ein gemeinsames Recht 
für diese Ländergruppe einzuführen, erst nach langen An- 
strengungen einer viel späteren Zeitperiode gelang. 

In einer Zeit also, da fast überall in Europa schon Territorial- 
staaten, in denen das Gefühl der Identificierung der Staatsgew^alt 
und ihres, gegen andere fest abgegrenzten Gebietes durchge- 
drungen war, verblieben indes die sämmtlichen habsburgischen 
Länder, deren natürliche und rechtliche Grenzen sich unangetastet 
erhielten, untereinander in einem vollständig ungeklärten 
staatsrechtlichen Verhältnisse. Klar war nur, dass sich über alle 
ein und dieselbe, durch den Imperiumsgedanken noch ins 
Mystische gesteigerte Herrschergewalt erhob. Gerade dadurch, 
dass sich die kaiserliche Oberhoheit auch noch auf so viele 
andere Staaten bezog, verschwamm hier umsomehr der Ge- 
danke einer festen Beziehung des kaiserlichen Landesherrn 
zu seinemjeweiligen Landesgebiete. Die Erblande untereinander 
kamen sich im Bewusstsein durch die gemeinsame Monarchen- 
persönlichkeit nicht näher, als die böhmischen Länder etwa 
und die deutschen Staaten durch den gemeinsamen Kaiser. 



Konnte nach alledem eine größere Einheitlichkeit in 
dem habsburgischen Besitze durch Ausgleichung der ver- 
schiedenen Länderverfassungen von unten aus dermalen un- 
möglich erreicht werden, so lag der Gedanke ziemlich nahe, 
dass die Verbindung der Länder zu einem Gesammtstaate 
noch am sichersten von oben aus durch eine möglichst volle 
Herrschergewalt des gemeinsamen Monarchen und ein, ihr 
entsprechendes centrales Behördensystem erzielt werden könne. 
Dieser ganzen Zeitperiode war ja eben auch noch der Weg zur 
Erkenntnis der rechtlichen Eigenart des Staates verschlossen ; es 

V. Offermann, Das Verhalt ais Ungarns zu »Osterreich«. 3 
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kam aber dem, jenem Gedanken angepassten Streben der Habs- 
burger nach möglichst großer persönlicher Machtfulle nicht nur 
die solange festgehaltene Theorie von der Superioretät des 
Kaiserthums über alle anderen weltlichen Mächte überaus zu- 
statten, sondern vor Allem auch die damalige, dem Absolu- 
tismus bereits angemessene Auffassung, die »Souveränetät« 
ausschließlich auf die Person des Herrschers zu beziehen. 

In der alten Welt war der SouveränetätsbegrifF noch 
unbekannt, da die Staatsgewalt der einzelnen Staaten w^eder 
mit äußeren noch inneren Mächten im Gegensatze stand. 
Anders im Mittelalter. Hier beanspruchte zunächst der Papst 
eine, über die Spiritualien hin ausreichende »summa potestas« 
über alle Länder, dann sprach sich der deutsch-römische 
Kaiser, als Inhaber des Imperiums, eine Art Oberhoheit über 
alle Staaten zu, endlich standen noch im Innern jedes Einzel- 
staates die großen Lehensträger und ständischen Körper- 
schaften der Selbständigkeit und Bewegungsfreiheit der be- 
treffenden Staatsgewalt hindernd im Wege. *) Aber allmählich 
entwand sich die königliche Gewalt in den zuerst consolidierten 
größeren Staaten, zunächst in Frankreich, der Unterordnung 
der, neben sich nicht ihresgleichen dulden wollenden deutsch- 
römischen Reichsgewalt, ebenso jener der Kirche, und über- 
wand schließlich als siegender Theil auch den inneren 
Dualismus des ständischen Staatswesens. So fasste die erstarkte 
königliche Gewalt, am Continent eben zuerst in Frankreich, 
die Volksgesammtheit wieder zu einer Einheit zusammen und 
stellt dieselbe nach außen als »unabhängigen« Staat dar. 
Dieser Entvvickelung zufolge beginnt jetzt auch die Theorie 
den Souveränetätsgedanken als wesentliches Merkmal der 
Staatsdefinition einzufügen, und zwar in rein negativem 
Sinne : sie erfasst die Souveränetät nach außen als die Ver- 
neinung aller Herrschergewalt des Papstes und des Kaisers, 
nach innen als die Verneinung aller öffentlichen Gewalt der 
Stände, Municipien und Körperschaften ; sie erkennt also bereits 
an, dass der Staat selbst schlechthin unabhängig von jeder 



^) Nur in England finden König und Reichsstände frühzeitig 
ihre Einheit im »Staate«. 
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anderen Macht sein müsse. In den bisherigen politischen 
Kämpfen um den Staat handelte es sich aber immer um 
Kämpfe zwischen Kaiser und Papst, zwischen Kaiser und 
Fürsten, zwischen Landesherren und Ständen; immer waren 
einzelne Personen die Kämpfer um die oberste Staatshoheit. 
Jetzt nach dem Siege der königlichen Gewalt über alle, ihr 
entgegengestandenen Potenzen (Kaiser, Papst, Stände) konnte 
daher nur der siegreiche Monarch, als solcher, als Träger des 
Staatsgedankens hervorgehen. *) Der Staat erscheint jetzt ein- 
fach als Gemeinwesen, an dessen Spitze ein »souveräner 
Herrc steht. Die Unabhängigkeit des Staates scheint noch 
nicht anders sicher gestellt werden zu können, als durch 
einen, öffentlich-rechtlich an Nichts gebundenen Fürsten, in 
dessen Macht und Belieben die ganze Staatsordnung gerückt 
ist. Das ist eben die Wendung der Theorie zum Absolutismus. 
Der Absolutismus des 17. und 18. Jahrhunderts endigt auch mit 
einer Staatslehre, die den Staat gänzlich in die Person des 
Fürsten verlegt und das Volk überhaupt nur mehr als Object 
fürstlicher Thätigkeit erscheinen lässt. In naturrechtlichen und 
patrimonialen Gedanken verstrickt, läuft sie in dem Satze »von 
dem eigenen Rechte des Monarchen auf die Herrschaft« aus. 
Diese Beziehung der Souveränetät ausschließlich auf die 
Person des Monarchen stand nun auch in vollem Einklänge 
mit jener Art dynastischer Staatenbildung durch Eroberung, 
Erbschaft, Tausch u. s. w., wie sie bis ins 18. Jahrhundert 
hinein dauerte. Gewöhnlich gieng da entweder nur die Er- 
weiterung einer schon bestehenden Stammherrschaft des 
Fürsten vor sich, indem deis »Hinzukommende« einfach dem 
schon »Bestehenden« incorporiert wurde, oder aber wurden der 
schon besessene und der hinzukommende Staat bloß durch 
Personalunion verbunden. Wenn die gemeinsame Herrscher- 



^) Der aus der politischen Geschichte Frankreichs, das sich 
am frühesten zu der einheitlich geschlossenen absoluten Monarchie 
durchringt, sich entwickelnde Begriff der Souveränetät des Staates 
wird einfach noch in eine absolute, über alle Gesetze stehende Ge- 
walt des Herrschers über Bürger und Unterthanen gesetzt. Vgl.: 
Dr. Georg Jellinek, Das Recht des modernen Staates. XIV. Capitel. 
I. Die Geschichte des Souveränetätsbegriffes. 
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persönlichkeit in dem alten und in dem hinzugekommenen 
Staate absolut regierte, so blieb es natürlich gänzlich ihr 
anheimgegeben, auch bei bloßer Personalunion die rechtliche 
Gemeinsamkeit der Staaten beliebig weit auszudehnen. Das Ein- 
fachste war freilich — wo es angieng — durch einen einzigen 
Willensact des absoluten Herrschers den einen Staat dem anderen 
völlig zu incorporieren. Das geschichtliche Schulbeispiel einer 
solchen dynastischen Staatsbildung ist nun eben das alte Öster- 
reich, das die längste Zeit nur eine Personalunion der habsbur- 
gischen Erb-Königreiche und -Länder darstellte. Die Verschmel- 
zung der Territorien konnte hier nun einmal, wegen der zu aus- 
geprägten Physiognomie der Länder als historisch-sociale Bil- 
dungen von nationaler Verschiedenheit, nicht gelingen; das 
allein festigende Band unter ihnen blieb der Wille des ge- 
meinsamen Herrschers. Schien also hier mehr als irgend 
anderswo geboten, alle Souveränetät allein auf die Person des 
Herrschers zu beziehen, so lagen anderseits gerade zur 
Festigung dieser Vorstellung des Souveränetätsbegriffes auch 
die geschichtlichen Verhältnisse günstiger, als irgend anderswo. 
Denn die Habsburger besaßen ja eben zugleich durchlange Jahr- 
hunderte die deutsch-römische Kaiserwürde, die ihren Trägern 
seit dem Mittelalter ohnehin eine ganz einzige persönliche Weihe 
und Oberhoheit verlieh. Auf den habsburgischen Gebieten selbst 
standen natürlich auch der kaiserlichen Oberhoheit keine 
nach Selbständigkeit ringenden Landesherren gegenüber ; 
hier gieng die landesherrliche Gewalt in der kaiserlichen als 
der höherstehenden vollständig auf. Dazu kam weiter, dass 
sich durch die Gegenreformation das Verhältnis der kaiser- 
lichen Staatsgewalt zur Kirche gar sehr zu Gunsten der 
ersteren verschoben hatte. Mit der Erhebung der katholischen 
Religion zur unbestrittenen Staatsreligion in den österreichi- 
schen und böhmischen Ländern, eignete sich nämlich zugleich 
der kaiserliche Landesherr nicht wenige Episcopalrechte an. 
Das später kirchlicherseits als >Joseph in ismus« bekämpfte 
Verhältnis des Staates zur Kirche reichte mit seinen An- 
fangen eigentlich bis in diese Zeit zurück. So war in Oster- 
reich Alles dazu angethan, um das, was Friedrich Wilhelm I. 
den märkischen Junkern zurief, >dass er die souverainete 
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(natürlich seine persönliche) stabilieren wolle wie einen rocher 
de bronze«, auch wirklich zur Thatsache werden zu lassen. 
Die möglichste Concentrierung- der kaiserlichen Gewalt, die 
Lehre vom monarchischen Princip und der monarchischen 
^lachtfiille in allen officiellen Vorstellungen zur Geltung zu 
bringen, galt als die erste Nothwendigkeit zur Erhaltung des 
künstlich zusammengeschweißten Staatsganzen. Eine Souve- 
ränetät solcher Art beseitigte ipso jure alle ständischen Rechte ; 
freilich gelang in Consequenz dieses SouveränetätsbegrifFes 
doch nur die Unterdrückung der ständischen Verfassungen,in 
den diesseitigen Ländern, in Ungarn wollte dieselbe nimmer- 
mehr glücken. 



Ließen also die geographische Lage der Territorien und 
viele gemeinsame ökonomische und auswärts politische Inte- 
ressen die Zusammengehörigkeit der Länder absolut noth- 
wendig erscheinen, und blieben anderseits die verschiedene 
Stammesart und Individualität der Völkerschaften und Länder 
unübersteigliche Hindemisse für eine volle Verschmelzung 
zum Einheitsstaate, so fasste hier umso leichter die Vorstellung 
von einem souveränen Herrscherrechte, dem jedes, wenn auch 
noch so gut und so oft verbriefte Recht der Länder und 
Unterthanen weichen müsse, als einzige Garantie des noth- 
wendigen Zusammenhaltens der habsburgischen Erbkönigreiche 
und Länder, tiefe Wurzel. 

Unter dem Einflüsse dieser Vorstellung an sich schon, 
noch mehr durch das ihr entsprechende, ex jure imperii ver- 
vollständigte Regierungs- und Behördensystem verdunkelten 
sich nun vollständig alle staatsrechtlichen Verhältnisse der 
Einzelländer in ihrer Stellung untereinander und zum Ganzen. 
Die Errichtung der Centralbehörden folgte gänzlich dem Be- 
dürfnisse des Oberhauptes so vieler Staaten, das in der stän- 
disch-absoluten Periode durch den persönlichen Verkehr des 
Monarchen mit den obersten Amtern und durch seine per- 
sönliche Erledigung der wichtigsten Staatsangelegenheiten 
hervorgerufen wurde. Die Einrichtung dieser, dem Bedürf- 
nisse nach auch in ihrer Competenz oft wechselnden Central- 
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behörden war darum auch immer nur eine thatsächliche ; um ihre 
staatsrechtliche Grundlage wurde, der Stellung des sie errich- 
tenden souveränen Monarchen gemäß, niemals gefragt. So 
gab es von allem Anfange an schon dreierlei Arten Central- 
behörden, je nach der Stellung der Habsburger als Kaiser, 
als Könige von Ungarn und Böhmen und als Erzherzoge der 
österreichischen Erblande. Da fungierte zuerst der Hofrath 
als gemeinsame oberste Behörde für das Reich und die Erb- 
lande, später, gegen das Ende des 17. Jahrhunderts, als reine 
Reichsbehörde.*) Er folgte stets dem Hofe des Kaisers und 
war ohne .festen Amtssitz. Er hatte in Verwaltungssachen 
— dem Geiste des ständischen Absolutismus entsprechend — 
nur das Recht zu Vorschlägen. Nur als Revisionsbehörde 
in Rechtsstreitigkeiten fällte er auch selbst die Entscheidung. 
Schon Ferdinand I. errichtete auch die Hofkammer als Cen- 
tralbehörde für die Erblande und die neu erworbenen König- 
reiche Ungarn und Böhmen. Sie übte aber nur eine Art 
Aufsicht über die verschiedenen Länderkammern, ohne sich 
selbst in die Finanzverwaltung, die in jedem Lande besonders 
gestaltet war, zu mengen. Ebenso rief derselbe Herrscher 
unter dem Eindrucke der Türkennoth einen beständigen 
Kriegsrath, denHofkriegsrath, dessen Wirkungskreis sich auch 
auf alle Länder erstreckte, ins Leben, Er sollte Einheit in 
die Kriegsführung und Erhaltung des Kriegsvolkes bringen. 
Er blieb auch bis 1848 eine umfassende Centralstelle für die 
sämmtlichen habsburgischen Länder undStaaten.Endlich bestand 
bereits von Ferdinand I. an als die allerumfassendste Central- 
stelle ein Kronrath, dessen Geschäftskreis sich ebensoweit, als 
überhaupt der Regierungswille des Herrschers gieng, also auf das 
deutsche Reich sowohl, als auch auf die Erblande, Böhmen und 
Ungarn, erstreckte. Er war weder territorial noch sachlich be- 
schränkt. Freilich wechselte er im Laufe der Zeit seine Gestaltung 
und Bezeichnung als geheimer Rath, geheime Conferenz, 
Staatsrath und Conferenzministerium. Übrigens war weder 
der geheime Rath noch die geheime Conferenz immer als 



^) Dr. H. J. Bidermann, Geschichte der österreichischen Ge- 
sammtstaatsidee. 1526 — 1804. 
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einheitliche Behörde thätig; es wurden aus ihnen je nach 
Bedarf für die Beziehungen zu einzelnen auswärtigen Mächten, 
ebenso für besondere Verwaltungszwecke, Specialcommissionen 
gebildet. Die Einheit in der Leitung der auswärtigen An- 
gelegenheiten lag nur in der Person des Hofkanzlers, der als 
Vorstand der Hofkanzlei für die Ausfertigung aller Beschlüsse 
des geheimen und des Hofrathes zu sorgen hatte. Die Hof- 
kanzlei selbst zerfiel wieder in mehrere, theils nach Fächern, 
theils nach Ländergruppen gegliederte Abtheilungen. Der 
Hofkanzlei gewissermaßen gegenüber standen die Länderhof- 
kanzleien, die für das formale Staatsrecht insofern von größter 
Bedeutung blieben, als nur sie zur verfassungsmäßigen Aus- 
fertigung der monarchischen Entschließungen für ihre Länder 
zuständig waren. ^) Sie waren allerdings auch nur reine Dienst- 
behörden des Monarchen. Nannte man doch zeitweise selbst 
die ungarische Hofkanzlei ein Diasterium pure regium. 

Spiegelte sich zweifellos in dem eingeführten System 
der Central- und Hofstellen die totale »Confusio« der mon- 
archischen Prärogativen für das ganze von ihnen beherrschte 
pebiet, so schlug anderseits in der Organisation der Mittel- 
behörden und Amter wieder die selbständige Einheit der 
jeweiligen Länder und Ländergruppen deutlichst durch. Da 
gab es eine oberösterreichische Regierung und Kammer zu 
Innsbruck, eine niederösterreiehische Regierung und Kammer 
zu Wien, eine innerösterreichische Regierung und Kammer zu 
Graz. Diese galten als »höchste Tribunale Justitiae« für ihre 
Länder, außerdem waren sie zuständig in Publico Ecclesia- 
sticis und in Sanitäts- Angelegenheiten und bestellten Bürger- 
meister und Richter in den landesfürstlichen Städten. 

Ahnlich eingerichtet waren dann auch die böhmische 
und ungarische Regierung und Kammer; letztere stand in 
einer sehr losen Unterordnung unter der Hofkammer. Für 
Böhmen gab es noch ein besonderes Appellationsgericht 
in Prag. 



^) Vgl.: Dr. Fr. Tezner, Der österreichische Kaisertitel, das 
ungarische Staatsrecht und die ungarische Publicistik. Dr. A. Luschin 
V. Ebengreuth, Osterreichische Reichsgeschichte. 
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Daran schließen sich endlich die unteren landesfürst- 
lichen Behörden, die je nach der Eigenthümlichkeit der 
Länder erst recht verschieden gestaltet waren. Sie konnten 
sich natürlich nur im Maße, als die ständische Verwaltung" 
zurückgedrängt wurde, entwickeln. 

Übereinstimmend findet sich in allen Ländern die eigen- 
thümliche Doppelstellung des, an der Spitze des Landes 
stehenden Landmarschalls, Landeshauptmanns oder Palatins 
(in Ungarn) ; diese erschienen zugleich als Vertrauensmänner 
des Herrschers und der Stände und waren das Verbindungs- 
glied zwischen dem Landesherrn und der, einst so hochent- 
wickelten ständischen Verwaltung. In Böhmen wurde nach 
dem Jahre 1627 die von den Landständen entwickelte Kr eis- 
eintheilung mit ihren Organen in die Sphäre der königlichen 
Behörden gezogen. Die Kreise wurden landesfürstliche Ver- 
waltungsbezirke. Später wurden auch ähnliche Kreisbehörden 
in den andern Ländern errichtet, hauptsächlich zum Zwecke, 
die neuen Landesgubernien in der Obsorge über die landes- 
fürstlichen Regalien, bei der Eintreibung der Steuern, in der 
x\ufsicht über Maß und Gewicht u. s. w. zu unterstützen. 

Neben diesem landesfürstlichen Behördensystem stand 
das landständische mit seinen Landtagen und Landesaus- 
schüssen, wenn auch in verschiedener und stetig verminderter 
Bedeutung. Nur in Ungarn erhielt sich die, seit jeher um- 
fassende landschaftliche Selbstverwaltung in ungeschmälerter 
Ausdehnung. Während in Böhmen die Kreistage nach 1650 
ihre Unabhängigkeit einbüßten und später als ständische Ein- 
richtung ganz aufhörten, blieben in Ungarn die General- und 
Particular-Congregationen in den Comitaten bis zum heutigen 
Tage bestehen. In ihnen hatten alle begüterten Mitglieder 
der vier Stände des Reiches Sitz und Stimme. Sie besaßen 
ihre eigenen Magistrate und verhandelten regelmäßig mehrere- 
male im Jahre über einen großen Theil militärischer, politisch- 
ökonomischer und gerichtlicher Angelegenheiten. 



Die Organisation der mittleren und unteren Behörden 
war sonach der Erhaltung des angestammten particularen 
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Ländergeistes äußerst günstig, besonders in Ungarn; die 
Centralstellen hingegen, deren Wirkungskreis sich auch 
vielfach auf das deutsche Reich erstreckte, waren wieder ge- 
eignet, nicht das Bewusstsein eines Alle umfassenden öster- 
reichischen Gesammtstaates, sondern nur das einer Alle um- 
fassenden, persönlich souveränen Herrschermacht zu erzeugen. 
Der persönlich souveräne Träger mehrerer Staatsgewalten 
konnte jedenfalls — freilich je nach dem Widerstände der 
Stände mehr oder weniger gründlich — die staatsrechtlichen 
Grenzen und den staatlichen Charakter der, unter seiner 
Macht stehenden Länder leicht verwischen oder auslöschen. 

Es ließ sich dies umso leichter vollziehen, als sich der 
damalige Staatstypus von dem Normaltypus des heutigen 
modernen Staates, dessen wesentliches Merkmal die eigene 
Souveränetät ist, eben hierin noch völlig unterschied. 
Ein damaliger Staat, der die Oberhoheit des Kaisers und auf 
vielem Gebiete auch die der Kirche anerkannte, und dessen 
Bewegungsfreiheit außerdem im Innern durch die öffentliche 
Gewalt der Stände noch gehemmt war, konnte auch noch keine 
eigene Souveränetät besitzen. 

Floss. in Böhmen und in den Erblanden die nach Nieder- 
werfung der Stände erhöhte landesherrliche Gewalt wieder 
mit der kaiserlichen zusammen, so festigte sich auf diese Weise 
nur noch — auch nach Lockerung des Reichsverbandes — 
die kaiserliche Oberhoheit in Betreff der ihr unterworfenen 
Länder. Was im Mittelalter kirchliche Schriftsteller meistens 
versuchten, nämlich aus der »Superioritas« des Kaisers zu 
beweisen, dass alle Staaten eigentlich nur Provinzen des 
deutsch-römischen Reiches seien, hat sich mit Bezug auf die 
habsburgischen Lande im vollen Sinne erfüllt. Hier hat that- 
sächlich die kaiserliche Souveränetät, in die durch die 
Personeneinheit die jedesmalige landesherrliche Gewalt mün- 
dete, alle Unabhängigkeit und Selbständigkeit der einzelnen 
Staaten eingesogen und sie rechtlich zu quasi Provinzen des 
Imperiumsherabgedrückt.Nichtsdestoweniger blieben imGrunde, 
trotz aller Vermengung der kaiserlichen und landesherrlichen 
Zuständigkeit, die einzelnen Länder noch Staaten — und zwar 
nichtsouveräne Staaten — eben den Umständen und An- 
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schauungen jener Zeit entsprechend; sie blieben, trotz der 
Verdunkelung durch die, auf den Herrscher allein übertragene 
Souveränetät, für sich bestehende Rechtsgebilde und vor 
allem historisch -sociale Gebilde. Sie waren immerhin Gemein- 
wesen, die aus ursprünglicher Macht und mit ursprünglichen 
Zwangsmitteln Herrschaft nach einer, ihnen gemäßen eigen- 
thümlichen Ordnung ausübten ; sie hatten ja auch in gewisser 
Hinsicht eine eigene Staatsgewalt, und zur Äußerung der 
Staatsgewalt selbständige sie versehende Organe. 

Nur wenn ein Gemeinwesen seine Verfassung von einer 
anderen, ihm fremden Macht erhält, so dass sie nicht mehr 
auf seinem Willen, sondern dauernd auf dem Gesetze der 
fremden Macht beruht, ist kein Staat, sondern nur mehr ein 
nichtstaatlicher Verband oder das Glied eines Staates vor- 
handen. Aber die habsburgischen Länder hatten ihre eigenen 
Organe und Verfassungen, die nicht von dem Walten fremder 
Mächte herrührten. Die Verfassung von Ungarn war nicht 
das Erzeugnis eines fremden Willens, etwa des deutschen 
Reiches, sie war das Erzeugnis des eigenen Königs und der 
eigenen Stände, ebensowenig waren die Verfassungen von 
Böhmen oder den Erblanden durch fremden Willen, sondern 
immer nur durch den Willen ihres betreffenden Landesherrn, ent- 
standen und erhalten. Ungarn war auch nicht von Böhmen oder 
den Erblanden oder umgekehrt diese von jenem abhängig ; sie 
hatten alle rechtlich die Fähigkeit der Selbst Organisation und 
Selbstherrschaft. Nun war freilich das höchste Organ, das in 
allen diesen Ländern die Staatsthätigkeit in Bewegung setzte, 
immer eine und dieselbe Person, jedoch nicht in identischer 
Organeigenschaft. Der König von Ungarn war nicht identisch 
mit dem von Böhmen und den Erzherzogen oder Markgrafen 
der Erblande. Nur die vollständige Identität des Organs an 
sich in allen Ländern hätte logisch die Identität des Staates 
nach sich gezogen. 

Hier waren also nur die nebeneinander und getrennt von- 
einander bestandenen landesherrlichen Gewalten durch die 
Einheit der Person und durch den, dieser Person noch zu- 
kommenden Kaisertitel, dem anfanglich auch noch besondere 
Oberhoheitsrechte zustanden, verdeckt. Diese Verdeckung und 
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Verhüllung der in derselben Person eigentlich stets getrennt 
zu denkenden landesherrlichen Gewalten entsprach auch jener 
patrimonialen Staatslehre, die die Realität des Staates nur in 
die herrschenden Personen setzte und den Staat überhaupt mit 
der Regierung identificierte. Fasst man den Staat als Object 
auf und die ihn lenkenden Menschen als Subject, dann kommt 
man freilich an der Hand einer solchen Herrschertheorie 
leicht dazu, alle, einem einzigen Herrscher unterworfenen Terri- 
torien, so verschieden und unabhängig sie auch von einander 
seien, nur als einen einzigen Objectstaat gelten zu lassen. 

Solange die Souveränetät auf die Person des Fürsten, 
statt auf den Staat selbst, bezogen wird, findet auch stets die 
Identificierung der Souveränetät mit dem Inhalte der Staats- 
gewalt statt, indem man — dem Leben folgend — von den 
Befugnissen, welche der absolute Fürst dem herrschenden 
Rechtszustande gemäß ausübt, auf entsprechende Merkmale der 
Souveränetät schließt. In jedem vom Souverän ausgeübten 
Rechte sieht man sogleich einen essentiellen Bestandtheil 
der Souveränetät selbst. 

Waren aber die staatlichen Verhältnisse der Länder 
untereinander und zum Ganzen des kaiserlichen Machtbesitzes 
durch die, auf den gemeinsamen Herrscher bezogene Souve- 
ränetät vollständig verdunkelt, und wurde außerdem diese 
personliche Souveränetät mit der Staatsgewalt stets identisch 
gehalten, so konnte selbstverständlich jeder Herrscher die Ge- 
meinschaft der staatlichen Einrichtungen in den, nur durch 
Personalunion verbundenen Ländern beliebig intensiv und 
extensiv gestalten. Er fand in dieser absolutistisch-ständischen 
Epoche höchstens an dem thatsächlichen Widerstände der je- 
weiligen Stände Schranken für seine staatlichen Maßnahmen 
und Umbildungsactionen. 



In den böhmischen und österreichischen Ländern be- 
standen also nach der Unterdrückung der Empörungen unter 
Ferdinand II. die ständischen Verfassungen nur mehr der 
Form nach, indem die Stände die verlangten directen Landes- 
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abgaben immer pflichtschuldigst bewilligten und sich bei Erb- 
huldigungen mit der formalen Bestätigung ihrer Rechte und 
und Freiheiten zufrieden gaben. Und neben den mit der Be- 
sorgung weniger Angelegenheiten der Landschaft betrauten 
Landtagsausschüssen und der immer weiter vordringenden 
landesfürstlichen Verwaltung fanden sich bloß noch die »Herr- 
schaften« mit ihren richterlichen, polizeilichen und Verwal- 
tungsbefugnissen. Die wenigen freien Städte kommen kaum 
in Betracht. 

Aber gerade durch diese Adels- und Feudalverhältnisse 
stand nur der kleinste Theil der Bevölkerung unmittelbar unter 
dem Monarchen, der weitaus größte Theil nur mittelbar unter 
jenem und unmittelbar unter der »Herrschaft«, die ihm natür- 
lich viel wichtiger wurde, als der Landesherr. Bis hinunter zu 
den vielen, allein von den Herrschaften und ihren Wirtschafts- 
beamten abhängigen und für sie robottenden Feudalunterthanen 
drang selbstverständlich keine politische oder staatliche Regung, 
und alles von den Ständen unterhaltende politische Leben in 
den Ländern beschränkte sich ausschließlich auf das enge 
Classeninteresse der »Herren Stände« selbst. 

Anders war es in Ungarn bestellt. Hier übten die Stände 
ihre viel größeren Rechte immer muthig aus. Der Reichstag 
befasste sich neben den königlichen Propositionen mit Ge- 
setzgebung, Besteuerung, Erhaltung und Aufstellung des 
Militärs, mit Krönungsanstalten, Wahl des Palatins und sonst 
noch mit allerlei Postulaten und Desiderien der Stände. Die 
Verhandlungen, sowohl der Magnat entafel, als der Stände- 
tafel, waren öffentlich und fanden darum ihren Widerhall im 
ganzen Lande. Bei allen Privilegien des ungarischen Edel- 
mannes, besonders seiner Steuerfreiheit, war doch auch in 
Ungarn die sociale Gliederung, die sich in seiner Selbst- 
verwaltung spiegelte, zur Erhaltung eines nationalen und 
staatlichen Bewusstseins weitaus günstiger. 

Die Verwaltung nach unten beruhte, statt auf den 
»Herrschaften«, auf einem ziemlich entwickelten Selbst- 
verwaltungssystem. Gewählte Comitatsausschüsse unter Vor- 
sitz des Ober- oder Vicegespanns und Organe der königlichen 
freien Städte, die sehr zahlreich waren, oder der priviligierten 
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Districte des Landes besorgten hier jene Geschäftsführung, 
die dort den »Herrschaftenc zugefallen war. 

So pulsierte in Ungarn innerhalb viel weiterer Be- 
völkerungskreise ein wirklich politisches Leben, das den Ge- 
danken eines besonderen ungarischen Staates nie einschlafen 
ließ. Fand doch außerdem die Selbständigkeit Ungarns durch 
die Palatinswürde und durch das, im Jahre 1723 errichtete 
»Consilium Regium Locum tenentiale« *) für alle inneren An- 
gelegenheiten, ausgenommen reine Justiz- und Kammeral- 
Sachen, auch sichtbareren Ausdruck. Es konnten demnach die 
Ungarn ihre Forderung, als selbständiger Theil des Reiches be- 
trachtet und regiert zu w^erden, stets mit größerem Nach- 
drucke als die übrigen Erblande erheben. 

Übrigens gelang es auch in den letzteren nicht, obwohl 
hier der ständische Widerstand längst gebrochen war, durch 
die Vereinheitlichung der landesfürstlichen Verwaltung von 
oben aus alle die, durch die geschichtliche Entwickelung ent- 
standenen Verschiedenheiten der Länder auszumerzen. Trotz 
der gelungenen Annäherung der Länder durch Herstellung 
materieller Rechts- und Verwaltungseinheit, trotz vollständiger 
Erschütterung der ständischen Macht, dieses Hauptbollwerkes 
des Particularismus, ließ sich die historische Individualität der 
Länder nicht gänzlich auslöschen. Und gerade dadurch, dass die, 
nur durch die Einheit der Herrscherperson und seines per- 
sönlichen Regiments vereinigten Länder, in Betreff ihrer 
staatlichen Verhältnisse und Zuständigkeit, immer mehr ins 
Dunkle geriethen, fiengen die Völker auch hier an, sich all- 
mählich als »Nationalitäten« zu fühlen. Hatte sich kein Ge- 
sammtstaatsbewusstsein entwickeln können, da Niemand recht 
wusste, auf welche Grenzen sich sein eigentliches Vaterland 
bezog, so musste sich auch anderseits alle Liebe zum Vater- 
lande, dessen staatliches Substrat zu schwankend war, in 
einem ausschließlich persönlichen Anhänglichkeitsgefuhle für 



*) Das Consilium Regium wurde aus 22 vom Könige aus den 
oberen Ständen gewählten Käthen zusammengesetzt. Es tagte in 
Pressburg unter Vorsitz des Palatins und verkehrte ohne Unter- 
ordnung unter eine andere centrale Hofstelle direct durch die un- 
garische Hofkanzlei mit dem Könige. 
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die über Alle herrschende Dynastie erschöpfen. Freilich bildete 
auch nirgends anderswo die Dynastie eine Familiengemein- 
schaft von so eminent verfassungsrechtlicher Bedeutung') wie 
hier. Dieses, nur durch den absoluten Herrscher zusammen- 
gehaltene Staatsgebilde hätte sich sofort in Widerspruch mit 
der Grundbedingung seines Bestandes 1 gesetzt, wenn es gegen 
das Interesse der Dynastie unempfindlich gewesen wäre. Aus 
der Pflege dieses dynastischen Interesses, das eben zugleich 
als das wichtigste Interesse staatlicher Art erschien, giengen 
nun auch die beiden für den weiteren Bestand der Gesammt- 
monarchie bedeutungsvollsten Ereignisse hervor, die pragma- 
tische Sanction und die Annahme des österreichischen 
Kaisertitels. 

Das Zustandekommen der pragmatischen Sanction, dieses 
einzigen Grundgesetzes der Gesammtmonarchie, hat lang- 
wierige Vorverhandlungen mit den Ständen der Länder-), 
vornehmlich mit denen Ungarns, gekostet. Die große Mag- 
natenconferenz des Jahres 17 12 wies zunächst als eine Vor- 
bedingung der Zustimmung Ungarns zur pragmatischen 
Sanction darauf hin, dass die übrigen Erbkönigreiche und 
Länder unter sich ein Bündnis schließen und auf diese Weise 
sowohl für die Untheilbarkeit als für die Untrennbar- 
keit ihres Verbandes sich . wechselseitig verbürgen sollten. 
Karl VI. hatte dieser Forderung zugestimmt, indem er das 



^) Dr. Fr. Tezner, Der österreichische Kaisertitel u. s. w. 

2) Selbst die deutschen Erbländer widerstanden seit jeher jeder 
zu weit gehenden Verschmelzung; daher auch die Jahrhunderte 
lang fortgesetzten erfolglosen Versuche, diese Länder zu einem 
Königreiche zu erheben. Noch zuletzt gab Kaiser Karl V. 1520 zu 
Köln den Gesandten des Königs von Ungarn und Böhmen das 
urkundliche Versprechen, die fünf niederösterreichischen Erblande zu 
einem Königreiche zu vereinigen und Ferdinand zum rex Austriae 
zu erheben; die Schwierigkeiten, diesen festen Plan zu verwirklichen, 
waren aber nicht zu überwinden. Und Ferdinand IL trug sich aber- 
mals sehr ernsthaft mit dem Gedanken, aus allen seinen deutschen 
Ländern ein Königreich zu machen. Seine, allerdings auch nur 
dynastischen Bestrebungen scheiterten gleichfalls an der einmal fest- 
gewurzelten Sonderexistenz und -Stellung der Länder. 
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Wort »inseperabiliter« bei Gutheißung der Gesetzartikel I 
und II des ungarischen Landtagsbeschlusses vom Jahre 1722/23 
mitsanctionierte. ^) Hiernach wären also nicht alle Erbkönig- 
reiche und Länder gleichmäßig als untheilbar mit einander 
verbunden erklärt, sondern nur die Gesammtheit der Länder 
der ungarischen Krone einerseits mit der Gesammtheit der 
übrigen Erbkonigreiche und Länder anderseits. 

Die engere Verbindung oder Erb -Verbriiderung dieser 
letzteren, die der angeführte ungarische Gesetzartikel voraus- 
setzt, ist aber niemals zustande gekommen, wenn auch 
Karl VI. es nicht unterließ, ein solches Bündnis den Ständen 
der betreffenden Länder nahe zu legen. Die Stände, so 
schwach sie sich auch sonst dem kaiserlichen Willen gegen- 
über jedesmal erwiesen, widerstrebten doch diesem Ansinnen 
mit Erfolge. Nebenbei zeigt übrigens diese geschichtliche 
Thatsache, dass die Grundidee des Dualismus nicht erst dem 
Jahre 1867, sondern schon der erwähnten Magnatenconferenz 
und dem damaligen ungarischen Landtagsbeschlusse angehörte. 

Jener Landtag, der davon ausgieng oder darauf bestand, 
dass die übrigen Länder einen in sich geeinigten Complex 
Ungarn gegenüber zu bilden hätten, wusste schon sehr wohl, 
dass in einer solchen dualistischen Gestaltung der Gesammt- 
monarchie Ungarn eine dauernde Überlegenheit behaupten 
müsse. Und der Widerstand der anderen Länder hingegen 
dürfte wohl auch, zum Theile wenigstens, dieser Erkenntnis 
zuzuschreiben sein. 

Unleugbar hat aber durch die pragmatische Sanction die 
Verbindung der habsburgischen Königreiche und Länder an 
P'estigkeit Außerordentliches gewonnen, indem das frühere 
Verhältnis der Gemeinschaft der Länder nur durch die Person 
des Herrschers — hielt sich doch Ungarn noch bisher für 
ein Wahlkönigthum — jetzt in das der rechtlichen Gemein- 
schaft durch die Dynastie umgewandelt wurde. Jedenfalls war 
nun der Verbindung eine absehlos lange Dauer gesichert. 
Ziemlich müßig aber erscheint die Untersuchung, ob durch 



*) H. J. Bidermann, Geschichte der österreichischen Gesammt- 
Staatsidee. 
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die prag"matische Sanction auch der glänze Charakter der 
Staatenverbindung gewechselt habe, ob aus der früheren 
nur historisch-politischen Verbindung jetzt eine Verbindung 
mit juristischem Charakter hervorgegangen sei, oder — mit 
anderen Worten — aus einer Personalunion eine Realunion. 
Denn immer wieder stellt sich heraus, dass auch schon das 
damalige Osterreich eine Staatenverbindung sui generis war, 
die sich in keine der theoretisch bestimmten Kategorien der 
Staatenverbindungen einzwängen lässt. Außerdem sind die 
Gelehrten auch heute noch nicht über die Begriffe von 
Personal- und Realunion einig. Die Merkmale dieser Begriffe 
wechseln eben, je nachdem ihnen der moderne, an sich 
souveräne Staat oder der absolutistisch-ständische Staat unter- 
legt wird. 

Hervorragenden Staatsrechtslehrern unsererer Zeit *) gilt 
z. B. als das kennzeichnendste Merkmal einer Realunion die 
Vertragsnatur, d. h. eine Realunion soll nur durch ein volker- 



^) Z. B. Dr. Georg Jellinek, Die Lehre von den Staatenver- 
bindungen. Derselbe unterscheidet die historisch-politischen 
Staatenverbindungen von den Verbindungen mit juristischem 
Charakter. 

In der ersten Gruppe, den historisch - politischen Staaten- 
verbindungen, zählt er drei Unterabtheilungen auf: 

1. Die Verbindung zwischen Nebenländern und Colonien und 
ihrem Haupt- und Mutterlande; 

2. die Incorporation (vollkommene Union, Fusion, Annexion), 
bei der die Verbindung mehrerer Staaten eine solche ist, dass der 
eine Staat dem andern vollkommen unterworfen wird; 

3. die Personalunion, die die rechtlich zufällige Gemeinschaft 
mehrerer Staaten durch die Person des Herrschers ist, welcher 
juristisch so viele Persönlichkeiten enthält als er Staaten regiert. 

In der zweiten Gruppe, den Verbindungen mit juristischem 
Charakter, unterscheidet er : a) die nichtorganisierten, b) die organi- 
sierten. 

a) Nichtorganisierte sind: I. die Staatengemeinschaft und das 
Staaten System; II. der Staaten vertrag; III. die Occupation; IV. die 
Allianz; V. die Protection, Garantie, Ewige Neutralität; VI. der 
Staatenstaat (wie z. B. das alte deutsche Reich). 

h) Organisierte sind: I. Internationale Verwaltungsbündnisse oder 
Verwaltungsvereine (z. B. der deutsche Zollverein [1867 — 1871]); 
II. der Staatenbund; III. die Realunion; IV. der Bundesstaat. 
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rechtliches Übereinkommen der betreffenden Staaten, durch 
den Abschluss eines Unionsvertrages begründet werden 
können. Ein volkerrechtliches Übereinkommen zwischen 
Staaten setzt nun völkerrechtlich anerkannte Staaten voraus. 
Aber gerade völkerrechtlich existierten die habsburgischen 
Länder als Einzelstaaten zur Zeit des Abschlusses der prag- 
matischen Sanction nicht, wenn ihnen auch der Charakter von 
nichtsouveränen Staaten im Inneren noch zukam. Die 
Verhandlungen, die Karl VI. vor dem Erscheinen der prag- 
matischen Sanction mit den Ständen der Länder, hauptsächlich 
mit denen Ungarns, gepflogen hatte, trugen auch durchaus das 
Gepräge, nicht der Negotiation eines Vertrages zwischen den 
Ländern, sondern des, den Ständestaat charakterisierenden 
Feilschens des Regenten mit den Ständen, die bei allen, 
vom Regenten ausgehenden staatlichen Veränderungen jeder- 
zeit bedacht waren, sich ihre persönlichen Classenvortheile 
zu sichern oder gar zu erweitern. 

Also bei der pragmatischen Sanction tritt nirgends die 
Vertragsnatur und zwar eines Vertrages zwischen den Ländern 
untereinander hervor. Genau genommen hat Karl VI. als ge- 
meinsamer Herrscher, der in allen seinen Staaten ziemlich 
absolut regierte, auch nur auf Grund eines einzigen Willens- 
actes, statt der bisherigen thatsächlichen und nicht rechtlichen, 
die rechtliche Gemeinsamkeit von Herrscher und Dynastie 
für alle Länder decretiert. Will man in diesem einheitlichen 
psychischen Willensacte so viele juristische unterscheiden, als 
er Herrscherpersönlichkeiten in sich vereinigte, so kann das 
nur beweisen, dass auch bei absoluter Regierung rechtlich 
der Fürst nicht durch ein und dieselbe Handlung zugleich 
mehreren seiner Staaten ein Gesetz zu geben vermag. Jeden- 
falls wird weder bei einer Personalunion, noch bei einer bloß 
als völkerrechtliche Staatenverbindung charakterisierten Real- 
union eine über den Staaten stehende souveräne Central- 
gewalt geschaffen. 

Nun ist aber klar, dass gerade bei solchen, durch den gemein- 
samen Herrscher verbundenen absolutistisch - ständischen 
Staaten, die noch selbst der Souveränetät ermangeln, in dem, 
die Souveränetät aller Staaten in sich vereinigenden Monarchen 

V. Offermaon, Das Verh&ltnis Ungarn« zu »Österreich«. 4 
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de facto doch schon eine Art Centralgewalt existiert. Und so 
hat auch die habsburgische Monarchie, längst vor der pragmati- 
schen Sanction, sowie nach derselben, nicht nur nach außen 
schon eine rechtliche Einheit dargestellt, sondern auch 
im Innern ein bedeutsames einheitliches System staatlicher 
Einrichtungen, das eben von jener persönlichen Centralmacht 
geschaffen wurde, besessen. Es sind auch dadurch zweifellos 
Folgen staatsrechtlicher Natur für die Länder entstanden, 
was nach der Anschauung moderner Staatsrechtslehrer 
eigentlich bei einer Personalunion und auch Realunion aus- 
geschlossen sein sollte. Denn die Länder haben eben nach 
Außen vollständig, und nach Innen zum größeren oder ge- 
ringeren Theile ihre Selbständigkeit, infolge der dem Mon- 
archen zufallenden Trägerschaft aller Souveränetät, eingebüßt. 
Durch die pragmatische Sanction wurde nur der ganze vor- 
handene Bestand eines schon vielfach einheitlichen Staats- 
systems auf die ganze Dauer der Dynastie ausgedehnt, wo- 
durch er von nun an wesentlich stabiler erscheinen musste. 



Durch die pragmatische Sanction war die Monarchie 
allerdings nun eine auf der Dauer der Dynastie beruhende 
reale Verbindung der Länder geworden, aber nicht eine 
Realunion im bloß völkerrechtlichen Sinne. Sie war auch 
nicht eine, durch die Einzelstaaten als solche untereinander 
geschlossene Union, sondern eine, d^irch die souveräne Macht 
des Herrschers längst geschaffene und jetzt dauernder ge- 
festigte Verbindung, die in die Verfassungsrechte der Länder 
tief eingriff. Die Voraussetzung des ganzen Bestandes der 
Monarchie, sowie überhaupt die rechtliche Grundlage ihres 
gesammten, von oben aus eingeführten centralen Regierungs- 
systems war freilich immer nur die, dem Absolutismus ge- 
mäße persönliche Souveränetät des Herrschers. Im Maße, als 
sich — unter Maria Theresia und Josef IL — der Absolutismus 
noch vollständiger entfaltete, wurde auch die factische Gemein- 
samkeit bezüglich der, dem persönlichen Verfügungsrechte der 
genannten Herrsch er überlassenen Angelegenheiten entsprechen d 
weiter ausgedehnt. Das Recht des absoluten Herrschers hierzu 
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konnte auch von niemanden bezweifelt werden. Denn die auf der 
rechtlichen Gemeinsamkeit des allein souveränen Monarchen 
beruhende Vereinigung von Ländern kann, bei der großen 
Bedeutung des Souveräns für einen absolut regierten Staat, 
auch »rechtlich« bis zur totalen Fusion der Länder getrieben 
werden. 

Liegt die Entscheidung der wichtigsten oder — fast 
konnte man sagen — aller Angelegenheiten der Staaten ohne- 
hin in der Hand der Einen natürlichen Herrscherpersönlichkeit, 
so steht ihr rechtlich Nichts im Wege, den Kreis der facti- 
schen Gemeinschaft der Staaten bis zu jedem beliebigen Grade 
zu verfugen. Es kann nur politische Hindernisse geben — 
und, soweit solche existieren, ist eben die Herrschermacht 
noch nicht zum vollen Absolutismus durchgedrungen. So er- 
kannte die Kaiserin Maria Theresia sofort nach ihrer Thron- 
besteigung, dass ihre Stellung in Ungarn durch die Wider- 
standsfähigkeit der dortigen Stände eine ganz andere sei, als 
in den deutsch-böhmischen Erblanden. Der Gesetzartikel III 
vom Jahre 1722/23 hatte den Ungarn die Aufrechthaltung 
der hergebrachten Rechte und Ordnung in einer, alle Nach- 
folger bindenden Weise garantiert; darum zog die Kaiserin 
Ungarn in ihre, auf die Umgestaltung der bestehenden Ver- 
waltung abzielenden Reformen nur selten und höchst vor- 
sichtig hinein.^) 

Weniger politisch verfuhr der Sohn, der sich, ohne 
Rücksicht auf die Vergangenheit und auch die Stärke der unga- 
rischen Stände, zum Ziele setzte, aus der ganzen Monarchie 



^) Bezeichnend für den particularistischen Geist aller Länder 
waren jedenfalls auch die langwierigen Verhandlungen unter Maria 
Theresia, um bei Standeserhöhungen und ähnlichen Ausflüssen der 
Majestätsrechte wenigstens für die deutsch-böhmischen Länder ein 
gleichförmiges Siegel (Wappen) und einen gleichförmigen Titel zu 
gebrauchen. Erst im Jahre 1752 gelang es in der That ein gleich- 
förmiges Siegel für die politischen Länderstellen in jenen Ländern 
herauszugeben und die herkömmlichen Siegel, die bis dahin in jedem 
Lande besondere waren, von den Lindesbehörden zurückzufordern. 
Ungarn war natürlich von dieser Maßregel wieder ausgenommen. 
Vgl.: H. J. Bidermann, Die staatsrechtlichen Wirkungen der öster- 
reichischen Gesammtstaatsidee. Grünhuts Zeitschrift. XXL 
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nur eine, auf die »gleiche Weise gelenkte Masse» zu bilden. 
Aber so mächtig sich auch das vom absoluten Geiste ge- 
tragene dynastische Streben Kaiser Josefs äußerte, den Kreis 
der Gemeinschaft unter den Ländern möglichst zu erweitern, 
uro schließlich alle miteinander in Eins zu verschmelzen, so 
gewannen doch am Ende immer wieder die centrifugal wirken- 
den Kräfte, die aus der nationalen und culturellen Verschie- 
schiedenheit der Länder entsprangen, die Oberhand. Die von 
Josef II. versuchte wirkliche Fusion, jene hauptsächlichste 
Form, mittelst der durch dynastische Politik anderwärts aus 
mehreren Staaten ein Einheitsstaat gebildet wurde, wollte hier 
im Anpralle an dem mächtigen Sondergeiste der unter sich 
gleichberechtigten Länder nicht gelingen. Die Flut seiner 
Neuerungen brach sich an dem historisch Gewordenen. Die 
Eigenart Österreichs ließ sich selbst in einer Zeit, in der noch 
ein fast schrankenloser Absolutismus kaum zu nationalem 
Bewusstsein erwachten Völkern gegenüberstand, nicht meistern. 
Die Länder ließen sich nicht zu einem vollen Einheitsstaate 
mit gleicher Gesetzgebung, Verwaltung und Verfassung ver- 
schmelzen, w^eil die an Sprache, Gewohnheiten und Cultur so 
sehr verschiedenen Bewohner nicht zu Einer Nation werden 
konnten. 

Am raschesten und gründlichsten wurden die Spuren der 
JosefinischenUmsturzpolitik bezüglich der ungarischen Verfas- 
sungsverhältnisse wieder ausgetilgt, als die Ungarn mit Leo- 
pold IL bei seiner Krönung auf dem Reichstage 1790/91 die Ver- 
einbarung durchsetzten, dass Ungarn und seine partes adnexae 
auf Grund der pragmatischen Sanction als eigenes Reich nach 
seinen eigenen Gesetzen und Gewohnheiten, nicht aber nach Art 
der übrigen Provinzen, regiert werden dürfe. Der Status quo von 
1780 wurde wieder hergestellt. Auch die Stände der änderen 
Länder erhielten unter Leopold IL einen Theil ihrer früheren 
Gerechtsame zurück. An Stelle der vereinigten Gubemien 
wurden in allen Ländern wie ehedem besondere Länderstellen 
eingerichtet; von den vielen in der Hast geschaflFenen Central- 
behörden ließ Leopold IL nur einige in Bezug auf Justiz und 
Finanzen weiter bestehen. Die obersten Centralstellen erhielten 
abermals mehr oder weniger nur ihren ehemaligen Charakter 
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von Räthen, die dem persönlichen Regiment des absoluten 
Herrschers zur Seite stehen sollten. Auch der 1760 creierte 
und bis 1848 beibehaltene Staatsrath, als berathende Behörde 
ohne Executive, hatte nur die Bestimmung eines rein könig- 
lichen Conciliums. Denn die vielseitig zersplitterte Regierungs- 
thätigkeit, die sich jetzt auch auf ausgebreitete italienische 
und niederländische Besitzungen erstreckte, fand ihre wahre 
Einheit immer nur in der Person des gemeinsamen, souve- 
ränen Monarchen, der selbstverständlich nicht weniger Be- 
hörden und Räthe als Mitarbeiter zur Bewältigung seiner 
so umfangreichen und vertheilten Regierungsgeschäfte be- 
durfte. 



Das nach der pragmatischen Sanction nächst wichtigste 
Ereignis, das den auf der souveränen Dynastie fußenden 
Einiglingsgedanken des habsburgischen Reiches noch mehr 
festigen sollte, war die im Jahre 1804 erfolgte Annahme des 
österreichischen Erbkaisertitels. Wohl ist die Creierung der 
österreichischen Erbkaiser würde zunächst Erwägungen über 
Rang und Etiquette entsprungen'), indem durch die napoleoni- 
schen Kriege das Aufhören der römisch-deutschen Kaiser- 
würde für die Habsburg-Lothringer ziemlich sicher wurde, 
und es sich für die österreichischen Herrscher, seitdem auch 
Frankreich und Russland Kaiserreiche geworden waren, darum 
handeln musste, die Gleichheit des Titels und der erblichen 
Würde mit den vorzüglichsten europäischen Regenten und 
Mächten aufrecht zu erhalten. Das bezügliche Patent erklärt 
in sehr sorgfaltig gewählten Ausdrücken die rein dynastische 
Veranlassung der Einführung dieses neuen Titels. Um nun 
den etwaigen ständischen Protesten gegen die neue Kaiser- 
würde, die jedenfalls auch als ein Vordringen zu einem öster- 
reichischen Einheitsstaate aufgefasst werden konnte^), zuvor- 

') Dr. Aug. Fournier, Gentz und Cobenzl. 

^) Es heißt in dem Patente: »In Gemääheit dessen haben 
Wir nach gepflogener reiflicher Überlegung beschlossen, für Uns und 
Unsere Nachfolger in dem unzertrennlichen Besitze Unserer unab- 
hängigen Königreiche und Staaten den Titel und die Würde eines 
erblichen Kaisers von Osterreich (als den Namen Unseres Erzhauses) 
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zukommen, wurde sofort auch den sämmtlichen Königreichen, 
Fürstenthümem und Provinzen, unter besonderer Hervorhebung- 
Ungarns, die unveränderte Erhaltung ihrer bisherigen »Titel, 
Vorrechte, Verfassungen und Verhältnisse« zugesagt. Die 
Hervorhebung Ungarns entspricht nur der meist beobachteten 
besonderen Rücksichtnahme auf dieses Königreich bei allen 
dynastischen Vorstoßen zu einem einheitlichen Gesammtstaats- 
körper. Man wusste, wie die Ungarn an die ihrer Krone ge- 
bührende Selbständigkeit glaubten und ihre Constitution 
in diesem Sinne jedenfalls kräftigst zu vertheidigen unter- 
nehmen würden. Die geschwächten Stände der anderen 
Länder waren schon lange bei allen auf den Centralismus 
gerichteten Bestrebungen der Dynastie weit weniger zu 
fürchten. 

Wie durch die pragmatische Sanction kein neuer Staat 
oder auch nur eine neue Art Staaten verbin düng ins Da- 
sein gerufen wurde, ebensowenig war dies durch den 
neuen Kaisertitel der Fall. Beide verdankten ihre Ent- 
stehung ausschließlich dem Willensacte eines absoluten 
Monarchen, ohne jede Rücksicht auf die Wünsche oder 
Forderungen der Länder. Es wurde auch nicht einmal 
der Form zu Liebe auf Kolowrats Gedanken, man solle 
durch die Stände an den Landesfürsten die Bitte stellen 
lassen, den Kaisertitel anzunehmen, eingegangen. Immerhin 
sollte der Kaisertitel kein bloßer Haus- und Familientitel sein, 



dergestalt feierlichst anzunehmen und festzusetzen, dass Unsere sämmt- 
lichen Königreiche, Fürstenthümer und Provinzen ihre bisherigen 
Titel, Vorrechte, Verfassungen und Verhältnisse fernerhin 
unverändert beibehalten sollen.« Unter dem dritten Absätze heißt 
es dann noch einmal: »Gleichwie aber alle Unsere Königreiche 
und anderen Staaten vorbesagtermaßen in ihren bisherigen Benennun- 
gen und Zustande zu verbleiben haben, so ist solches insbesondere 
von Unserem Königreiche Ungarn und den damit vereinigten Ländern, 
dann von denjenigen Unserer Erbstaaten zu verstehen, welche bisher 
mit dem römisch-deutschen Reiche in unmittelbarem Verbände ge- 
standen sind, und auch in Zukunft die nämlichen Verhältnisse mit 
demselben, in Gemäßheit der von Unseren Vorfahren im römisch- 
deutschen Kaiserthume Unserem Erzhause ertheilten Privilegien, bei- 
behalten sollen«. 
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sondern auch insoferne staatsrechtliche Wirkung äußern, als 
durch ihn und den von ihm abgeleiteten Namen für die Ge- 
sammtmonarchie das >inseparabile Regimen ditionum Domus 
Austriae« jetzt sinnfällig und greifbar zur Erscheinung gelangte. 
Fortan schließt der gemeinsame Herrscher nach den Erläu- 
terungen zu dem Kaisertitel auch alle Tractate als »Kaiser« 
ab; er empfangt, beglaubigt, schickt Gesandte, erklärt Krieg 
oder schließt Frieden, nimmt fremdes Land in Besitz, ge- 
währt den Unterthanen Schutz im Auslande, befehligt das 
Heer, übt die Militärjustizpflege, leitet die, für die ganze 
Monarchie bestehenden Centralbehörden und verwaltet den 
Reichsschatz als Kaiser.^) Auch aus der, anläßlich der Wappen- 
frage, erfolgten Erklärung des Doppeladlers als Sinnbild des 
>auf dem ganzen Complex der Erbkonigreiche und Länder 
radiciertenosterreichischenKaiserthums«gehtunzweideutigher- 
vor, dassbei der Annahme des Kaisertitels, trotz der Bestätigung 
der bestehenden Verfassungen, einer, in der Souveränetät des 
Herrschers wurzelnden, noch festeren Zusammenschließung der 
Länder zugestrebt wurde. 2) Und selbstverständlich bezog sich 
der Kaisertitel auch auf Ungarn, da nicht nur ausdrücklich 
der ganze Complexus der Monarchie (Pragmaticalsanction 
vom I. August 1804) mit der Kaiserwürde verbunden wurde, 
sondern im Rescript vom 17. August 1804 außerdem auch 
noch die ungarischen Staats^^ymbole, die specifischen Ma- 
jestätstitel, Siegel und Wappen, eine entsprechende Änderung 
erfuhren, wodurch Ungarn deutlich als Glied der zu einer 
Einheit verbundenen Ländergruppe erschien.^ 



^) Dr. Friedr. Tezner, Der österreichische Kaisertitel, das 
ungarische Staatsrecht und die ungarische Publicistik. 

^) Schon Josef II. hatte den Wunsch, für das Conglomerat 
seiner Länder einen gemeinschaftlichen Titel zu haben, um auch 
äußerlich den Einheitsstaat, auf welchen Josef II. mit seinen Neue- 
rungen hinwirkte, zu kennzeichnen. Geschichte der österreichischen 
Staatsverwaltung 1740 — 1848. Von Dr. Ig. Beidtel. Herausgegeben 
von Alf. Huber. 

') Die Frage, ob sich der Kaisertitel auch auf Ungarn bezog, 
ist durch die lichtvollen und erschöpfenden, des öftern schon citierten 
Abhandlungen Tezners endgiltig im bejahenden Sinne beantwortet. 
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Hat nun die Annahme des Kaisertitels auch nicht den for- 
malen Charakter der unter dem habsburgischen Scepter stehen- 
den Staatenverbindung verändert, ebensowenig wie die prag- 
matische Sanction, so hat sie doch zweifellos, ebenso wie jene, 
durch Hebung des Glanzes und Ansehens der Dynastie zugleich 
der Sicherung der souveränen Herrschermacht gedient. Der Be- 
griff eines »Imperators« schloss seit jeher die Trägerschaft person- 
licher Souveränetät in sich. Vor dem nahen Erlöschen der 
römisch-deutschen Imperatorenwürde*) war nur durch die 
rechtzeitige Entstehung eines »Austriae Imperatoris« der Ge- 
danke einer persönlich »souveränen« Herrschermacht, die sich 
zum Zusammenhalte der Länder unumgänglich nothwendig 
erwies, zu retten. Dazu war ein Austriae Imperators-Titel der 
Festigung der Prärogativen einer absoluten Krone noch 
günstiger als der römisch-deutsche Kaisertitel, da sich des 
ersteren Giltigkeit und Zuständigkeit unverkennbar auf den 
gesammten habsburgischen Machtbesitz und nur allein auf 
diesen bezogen. 

Trotz der ausdrücklichen Versicherung, den Länder- 
privilegien durch den Kaisertitel in keiner Weise zu präju- 
dicieren, hegte man doch die Hoffnung, dass der Ausdruck 
»Kaiserstaat« allmählich eine Absorbierung, eine Art von 
Mediatisierung, der jetzt noch selbständigen Königreiche und 
Länder der Gesammtmonarchie mit sich bringen würde. Man 
unterließ aber trotzdem die in den Jahren 181 5 und 1835 
von dem Staatskanzler eifrig vorgeschlagene feierliche Kaiser- 
krönung, bei welcher ständische Abordnungen aus allen 
Theilen des Reiches einen Act gemeinsamer Huldigung dem 
gemeinsamen Oberhaupte hätten darbringen sollen.^) Auch 

*) Die im Jahre 1806 erfolgte officielle Entsagung Franz IL 
auf die Würde eines römisch-deutschen Kaisers gieng auch ganz ge- 
räuschlos vorüber. Die Enthebung jener Länder, die Reichsländer 
waren, aller Verpflichtungen, die sie bisher an das deutsche Reich 
gehabt hatten, bedeutete auch in Wirklichkeit soviel wie nichts, 
da der deutsche Reichsverband längst schon in Auflösung be- 
griffen war. 

2) Dr. A. Luschin v. Ebengreuth, österreichische Reichs- 
geschichte. 
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der Vorschlag- der vereinig-ten Hofkanzler vom Jahre 1806, 
die Verschiedenheiten bei den Adelsdiplomen innerhalb der 
Monarchie zu beseitigen, um die durch Annahme der oster- 
reichischen Kaiservvürde ausgedrückte Einheit der Monarchie 
zu verwirklichen, wurde abgelehnt; man scheute sich ängst- 
lich sichtbare staatsrechtliche Folgerungen aus der Annahme 
des Kaisertitels zu ziehen und begnügte sich mit der Ver- 
tauschung des bisher üblichen Ausdruckes »österreichische 
Monarchie« mit »österreichischem Kaiserstaate« und der jetzt 
ständigen Bezeichnung der Regierung, Armee und Verwal- 
tung als »österreichische«. In der Voraussetzung, dass ohne- 
hin alle wichtigen Entscheidungen von dem einzigen Herrscher- 
willen abhiengen, sah man keinen Grund, sich weiter um 
das Verhältnis der Königreiche und Länder untereinander 
und zum Ganzen zu kümmern. War die absolute Herrscher- 
gewalt in allen Ländern genugsam gesichert, so genügte 
jedenfalls der auf die Gemeinsamkeit des absoluten Herrschers 
basierte Staatenverband allen nur denkbaren Anforderungen. 
Eine gefestigte absolute Herrschergewalt konnte unangefochten 
den Kreis gemeinsamer Regierungsfunctionen beliebig über die 
Armee, Finanzen, Rechtsprechung, Unterricht u. s. w. aus- 
dehnen. Der Absolutismus erschien überhaupt dieser Zeit als 
das einzige für die österreichischen Staaten passende und be- 
währte Regierungssystem, um so viele verschiedene Volks- 
und Staatselemente zusammenzuhalten. Das Ziel der damaligen 
Staatskunst war demnach eine starke dynastische Regierung, ihr 
zur Unterstützung als ausgleichende Factoren ein bevorrechteter 
Adel, eine reich bedachte katholische Priesterschaft und eine 
tüchtige Armee ; dazu unter möglichster Schonung der histo- 
rischen Sonderrechte der einzelnen Länder eine geräuschlose 
Germanisierung, da der Hof deutsch war, und es auch kaum 
einen Adeligen, Geistlichen oder Officier gab, der nicht 
deutsch sprach. 

Bei der Verdunkelung aller staatsrechtlichen Verhältnisse 
der Länder, die durch den Absolutismus erfolgte, konnte 
sich aber auch nach Annahme des österreichischen Kaiser- 
titeis keine entschiedene Änderung in dem Zugehörig- 
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keitsbewusstsein der BewcJhner der einzelnen Königreiche 
und Länder einstellen. Jeder hielt sich jetzt erst gerade nur 
an sein engeres Heimatland, und die Benennung »Ost er- 
reich er« wurde von den Ungarn, Böhmen, Polen, Ve- 
netianern, ja sogar Tirolern und Steirern oft mit Verächt- 
lichkeit zurückgewiesen, so hat das neue »österreichische 
Kaiserthum« eigentlich mehr zur Weckung von Nationalitäts- 
bestrebungen, als zur Verschmelzung der verschiedenen, in 
der Gesammtmonarchie befindlichen Völker beigetragen.*) 
Erwiesen sich seit jeher, als die stärksten Bollwerke gegen 
den zu weit getriebenen Absolutismus, die Verfassungen 
Ungarns und Siebenbürgens, so kamen nun, als weiteres 
Hinderniss, eben auch allmählich slavische Tendenzen in 
Böhmen und anderen Ländern infolge der, wenn auch still 
ins Werk gesetzten Germanisierung auf. Seit 1620 war es 
habsburgische Regierungsmaxime, das deutsche Element zu 
begünstigen und es zum Bindungsmittel des Staaten Verbandes, 
der die verschiedenen Staaten und Nationalitäten unter einem 
gemeinschaftlichen Regenten vereinigte, zu machen. Diese 
Maxime hatte auch den gewünschten Erfolg, solange Galizien 
und die Lombardei noch nicht zur Monarchie gehörten, und 
das Ungarische und Czechische noch wenig ausgebildet 
waren. Mit der Auffindung der sogenannten »Königinhofer 
Handschrift« und der darauffolgenden Gründung der »Gesell- 
schaft des bömischen Museums« und der »Matice czeska« 
kam mit einemmale in Böhmen die nationale Bewegung in Fluss. 
Da viele böhmische Adelige — nach dem Beispiele der ungari- 
schen Stände — wieder größere politische Rechte anstrebten, so 
lag es für sie nahe, sich an die Spitze der Bewegung za 
stellen und sich durch die Verbindung mit den Slavenführern 
in den unteren Kreisen des Volkes eine Partei zu schaffen. 
Besonders der Gouverneur von Böhmen und nachmalig ein- 
flussreiche Minister Graf Kolowrat begünstigte die czechischen 
Interessen im auffallenden Gegensatze zu der bisher beob- 
achteten Germanisierungspolitik. Der Adel bediente sich bei 



') Siehe: Geschichte der österreichischen Staatsverwaltung 
1740 — 1848. Von Dr. Ig. Beidtel. Herausgegeben von Alf. Huber. 
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öffentlichen Gelegenheiten der czechischen Sprache, um an 
Popularität zu gewinnen, und seinem Vorgehen folgten die 
herrschaftlichen Beamten und die Geistlichen. Die Polen 
hatten ohnehin schon eine glänzende Literatur und ihre Sprache 
längst zu Ehren gebracht ; jetzt begannen auch die anderen 
slavischen Stämme eine eifrige Pflege ihrer Dialecte. Schließ- 
lich wurden auch die Slaven bei den Behörden und Schulen 
günstiger gestellt. In Ungarn zeitigte das Aufkommen der 
Nationalitätsidee sofort die Forderung, dass die magyarische 
Sprache, statt der bisnun gebrauchten lateinischen, zur Staats- 
sprache im Lande erhoben werde. Seit 1835 werden dann 
auch der Reihe nach der magyarischen Sprache immer 
größere Rechte eingeräumt. 

Aber auch in den deutschen Kronländern regte sich 
endlich ein wenig politisches Leben, wenn auch die soge- 
nannten Postulaten-Landtage in den alten Erbländern und die 
wiederhergestellten Landtage der neu hinzugekommenen 
Länder Tirol, Krain u. s. w. nur ein harmloses Stilleben zu 
fuhren schienen, indem sie die Steuerpostulate der Regierung 
jederzeit anstandslos bewilligten. Trotz des Metternich'schen 
Abschließungssystems gegen das Ausland erfuhr man hier 
doch mit der Zeit, dass in mehreren Ländern Deutschlands 
die Stände ganz andere Rechte hatten als in den öster- 
reichischen Ländern, und so verbreitete sich in immer weiteren 
Schichten der Wunsch nach ähnlichen Einrichtungen. Höchst 
charakteristisch für den tief wurzelnden Sondergeist der 
Länder war nur, dass sich jener Wunsch ausschließlich auf 
freiere ständische Landesverfassungen richtete; niemand 
dachte an eine etwaige Verfassung für eine Gesammt- 
monarchie. Die Länder fühlten sich selbständig, als geschlossene 
Territorien gegen einander; die wirkliche und vollständige 
Verwischung ihrer historischen Grenzen war, mit Ausnahme 
Josef II., vielleicht auch niemals dauernd der ausgesprochene 
Zielpunkt der Herrscher. 

Genährt wurde aber auch stets dieser particulare Geist 
durch den in den habsburgischen Staaten besonders fest 
wurzelnden mittelalterlichen fürstlich-ständischen Dualismus, 
den hier der Absolutismus, trotz der stellenweise ständischen 
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Ohnmacht gegen den Herrscherwillen, nicht überwinden 
konnte. Es ist dies eine kaum beachtete und doch nicht 
genug zu würdigende Erscheinung, da sie manche Licht- 
blicke sogar noch auf unsere heutige Parteiengestaltung 
wirft. Die Stände, so schwächlich sie auch sein mochten, 
standen überall als selbständige Körperschaften dem Landes- 
herm gegenüber. Und das zur Einheitlichkeit des modernen 
Staates führende Bewusstsein, dass beide, sie und der Fürst, 
nur Glieder eines und desselben einheitlich zu denkenden 
Staates seien, stellte sich hier nirgends ein, weil eben der 
Fürst gleichzeitig gemeinschaftlicher Regent vieler Staaten 
war und seinen Sitz zumeist außerhalb des Landes hatte. 
Die Incongruenz der engeren Interressen des Landes mit den 
weiteren der Krone, welche noch an so vielen anderen Stellen 
ihre Rechte und Prärogativen wahrzunehmen hatte, war eine 
zu sehr in die Augen fallende, als dass sie nicht immerfort 
ihre Wirkung in der Richtung des Dualismus zwischen 
Konigsrecht und Landesrecht äußerte. 

Der Gesammtstaat reichte hier immer nur so weit, als die 
»personliche« Souveränetät des Kaisers gieng; daneben gab es 
unsouveräne Einzelstaaten, die nur ein persönliches aber kein 
dingliches Centrum hatten, da schon der Sitz ihres Fürsten 
etwas mehr Zufalliges, von ihrer directen staatlichen Orga- 
nisation gänzlich Unabhängiges war. Überall anderwärts ver- 
wirklichte der Absolutismus die Idee der Staatseinheit, indem 
er sich ein, von dem Lehensbande befreites Heer schuf, die 
Justiz in vollem Umfange für sich in Anspruch nahm und 
die gesammte ständische Verwaltung in eine untergeordnete 
Stellung herabdrückte. Aber alle diese Mittel führten hier, 
wo es sich nicht nur um von einander ursprünglich unab- 
hängige Gebiete, sondern auch um grundverschiedene Racen, 
die diese Gebiete bewohnten, handelte, nicht zu dem ge- 
wünschten Erfolge. Man hat hier ebenfalls die feudalen Ge- 
walten zerrieben, Justiz, Heerwesen und einen guten Theil 
der Verwaltung gleichförmig gestaltet, aber keine innere Ein- 
heit erreicht. Im Gegentheile, je mehr sich mittelst dieser 
Maßnahmen die rein persönliche Souveränetät des Herrschers 
ausdrückte und festigte, desto ärger schien der Interessen- 
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Zwiespalt zwischen den dynastischen Zielpunkten und den 
Forderungen der jedesmaligen Landespolitik. 

In ein unterschiedsloses Ganze aufzugehen, erfüllte 
jedes Land voll Misstrauen und Furcht. Die Willkür, mit der 
stets der Absolutismus die Raceunterschiede ingnorieren oder 
gar vertilgen wollte, ließ alle Nationalitäten von dieser Seite 
aus am meisten um ihr künftiges Schicksal erzittern. Im 
Mafie nun, als die Völker, besonders die slavischen, zum 
Bewusstsein ihrer Nationalität erwachten, klammerten sie 
sich den Einheitsbestrebungen der Krone gegenüber erst recht 
fest an die Sonderexistenz ihrer Länder. Nur in der Behauptung 
einer möglichst selbständigen staatsrechtlichen Stellung der 
Länder sahen zuerst die Magyaren und dann die Slaven die 
Fortdauer ihrer Nationalität verbürgt, während die Deutschen 
einer umfassenden Concentration aller Regierungsgewalten 
nur geneigter waren, weil sie dadurch die bisherige Vor- 
herrschaft ihres nationalen Elementes am gesichersten 
wähnten. 

Bezogen die Magyaren, Czechen, Polen und Italiener 
vorab schon nicht den Begriff ihres Vaterlandes auf ein 
>Kaiserthum Osterreich«, so fühlten sich aber anderseits 
auch die Deutschen bei allen ihren Centralisationsneigungen 
durchaus nicht Eins mit einem Gesammtstaatscomplex, der 
ihnen so entfremdete Gebiete, wie ein Ungarn, ein Galizien, 
eine Lombardei und selbst ein Böhmen, enthielt. Umsomehr 
vermochte sich jeder am Ende nur identisch mit seinem 
eigenen Stammlande zu fühlen, als sich ja auch nicht nur in 
Ungarn, sondern auch in den diesseitigen Ländern, alle poli- 
tischen Rechte der Stände bloß auf die Landesverfassungen 
und -Ordnungen stützten. Politische Rechte der Stände oder 
der Einzelnen, die auf ein Gesammtreich Bezug hatten, gab es 
nicht. Während in den anderen großen Staaten, nach Über- 
windung des fürstlich-ständischen Dualismus durch den 
Absolutismus, ein einheitliches Staatsbewusstsein in der Be- 
völkerung auflebte, setzte sich also in den habsburgischen 
Ländern, trotz der Schwächung der ständischen Macht durch 
den Absolutismus, doch immer der mitteralterliche fürstlich-stän- 
dische Dualismus fort. In Ungarn, Böhmen, Galizien und der 
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Lombardei wurde dieser fürstlich-ständische Dualismus schließ- 
lich geradezu zu einem fürstlich-nationalen Dualismus, der die 
Kluft zwischen den Interessen der Krone und denen jeder ein- 
zelnen Nationalität noch erweiterter erscheinen ließ. Und so wie 
es überhaupt im ständischen Geiste gelegen ist, dass sich die 
politisch Berechtigten nur als Corpus fühlen und nur ihre Classen- 
interessen rücksichtslos gegen alle staatlichen Nothwendig- 
keiten verfolgen, so bildeten sich auch hier, unter solchen Um- 
ständen, g-leich vom Anfange an, als quasi Rechtsnachfolger 
der Stände, politische Parteien heraus, welche, von keinem 
staatlichen Bewusstsein getragen, ausschließlich ihre engsten 
und naheliegendsten Interessen zur Richtschnur ihres Handelns 
nahmen. Je weniger ihrer, von Haus aus particularistischen 
Grundrichtung entsprochen wurde, desto rücksichtsloser 
richtete sich ihr Auftreten gegen den Bestand des Ganzen. 



Die Stimmung und Unzufriedenheit der Völker Österreichs 
vor der Revolution im Jahre 1 848 war sicherlich bezeichnend 
für ihren particularistischen Geist. Das »System Mette r- 
nichs« hatte die ungeschmälerte Aufrechthaltung der Sou- 
verän etätsrechte und die Verneinung eines jeden Anspruchs 
der Völker auf Theilnahme an jenen Rechten zum Ziele. Die 
erwachten nationalen und politischen Bestrebungen der Völker 
gipfelten zunächst in staatsrechtlichen Wünschen und For- 
derungen. Man war einig in dem Hasse gegen das Metter- 
nich'sche System und darüber, dass das, was nach ihm kommen 
sollte, den Sonderbestrebungen der Länder und Nationalitäten 
besser angepasst sein müsste. 

In der vordersten Reihe der Unzufriedenen standen 
wieder die Magyaren. Die Bewegung in Ungarn war direct 
darauf gerichtet, sowohl den Umfang der Municipalrechte in 
den Comitaten, als auch den Einfluss der Landtage auf die, 
eigentlich der executiven Gewalt vorbehaltene Landesver- 
waltung möglichst auszudehnen. Auch das Übergewicht der 
Magyaren gegen die anderen im Lande befindlichen Volks- 
stämme sollte vergrößert und gesichert werden. Aus jedem 
ungarischen Landtage in der Zeit von 1843 — 1847 giengen 
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die königlichen Rechte geschmälert hervor. Die ungarische 
Opposition eignete sich auch den hier zum erstenmale auf- 
tauchenden constitutionellen Grundsatz von der »Unverant- 
wortlichkeit« des Königs und der »Verantwortlichkeit« der 
Regierung an, trotz des bisher ständischen Princips der unga- 
rischen Verfassung. Die Trennung des Regenten von der 
Regierung fangt erst dort an statthaft zu werden, wo schon 
dem Könige ein verantwortliches Ministerium, ohne dessen 
Gegenzeichnung kein Regierungsact vorgenommen werden 
darf, zur Seite steht. Obwohl nun die ungarische Verfassung 
noch kein Ministerium kannte, sondern nur eine königliche 
Kanzlei, welche die königlichen Beschlüsse, versehen mit der 
königlichen Unterschrift, auszufertigen und in das Land zu 
schicken hatte, präsumierte man jetzt auf einmal im Land- 
tage und in den Comitatscongregationen neben dem unver- 
antwortlichen, durch die Gesetze gegen jeden Angriff sorgsam 
und nachdrücklichst geschützten König eine, von ihm ge- 
sonderte Regierung, die man ungestraft kritisieren und herab- 
würdigen könne. So wurde den königlichen Befehlen unter dem 
Vorwande, sie seien nicht der Ausdruck des königlichen Willens, 
sondern nur ein Ausfluss der sogenannten Regierung, ge- 
trotzt und alle gesetzliche Ordnung gelockert.^) Die Bewegung 
in Siebenbürgen war ähnlicher Natur. 

In den deutsch - böhmischen Ländern verliefen zwar 
die Ereignisse etwas sanfter, als jenseits der Leitha, aber 
immerhin hatte auch hier die Bewegung gleichartige Ziel- 
punkte: Schmälerung der Kronrechte im Interesse der er- 
forschten und geltend zu machenden Rechte der Länder. 
In Böhmen war die Erinnerung an den einstigen Einfluss 
der Stände vor der verhängnisvollen Schlacht am weißen 
Berge niemals ganz erloschen; jetzt, da die Czechen auch 
ihre Nationalität und Sprache eifrigst emporzuheben trachteten, 
schien der Augenblick gekommen, wieder die alten Rechte 
und Privilegien des Landes in Anspruch zu nehmen. 
Übrigens hatten sich in Böhmen auch die äußeren Formen 
der alten ständischen Verfassung ziemlich unversehrt erhalten. 



^) »Genesis der Revolution.« 
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Man unterließ auch damals nicht dem Souverän den abgelegten 
Krönungseid vorzuhalten. Im Jahre 1847 kam es endlich 
zwischen den Ständen und der Regierung aus verschiedenen 
Anlässen, darunter auch aus Anlass der Entschädigung der 
königlichen Städte wegen der steigenden Auslagen für die 
ihnen übertragenen Criminalgerichte, zum vollen Bruche. Die 
ständischen Ansprüche wurden immer kühner und verstiegen 
sich schließlich, sowohl bis zu der Forderung des Rechtes, 
im Falle des Erlöschens der herrschenden Dynastie, die Wahl 
eines Königs vorzunehmen, als auch bis zu der, dass ohne 
ihren Beirath keine Besteuerungen vorgenommen und keine 
das Land betreffenden Gesetze und Maßregeln erlassen werden 
dürfen. Die Kluft zwischen den Ständen und nicht privi- 
legierten Classen hoffte man schon durch das Nationalitäts- 
gefühl zu überbrücken. Aber alle politischen Vorgänge, nicht 
nur in Ungarn, sondern auch in Böhmen und in den anderen 
Ländern zielten bloß auf eine zeitgemäße Fortbildung der 
alten Länderverfassungen hin. Überall wurde eine angemessene 
Repräsentation des Bürgerstandes befürwortet, und im Inter- 
esse des Bauernstandes die Ablösung der Frohnen und anderen 
Grundlasten, sowie im Allgemeinen eine gerechte Besteuerung 
verlangt.^) Alle Neuerungen sollten jedenfalls eine möglichst 
weitgehende Selbständigkeit der Königreiche und Länder 
garantieren, und so entsprach auch die überall festgehaltene 
Institution des Incolats, ohne das es keine politischen Rechte 
geben sollte, der Erhaltung des staatlichen Charakters der 



^) Als »Minimum der neuen ständischen Rechte« forderte man 
für alle Länder: i. Das Recht der Bewilligung sämmtlicher Steuern, 
dann die Vertheilung, Einhebung und Abfuhr der Grundsteuern an 
die Regierungscassen; 2. das Recht der Berathung aller das 
Land betreffenden Angelegenheiten und legislativen Verfügungen; 
3. das Petitionsrecht; 4. das ausschließliche Recht zur Aufnahme 
neuer Landstände, Verleihung des Incolats; 5. das Recht, die stän- 
dischen Beamten zu wählen und bei Besetzung der höchsten land- 
ständischen Stelle, der des Landmarschalls oder Landeshauptmannes 
u. s. w., selbe beim Souverän in Antrag zu bringen; 6. das Recht, 
sich bei Angelegenheiten von gemeinsamen Interessen mit den Land- 
ständen anderer Länder in Correspondenz zu setzen; 7. Oifentlichkeit 
der Landtagssitzungen. 
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Einzelländer, beziehungsweise eines gesonderten Staatsbürger- 
rechtes in jedem derselben. 



Ihren Höhepunkt erreichten die Sonderbestrebungen der 
Lander und Nationalitäten nach dem Ausbruche der Revolution. 
Ein allgemeiner Slovenen -Congress in Prag beschloss ganz 
offen die Anerkennung der böhmischen Länder, als eines 
unabhängigen Staates, und die Schaffung eines Königreiches 
Slovenien; die Polen forderten Wiederherstellung eines un- 
abhängigen polnischen Reiches. Ungarn riss sich thatsäch- 
lich von der Monarchie los und konnte erst durch einen blutigen 
Feldzug mit Hilfe der Russen der habsburgischen Macht 
wiedergewonnen werden; die Deutschen endlich erinnerten 
sich ihrer früheren Zugehörigkeit zum alten deutschen Reiche 
und sahen mit Begeisterung dem Zusammentritte des deutschen 
Nationalparlaments zu Frankfurt entgegen. Ein großes Ge- 
saramt-Deutschland war ihr politisches Ideal. Für ein Ge- 
sammt-Osterreich als einheitlichen Staat hatte niemand Sinn 
und Interesse. Solchen Umständen gegenüber war wohl die 
völlige Rathlosigkeit der Wiener Regierungskreise nur allzu 
begreiflich. 

Die Noth zur Tugend machend, berief man schließlich 
einen constituierenden Reichstag für das Gesammtreich. Viel- 
leicht hoffte man damit auch den gänzlichen Bruch mit den 
alten historischen Sonderstellungen und Sonderverfassungen 
der einzelnen Länder einleiten und eine einheitliche starke 
Centralgewalt, ein einheitliches Kaiserreich, schaffen zu können. 
Aber die Zeit war den willkürlichen Staatenbildungen von oben 
aus nimmermehr günstig — und die Bedingungen zur Bildung 
eines einheitlichen modernen Staates waren in dem vielfarbigen 
Länder- und Völkercomplex nicht gegeben. Die uferlose 
Zerfahrenheit, die in der später nach Kremsier übersiedelten 
»Constituante« herrschte, bewies genugsam die Unmöglich- 
keit, aus diesen, nur durch die persönliche Souveränetät des 
absoluten Herrschers staatlich verbundenen Königreichen und 
Ländern ein einheitliches, modernes Staatswesen hervorgehen 
zu lassen. Ebensowenig konnte nach Auflösung des unfrucht- 

V. Off ermann, Das Verhältnis Ungarns zu »Österreich«. 5 
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baren Kremsier-Reichstag-es die octroyierte Reichsverfassungf 
vom 4. März 1849 ins Leben gesetzt werden; sie blieb auf 
dem Papier, um nach drei Jahren, sang- und klanglos — von 
niemand betrauert — ganz zu verschwinden. 

Wer das staatsrechtliche Problem, das hier zu lösen 
gewesen wäre, nur einigermaßen überblickt, kann sich über 
das Scheitern aller Versuche, zu einem constitutionellen Einheits- 
staate zu gelangen, nicht wundern. Ein Staat muß Herrscherge- 
walt haben. Und »herrschen« heißt, die Fähigkeit besitzen, seinen 
Willen anderen Willen unbedingt zur Erfüllung auferlegen, gegen 
andere Willen unbedingt durchsetzen zu können. Solange nun über 
alle Erbländer ein absolut regierender Herrscherwille steht, so- 
lange concentriert sich in ihm dieMacht unbedingterDurchsetzung 
seines Willens gegen andere Willen, er ist in diesem Sinne 
gleichsam der Staat selbst. Soll aber nun in einem constitutio- 
nellen Staate nicht mehr der Fürst allein den herrschenden 
Willen erzeugen, sondern neben ihm und mit ihm noch 
andere Personen, die zu einem von ihm völlig unabhängigen 
Organe des Staates werden, so ist klar, dass vor Allem diese den 
herrschenden Willen miterzeugenden Personen den Staat als 
solchen, dessen Organ sie geworden sind, wollen müssen. 
Die Existenz des Staates selbst darf doch von ihnen nicht 
mehr in Frage gezogen -werden. Das war aber thatsächlich 
der Fall. Die meisten der in dem Kremsier-Reichstage 
zusammen tagenden Delegierten — die Ungarn blieben ein- 
fach ganz aus — bezogen ihr gesammtes Staatsbewusstsein 
nur immer je auf ihr betreffendes Land als letzte Verbands- 
einheit und waren ausschließlich bemüht, nur ihrem Lande 
und ihrer Nationalität Vortheile auf Kosten des Ganzen zu 
erwirken. 

Mittelst eines Organes von solcher Zusammensetzung, 
dem eine derartig particularistische Grundtendenz innewohnte, 
konnte unmöglich ein constitutioneller Einheitsstaat begründet 
werden. Es war darum nicht bloße Herrscher laune, dass man 
sich bald nach den vergeblichen Verfassungsversuchen wieder 
zu einer vollständigen Schwenkung entschloss. Hielt man 
die Idee der Centralisation, des Einheitsstaates, fest, so war 
es klar geworden, dass sich dieselbe im Wege einer consti- 
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tutionellen Reichsverfassung nimmermehr verwirklichen ließ. 
Es blieb eben sichtlich bloß die absolutistische Regierungs- 
form übrig, um das auf die Gemeinschaft eines allein souve- 
ränen Herrschers ruhende Staatengebäude aufrecht zu erhalten. 
Nur eine tüchtige Armee und Bureaukratie und eine den 
Geist der Unterwürfigkeit verbreitende Geistlichkeit konnten 
dazu als Stützen dienen. Gewissenhafteste Achtung aller 
Privatrechte und völlige Versagung aller öffentlichen Rechte 
schienen noch die besten Regierungsgrundsätze zu sein. Aber 
der Absolutismus überhaupt erwies sich doch einmal nicht 
mehr als zeitgemäß. Verlorene Schlachten und zerrüttete 
Staatsfinanzen drängten nach 1859 abermals zu neuerlichen 
Versuchen, ein constitutionelles System zu schaffen. 



Der weitere Verlauf der Verfassungswirren und Ent- 
wickelung entspricht vollkommen dem Kräfteverhältnisse der 
dabei ins Spiel kommenden Machtfactoren. Schon im »ver- 
stärkten Reichsrathe« stand — den Charakter des öster- 
reichischen Staatenkörpers widerspiegelnd — neben einer 
föderalistischen Mehrheit noch eine ungarische Partei, die 
mit zäher Festigkeit die volle Selbständigkeit Ungarns auf 
Grund der 1848er Gesetze anstrebte. So erschien also zuerst 
im Sinne der föderalistischen Majorität das »October-Diplom«, 
welches der Länderautonomie, unter Rücksichtnahme auf 
frühere Einrichtungen, Rechnung trug. Es erkannte, dass 
>nur solche Institutionen und Rechtszustände, welche dem 
geschichtlichen Rechtsbewusstsein, der bestehenden Ver- 
schiedenheit der Königreiche und Länder und den Anfor- 
derungen ihres untheilbaren und unzertrennlichen kräftigen 
Verbandes gleichmäßig entsprechen, die nöthigen Bürgschaften 
für die Machtstellung des Reiches zu bieten imstande 
seien«. Den Ungarn war das October-Diplom begreiflicher- 
weise noch zu centralistisch, sie verweigerten die Anerkennung 
eines Gesammtreichsrathes. Anstatt nun den Grundgedanken 
des October-Diploms in Form einer monarchischen Bundes- 
staatsverfassung den Ungarn acceptabler und den anderen 
Ländern umso willkommener zu machen, kam überraschend 

5- 
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genug das »Februar-Patente, das einzig im Interesse des 
Deutschthums und besonders den Ungarn zum Trotze den 
reichseinheitlichen Gedanken in vollster Schärfe zum Aus- 
drucke brachte. Die Folgen dieser Justaments-Taktik blieben 
nicht aus: Ungarn, Kroatien, Siebenbürgen und Venetien ver- 
weigerten die Vornahme der Reichsrathswahlen. Man erklärte 
den darauf eröffneten Rumpf-Reichsrat h als » engeren c Reichs- 
rath und die ungarische Verfassung wegen revolutionärer Auf- 
lehnung und Gewalt von rechtswegen als verwirkt und factisch 
beseitigt. Aber die Ungarn ließen sich durch Nichts zur Nach- 
giebigkeit bewegen. Schließlich traten auch die Czechen aus 
diesem » engeren «Reichsrathe aus, da derselbe ihrem Föderativ- 
programm ebenfalls schnurstracks widersprach. Am 20. Sep- 
tember 1865 erfolgte dann nothgedrungen die Sistierung der 
Verfassung. Unter dem Eindrucke der Niederlage von 1866 
und des Auscheidens Österreichs aus dem deutschen Bunde 
kam dann endlich die gründliche Ausgleichung der Krone 
mit Ungarn zustande, indem die ungarische Verfassung so 
ziemlich in ihrer Gänze nach den 1 848er Beschlüssen wieder- 
hergestellt wurde. Schon auf dem Preßburger Landtage 
1 847/1848 hatte sich übrigens die alte ungarische ständisch- 
aristokratische Verfassung in eine repräsentative mit Ein- 
führung des demokratischen Elementes umgewandelt. 

Hand in Hand mit Ungarn hatte man nun ein umso 
freieres Verfügen über das Schicksal der diesseitigen, noch 
um Venetien verminderten Länder, in denen der Absolutismus 
ohnehin schon längst nicht mehr erfolgreich bestritten werden 
konnte. 




II. 

DIE 

VERBINDUNG DER STAATEN SEIT 186 




ie durch die 1867er Abmachungen mit der 
Krone erfolgte staatliche Neubildung Ungarns 
stand im schärfsten Gegensatze zur dynastischen 
Staatsbildung, welche bisher alle habsburgi- 
schen Länder zu einem Reiche zusammengefasst 
hatte und nun die nach dem Ausscheiden Ungarns und Ve- 
netiens übrig bleibenden Länder zu einem einheitlichen Staats- 
gebilde vereinigte. Auf Grund nationaler Gemeinschaft und 
innerer historischer Zusammengehörigkeit hat sich in Ungarn 
im Jahre 1867 thatsächlich eine der modernen Staatsidee 
zustrebende »nationale« Staatsbildung vollzogen. In Ungarn 
stellten seit jeher die Magyaren allein, ungeachtet der anderen 
dort wohnenden Volksstämme, die politische Nation dar. Die 
nationale Staatsbildung gieng hier von der Thatsache aus, 
dass die ungarische Nation mit dem Gesammtstaatsvolke, das 
sich die habsburgische absolute Monarchie aus ihren Unter- 
thanen künstlich geschaffen hatte, nicht länger zusammen- 
fallen wollte. Die Magyaren waren in diesem durch den 
absoluten Monarchen zusammengehaltenen Staatskörper mit 
anderen, ihnen ganz unadäquaten Elementen mechanisch zu 
einem Staatsvolke verbunden. In den durch dynastische Po- 
litik entstandenen Staatsgebilden schafft sich eben die Staats- 
gewalt selbst ihr Staatsvolk, indem sie die Einwohner der 
ursprünglich getrennten Territorien ohne Rücksicht auf ihre 
Abstammung gleichmäßig sich selbst unterordnet. Bei der 
»nationalen« Staatsbildung hingegen existiert bereits das Volk 
als natürliche Einheit, als Nation, und erhebt sich eben nur 
im Staatsbildungsprocess aus seiner natürlichen Existenz zur 
rechtlichen Existenz als wirkliches Staatsvolk. ^) Das magya- 



*) Vgl.: Dr. Georg Jellinek, Die Lehre von den Staaten- 
verbindungen. 
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Tische Volk nun, das sich schon als eine Einheit fühlte und 
genug stark wusste, brachte in den 1867er Abmachungen 
mit der Krone diese Einheit dadurch zum Ausdrucke, dass 
es sich aus dem alten Staatsverbande loslöste und seine Ein- 
heit rechtlich organisierte. Schon im Jahre 1848 versuchten 
die Magyaren mittelst Revolution und Krieg eine solche 
nationale Neuschöpfung durch Hinwegräumung der alten staat- 
lichen Zustände, in denen sie die habsburgische Centralmacht 
umklammert hielt. Fast all das, was ihnen damals durch 
Gewalt nicht gelang, gelang ihnen 1867, begünstigt durch 
äußere Umstände, auf friedlichem Wege. Und wirklich erschien 
es beinahe als das natürliche Resultat innerer Entwickelung, 
wie hier der dem nationalen Leben nicht mehr entsprechende 
Zustand überwunden und in einen ihm angemessenen über- 
führt wurde. Der ungarische Staat war ja auch eine tausend- 
jährige historisch-sociale Bildung, die nur ebenso, wie die 
anderen habsburgischen Königreiche und Länder, ihren juri- 
stischen wStaatscharakter unter dem absolutistischen System 
in einer Zeit, die den scharfen, jeder Unklarheit überhobenen 
StaatsbegrijBF noch nicht kannte, verloren hatte. 

Wie sich die dynastische Staatsbildung und ihr letztes 
Product, der absolute Staat, im Einklänge mit der Lehre von 
dem eigenen Rechte des Monarchen auf die Herrschaft be- 
fand, so entwickelte sich aus der nationalen Staatsbildung von 
selbst das Recht des modernen Staates, wie einen solchen 
eigentlich der heutige Constitutionalismus stets voraussetzt. 
Wie sich dort die Beziehung der Souveränetät ausschließlich 
auf die Person des Monarchen ergab, so ergiebt sich hier 
als wahrer Träger der Souveränetät nicht mehr die Person 
des Monarchen, sondern der Staat selbst. Nur aus diesem, 
das Fundament der Staaten ergreifenden Gegensatze heraus, 
lässt sich der ganze Unterschied zwischen dem neugebildeten 
ungarischen Nationalstaate und der fortgesetzten, doch wieder 
nur dynastischen Zusammenfassung der übrigen habsburgischen 
Länder zu einem »namenlosen« Einheitsstate richtig ermessen. 

In allen neuzeitlichen nationalen Staaten, zu denen auch 
die neuen Bundesstaaten, wie das deutsche Reich, gehören, 
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organisierten sich also Nationen, die vordem bereits natür- 
liche Einheiten waren, als rechtliche Einheiten, Diesen 
Staatenbildung-en gegenüber konnte natürlich die Lehre von 
dem eigenen Rechte des Monarchen auf Herrschaft, d. i. die 
Lehre von der »Fürstensouveränetät«, nicht mehr standhalten, 
ebensowenig aber auch die Lehre von der Volkssouveränetät 
oder die von der Ableitung der Fürstensouveränetät aus der 
Volkssouveränetät durch Contract, Absorption u. s. w. ') Alle 
diese Lehren giengen entweder von einem überirdischen Ur- 
sprünge der Macht aus, oder aber, in naturrechtlichen Gedanken 
befangen, von der Voraussetzung eines Volkes vor dem Staate, 
als Quelle aller Macht. Angesichts aber dieser neuzeitlichen, 
mit einem Schlage als etwas wesentlich Neues in Erscheinung 
tretenden Staaten, deren letzter Existenzgrund nur in einem 
Staatsbewusstsein des Volkes wurzelte, erkannte man endlich den 
naturrechtlichen Irrthum von einem vorstaatlichen Rechts- 

*) Noch in der Zeit der dynastischen StaatenschOpfungen er- 
fuhr der Souveränetätsbegriff, je nach den politischen Zeitumständen 
und Bestrebungen, bald als Fürstensouveränetät, bald als Volks- oder 
Nationalsouveränetät allerlei Wandlungen. Zunächst spürte die 
Forschung dem Ursprünge des »eigenen Rechtes des Mon- 
archen«, das aus keiner Verfassung oder Rechtsordnung des Staates 
heraus zu begreifen war, nach. Mit der Frage nach dem Ursprünge 
der absoluten Fürstengewalt waren aber wieder allen Möglichkeiten 
die Schleusen eröffnet. Die einen versuchten die alte Lehre vom 
göttlichen Ursprünge der monarchischen Gewalt, die selbst von der 
Kirche bekämpft wurde, zu erneuern; andere stützten sich auf die 
altrömische Formel, der zufolge alle Gewalt ursprünglich in der Volks- 
gemeinde wurzelte, oder auf altbiblische Ansichten und auf die That- 
sache, dass die ersten Häupter der Christenheit durch Wahl hervor- 
giengen, und somit das Volk als ursprünglich^ Inhaber der 
höchsten Gewalt erschien. Eine Bestätigung fand diese Auffassung 
auch in der in England herrschenden Anschauung, dass die Volks- 
gemeinde der Staat sei, und nur die Volkssouveränetät das Funda- 
ment aller Staatsgewalt sein könne. Also die Proclamierung des 
monarchischen Princips und seiner Lehre vom eigenen Rechte des 
Monarchen auf die Herrschaft rief am Ende gerade die entgegen- 
gesetzte Lehre von der Volkssouveränetät, als letzter Basis aller 
Staatsgewalt, hervor. Beide Lehren waren noch gleich weit von der 
heutigen Idee der »Staatssouveränetät« entfernt. Siehe hierzu: 
Dr. Georg Jellinek, Das Recht des modernen Staates. 
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zustande und begriff, dass die Urquelle aller Macht nie weiter 
zurückliegen könne, als der Staat selbst. Mit anderen Worten, 
dass nicht das Volk vor dem Staate, sondern das zum 
Staate bereits organisierte Volk, also einfach der Staat 
selbst, auch der Ursprung aller Macht ist. 

Indem bei diesen neuen Staatsbildungen die Staatsgewalt 
immer sogleich als eine in ihren Trägern rechtlich be- 
schränkte zur Welt kam, so stellte sich jetzt auch deutlich 
heraus, dass die, in den absoluten Staaten meist ausschließlich 
dem Souverän zugeschriebenen Berechtigungen auch anderen 
Personen oder Gewalten übertragen werden können, ohne 
dass die »Souveränetät« des Staates dadurch vermindert würde. 
Anderseits sah man, dass der Staat in der politischen Ent- 
wickelung der Zeit immer mehr Gebiete, die er bisher unter- 
geordneten Gewalten oder gar der Privatthätigkeit überließ, 
für seine Hoheit expropriierte. Es konnte sich also auch der 
Inhalt der Staatsgewalt den Zeiten gemäß verschieben, ohne 
dass davon die Souveränetät des Staates im Geringsten be- 
rührt wurde. So wurde zuerst der corporative Charakter des 
Staates und die Organstellung des Fürsten oder Präsidenten 
innerhalb desselben klar erfasst. 

Mit der Auseinanderhaltung von Souveränetät und Staats- 
gewalt, die im absoluten Staate noch immer zusammenfallen, und 
mit der Erkenntnis der Organstellung des Fürsten innerhalb des 
. Staates stellt sich nun derSouveränetätsbegriff, wie er dem mo- 
dernen Staate zugrunde liegt, folgendermaßen dar: der Souverä- 
netätsgedanke dient vor allem dem Zwecke staatlicher Selbst- 
behauptung; er ist zunächst die Negation jeder Unterordnung 
des Staates anderen Gewalten gegenüber, sowohl nach Außen 
im Verkehre mit anderen Mächten, als nach Innen gegen 
Körperschaften und Personen. Er bedeutet demnach unab- 
hängige und höchste Gewalt. Dieser höchsten Gewalt entspricht 
aber nicht, wie noch im absoluten Staate, als selbstverständliches 
Merkmal auch »Unbeschränkbarkeit«. Man könnte aller- 
dings fragen: soll diese Gewalt unabhängig nach Außen und 
Innen sein, wer vermöchte ihr dann Schranken aufzuerlegen? ^) 

^) Es kann sich hier natürlich bloß um die Unabhängigkeit 
der Staatsgewalt von rechtlichen Schranken handeln; so wie über- 



Die Verbindung der Staaten seit 1867. 75 

Aber bei näherem Zusehen wird klar, dass die souveräne 
Gewalt nicht unbeschränkbar, nicht als über dem Rechte stehend, 
gedacht werden kann, wenn auch zuzugeben ist, dass das 
Recht selbst von der, es erst verwirklichenden staatlichen 
Organisation abhängt. Dem Staate absolut nothwendig und 
wesentlich ist nämlich, eine Rechtsordnung zu besitzen. Der 
Staat kann sich niemals einer solchen gänzlich begeben, ohne 
selbst sich in ein Chaos aufzulösen. Das Recht ist einfach die 
dem Staate nothwendige Erscheinungsweise.^) Der Staat ver- 
mag sich diese oder jene Rechtsordnung zu geben, nicht aber 
sich jeder Rechtsordnung überhaupt zu entledigen. Hier ist 
die Grenze seines souveränen Wollens. Nun wird aber Recht 
zum wahren Rechte erst, wenn Unterthan und Staatsgewalt 
gleichmäßig daran gebunden sind. > Recht in diesem vollen Sinne 
des Wortes ist die zweiseitig verbindende Kraft des Gesetzes, 
die eigene Unterordnung der Staatsgewalt unter die von ihr 
selbst erlassenen Gesetze. «2) Diese Unterordnung des Staates 
unter sein eigenes Gesetz wird erst im modernen Staate ein- 
leuchtend durch die Organstellung des Staatsoberhauptes, sowie 
überhaupt aller derjenigen, diedenStaatswillenmithervorbringen. 
Der Staat befiehlt im Gesetze auch den ihm als Organ dienenden 
Personen, d. h. der Organwille (der eben Staatswille ist) 
muss sich jederzeit auch nach dem Gesetze gestalten und 
richten. Der moderne Staat ist eine auf eine Rechtsordnung 
basierte Einheit, innnerhalb der sich alle Vorgänge der 
Staatsthätigkeit abspielen. Erst wenn in die Souveränetäts- 
vorstellung an Stelle des Merkmales der »Schrankenlosigkeit« 
dasjenige der staatlichen Selbstverpflichtung (Verpflichtung aus- 
schließlich durch eigenen Willen) aufgenommen wird, ge- 
staltet sich der Souveränetätsgcdanke zu dem der heutigen 
Rechtsauffassung entprechenden Rechtsbegriffe. 

haupt die Souveränetät nur ein Rechtsbegriff ist, denn factische oder 
moralische Schranken kann es eo ipso für die Willensäußerungen 
jedes Staates geben. Außerdem soll hier vom Völkerrechte abgesehen 
werden, das ja auch jedem Staate, freilich durch Selbst Verpflichtung, 
gewisse Rechtsschranken zu ziehen bestimmt ist. 

^) Haenel, Staatsrecht. I. 

2) Ihering, Zweck im Recht. I. Vgl. auch Jellinek, Allgemeine 
Staatslehre. I. 
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Hiernach zeigt sich die Souveränetät des modernen 
Staates von doppelter Bedeutung: erstens von negativer, die 
darin besteht, dass der Staat durch keine andere Macht gegen 
seinen Willen rechtlich beschränkt werden kann; zweitens 
von positiver Bedeutung, die darin besteht, dass der Staat 
selbst ausschließlich berufen und fähig ist, seinem Herrscher- 
willen einen durchaus bindenden Inhalt zu geben, also seine 
Rechtsordnung allein zu bestimmen. Die Souveränetät in 
diesem Sinne ist nicht mehr staatliche Allmacht, wie sich eine 
solche noch der absolute Herrscher aneignete, sondern recht- 
liche Macht, die wieder selbst an das Recht gebunden ist. 
Ein souveräner Staat kann sich wohl von jeder selbstgesetzten 
Schranke wieder befreien, aber nur in den hierin von ihm 
selbst gesetzten Formen des Rechtes. Die Garantien des 
öffentlichen Rechtes haben alle den Zweck, die Staatsgewalt 
an die von ihr geschaffenen Normen auch zu binden. 

Der heutige Souveränetätsbegriff ist daher rein for- 
maler Natur; er besagt nichts über die Zuständigkeit der 
Staatsgewalt, die stets eine geschichtlich wechselnde sein wird, 
es besagt nur, dass jedesmal dem in der rechtlichen Form sich 
äußernden Staatswillen auch unbedingte Rechtskraft inne- 
wohnt. Jeden Augenblick ist die actuelle Zuständigkeit der 
Staatsgewalt durch das Recht eine beschränkte, wenn 
sie auch im Wege des Rechtes sich stets beliebig erweitern 
oder verengern kann. Der Einzelne genießt im modernen 
Staate die in einem gewissen Zeitpunkte ihm eingeräumte 
Rechtsfähigkeit auch nicht mehr als Prekarium, wie im 
antiken Staate. 

Festzuhalten ist somit auch, dass für den nur formalen 
Souveränetätsbegriff niemals ein bestimmter Inhalt angegeben 
werden kann; alle Versuche, einen solchen zu construieren, 
beruhen immer auf der, im absoluten Staate erklärlichen 
Verwechslung der Souveränetät mit der Staatsgewalt, deren 
Inhalt sich allerdings jeweilig in einer bestimmten staatlichen 
Competenz ausdrückt. 

Aus diesem richtig gefassten Souveränetätsbegriff folgt in 
logischer Consequenz, dass auch nie von einer Theilung der 
Souveränetät die Rede sein kann, weder von einer solchen 
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zwischen Fürst und Volk, die beide als Elemente des Staates 
vom Ganzen immer zu unterscheiden sind, in eine majestas 
personalis und realis, noch etwa von einer solchen zwischen 
Glied- und Bundesstaat. ^) 

Auch die zu einer constitutionellen Theorie oft ver- 
wendete Behauptung der Theilung der Staatsgewalt er- 
weist sich als durchaus falsch, sobald man die Einheitlichkeit 
des modernen Staates und innerhalb dieser Einheit die Organ- 
stellung aller derjenigen, die zur Hervorbringung des immer 
einheitlichen Staats willens mitwirken, gehörig erkannt hat. 
Getheilt sind nur die Objecte, auf welche sich die Staats- 
thätigkeit bezieht, niemals die subjective Staatsgewalt selbst. 

Concentriert sich also im absoluten Staate die Souverä- 
netät noch rein persönlich in dem Fürsten, dem. die gesammte 
Staatsordnung beliebig zur Disposition steht, so fallt hingegen 
im modernen constitutionellen Staate, als einer mit eigenem 
Herrschaftsrechte ausgestatteten volklichen Verbandseinheit, 
die Souveränetät dem Staate selbst, statt einem seiner Ele- 
mente oder Organe, zu. Hier gibt es kein eigenes Recht des 
Monarchen auf die Herrschaft oder Staatgewalt mehr: dem 
Staate selbst gehört die Staatsgewalt, und der Monarch ist 
immer nur oberstes Organ des Staates. Nur dem Staate als 
solchem kommt juristische Persönlichkeit zu, niemals seinen 
Organen: Staatshaupte, Kammern, Behörden u. s. w. Denn im ^ 
Staate als Einheit gehen alle Organe, die er zur Verwirk- 
lichung seines Willens benöthigt, auf. Der Einzelne kann nur 
innerhalb der Staatsordnung ein Recht auf Organstellung 
haben, nichts weiter. Der erbliche Monarch hat das Recht 
auf Anerkennung als oberstes Organ und Zulassung zu dessen 
genau umschriebenen Functionen. *^) 

^) Es gibt keine Doppelsouveränetät von Reich und Glied- 
staaten, ebensowenig wie eine geminderte, beschränkte Souveränetät 
des einen und des anderen. In jedem Bundesstaate, z. B. Deutsch- 
land, ist das Reich allein souverän, weil die Competenzgrenze 
zwischen ihm und den Gliedstaaten ausschließlich seinem Ermessen 
zusteht. Im Staatenbunde hingegen bleiben die Einzelstaaten sou- 
verän, da von ihrem Willen die Competenzbestimmung der Bundes- 
gewalt abhängig ist. 

^) Dr. Georg Jellinek, Das Recht des modernen Staates. 
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Die Idee des einheitlichen modernen Staates, dessen 
Elemente von ihm den Charakter durchgängiger Einheit em- 
pfangen, kann aber begreiflicherweise nur in jenen Staaten 
durchdringen, die es mit einem einheitlichen oder wenigstens 
überwiegend einheitlichem Volke, diesem hauptsachlichen 
Elemente eines Staates, zu thun haben. 

Seitdem überall in Europa der Glaube an das Recht 
und die untrügliche Wirkung nationaler Bewegungen mächtig 
erwacht ist, gibt es kein Volk mehr, das nicht geneigt wäre, 
die Wendung seines Geschickes ausschließlich von der Pflege 
seines Nationalbe wusstseins, ja seines Nationalstolzes, zu erwarten. 
Dieses Nationalbewusstsein ist zur stärksten politischen Macht 
geworden und hat eben überall, wo die geschichtlichen Vor- 
aussetzungen vorhanden waren, mit logischer Wucht als End- 
ergebnis den modernen einheitlichen nationalen Staat zu 
Wege gebracht. 



Mit der gewonnenen Erkenntnis des tiefgehenden Unter- 
schiedes zwischen den modernen nationalen Staatsbildungen 
und den dynastisch-absoluten lassen sich nun erst die 1867er 
Vorgänge in ihrer ganzen staatsrechtlichen Tragweite einiger- 
maßen richtig abschätzen. Auf den ersten Blick scheint es, 
als ob aus dem alten, durch den Absolutismus zum Staate 
zusammengeschweißten Osterreich, in welchem der Herrscher 
der Träger der Souveränetät war, im Jahre 1867 zwei neue 
moderne souveräne Staaten, Ungarn und »die im Reichs- 
rathe vertretenen Königreiche und Länder«, geschaffen w^orden 
wären. Es läge somit in den 1867er Verfassungsgesetzen eine 
doppelte Neuschöpfung vor. 

Allein diese Auffassung, die ihre Stütze auch bloß in den 
oberflächlichsten Anhaltspunkten fände, ist durchaus unzu- 
treffend, sie zeigt sich dem, zum Wesentlichen vordringenden 
Blick als vollständig unhaltbar. Neben der Neuschöpfung 
Ungarns als modernen, recfitlich souveränen nationalen Staat 
geht nur noch die Verminderung eines schon bestehenden 
Staatswesens vor sich, keine eigentliche Neuschöpfung. Die 
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Staatsgewalt der »im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder« war bereits vorhanden, sie war dieselbe wie die- 
jenige des vordem schon existierenden Gesammtstaates ; nur das 
Gebiet, über welches sie sich erstreckte, war einer Veränderung 
und zwar einer Verminderung unterworfen. Ebensowenig wie es 
sich nach der Abtretung Venetiens um eine neue Staatsgewalt, 
beziehungsweise um einen neuen Staat handelte, sondern nur 
um ein Minder des schon Bestehenden, handelte es sich auch 
nach dem Ausscheiden der Länder der ungarischen Krone aus 
dem bisherigen Staatsverbande in Betreff der zurückbleibenden 
Länder um keine neue Staatsgewalt, um keinen neuen Staat. Das 
alte Osterreich war ein rein dynastisches Staatsgebilde, in 
welchem die Erbkonigreiche und Länder durch einen souve- 
ränen Herrscher zu einer staatlichen Einheit verschmolzen 
wurden, die nunmehrige diesseitige österreichische Reichs- 
hälfte als Staat war dasselbe dynastische Staatsgebilde unter 
demselben souveränen Herrscher, nur vermindert um Ungarn, 
das sich jetzt selbst — loslösend vom alten Staats verbände 
— zu einem modernen nationalen, in sich rechtlich souveränen 
Staatswesen erhoben hatte. Dass die jetzige österreichische 
Staatshälfte als Staat nur den altösterreichischen Staat per- 
petuierte, geht auch aus folgendem hervor. Ein Staat ist 
nämlich Staat nur durch das Dasein unmittelbarer, staatliche 
Functionen versehender Organe; die Organe müssen that- 
sächlich Herrschaft üben und es muss ihnen thatsächlich Ge- 
horsam gezollt werden. An dieses Factum knüpft erst das 
Recht an. Nun sind aber der persönlich souveräne Herrscher 
und die von ihm eingesetzten, staatliche Functionen ver- 
sehenden Organe für die im Reichsrathe vertretenen König- 
reiche und Länder ganz dieselben geblieben, wie vor 1867 
für das Gesammtösterreich, nur ist nach 1867 ihr Wirkungs- 
kreis auf die diesseitigen Länder beschränkt worden. Nirgends 
ist aber eine Unterbrechung ihrer thatsächlich Herrschaft 
übenden Function vorgekommen. Auch die ununterbrochene 
Continuität der völkerrechtlichen Einheit der Gesammt- 
monarchie ist nur auf diese Weise erklärlich. 

Vor dem Jahre 1867 bildeten alle unter dem absoluten 
Scepter der Habsburger-Lothringer stehenden Länder in ihrer 
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durch souveräne Herrschergewalt bewerkstelligten Union eine 
völkerrechtliche Einheit. Das absolute Regime verdeckte 
außerdem die verschiedenartigen Verhältnisse, in denen die 
Länder zu einander und zu dem Ganzen standen. Obwohl 
nun durch die 1867er Gesetze die denkbar tiefgreifendste 
Änderung der Staatsordnung eintrat, indem sich von dem 
alten habsburgischen Staatskorper Ungarn als moderner, für 
sich rechtlich souveräner Staat loslöste, so war doch diese 
große Umwälzung nach Außen nicht weiter in die Augen 
springend, da der alte dynastische Staat sogleich bei der Er- 
stehung des ungarischen Staates mit diesem eine neue Ver- 
bindung eingieng, welche die völkerrechtliche Einheit wahrte. 
Diese Verbindung der beiden nunmehrigen Reichshälften 
wurde zwischen der Krone und Ungarn, gleichzeitig bei 
der Selbständigmachung des letzteren, vereinbart. 

So wird auch offenbar, dass die diesseitige Reichshälfte 
als Staat nicht erst mit der Annahme der 1867er Verfassung 
durch den Reichsrath existent wurde ; denn sonst wären ja 
auch dem diesseitigen Staate die völkerrechtlichen Verpflich- 
tungen, welche die durch die Krone und Ungarn eben ge- 
schlossene Staatenverbindung enthielten, schon vor seiner 
Existenz auferlegt worden, was doch als eine unsinnige An- 
nahme zurückzuweisen ist. Für die Länder, die nach dem 
Ausscheiden Ungarns die diesseitige Reichshälfte bildeten, 
handelte der Monarch — den Verhältnissen des absoluten 
Staates gemäß — als alleiniger Inhaber der gesammten 
Staatsgewalt. Im alten Osterreich war stets die Idee der 
absorptiven Repräsentation des Volkes durch den Monarchen, 
die Idae, dass der Monarch alle Rechte der Staatsgewalt in 
sich vereinigte, ganz selbstverständlich; und sie war die 
Grundlage der absolutistischen Regierungsweise, die auch 
durch die verschiedenen vorhergehenden vergeblichen Ver- 
fassungsversuche nicht erschüttert worden ist. Die diesseitige 
Reichshälfte als Staat wurde also von dem Monarchen, aus- 
gehend von dem hier in absoluten Sinne noch giltigea 
eigenen Rechte des Monarchen auf die Staatsgewalt, 
direct völkerrechtlich Ungarn gegenüber verpflichtet. Die 
nachträgliche Genehmigung des Reichsrathes des be- 
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treffenden Abkommens mit Ungarn war bloße Forma- 
litat.*) 

Die Vorgänge diesseits der Leitha spielten sich in einfacher 
Weise ab. Nachdem sich mittelst der Februar-Verfassung aus 
dem gesammten Kaiserstaate Osterreich nicht ein einheitlicher 
Staatsorganismus erschaffen ließ, so diente im Jahre 1867 
dieselbe Verfassung, natürlich mutatis mutandis mit Bezug 
auf das Fehlen der ungarischen Länder, um wenigstens Cis- 
leithanien in einen einheitlichen Verfassungsstaat umzuwandeln. 
Ruhte der neue ungarische Staat rechtlich auf seinem eigenen 
Willen, so ruhte hingegen die cisleithanische Verfassung aus- 
schließlich auf dem Willen der hier absoluten Krone, an 
deren diesbezüglicher Entscheidung außerdem Ungarn einen 
wesentlich mitbestimmenden Antheil genommen hatte. Hier 
hat sich der absolute Kaiser durch eine von ihm erlassene 
Constitution nur selbst beschränkt. 

Mit dem 1867er Werke war auch der einstige Traum 
der großen ungarischen Magnatenconferenz im Jahre 1720, 
der Ungarn selbständig den, zu einem Ganzen zu verbin- 
denden anderen Ländern gegenübergestellt wissen wollte, in 
Erfüllung gegangen. Zugleich gründete sich auf dieses Werk 
die Hoffnung der Deutschen, mindestens in der einen Reichs- 
hälfte jetzt ihr dauerndes Übergewicht gesichert zu haben. 
Ihrer politischen Mithilfe war auch die glatte formale Durch- 
führung der 1867er Gesetze zuzuschreiben. Mit der Einfüh- 
rung der directen Wahlen in den Reichsrath im Jahre 1873 
schien dann der diesseitige constitutionelle Einheitsstaat vollendet. 



Aber der Schein trügte, wie sich in der Folge bald er- 
weisen sollte. Die bisherige staatliche Einheit der Länder 
wurzelte nach wie vor nur in der Einheitlichkeit der Mon- 



^) Darum lehnt auch mit Recht die ungarische Auffassung die 
Annahme eines Vertrages zwischen Ungarn und den nicht ungarischen 
Ländern jederzeit mit aller Entschiedenheit ab. Soweit sich die Ent- 
wickelung der Reichs Verfassung in der Form des Vertrages vollzogen 
hat, ist er nach ungarischer Auffassung immer nur zwischen der 
ungarischen Nation und der Krone, nicht aber mit den anderen 

V. Off ermann, Das Verh&Jtnia Ungarns zu »Osterreich«. 6 
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archenpersonlichkeit ; die einzelnen Länder führten vermöge 
ihrer besonderen Landesverfassungen und verschiedenen Stam- 
mesart und Sprache der Bevölkerung ein politisches und 
sociales Sonderleben. In der staatlichen und staatsrechtlichen 
Fortsetzung des alten Osterreich, dem heutigen »Osterreich c 
— diese Benennung sei schon der Kürze halber für den 
namenlosen Staat »der im Reichsrathe vertretenen Konig- 
reiche und Länder € gestattet — existieren noch dieselben 
großen Unterschiede der einzelnen Länder als Staatstheile, 
trotz der 1867er und 1873er Verfassungsgesetze. Wie das 
Staatsvolk zu diesem Constitution eilen Einheitsstaate erst durch 
den ersten Artikel des Staatsgrundgesetzes vom 21. Decem- 
ber 1867 geschaJBFen wurde — bei nationalen Staatsbildungen 
ist ein solches eben immer schon vorher als natürliche Ein- 
heit vorhanden — so war hier überhaupt die ganze Creierung 
des constitutionellen Einheitsstaates eine durch dynastischen 
Willen erfolgte rein juristische Schöpfung, ohne Untergrund 
einer entsprechenden historisch-socialen Bildung. Aber es 
heißt die Doppelnatur des modernen Staates, der sowohl eine 
historisch-sociale, als auch eine juristische Bildung sein soll, 
total verkennen, wenn man glaubt, man könne trotz der tief- 
gehenden nationalen Gegensätze in der Bevölkerung, trotz 
der weitreichenden Culturunterschiede zwischen den einzelnen 
territorialen Bestandtheilen des früheren Staatenkörpers, kurz, 
ohne historisch-nationale Zusammengehörigkeit, auf rein juristi- 
schem Wege einen wirklich vollinhaltlichen constitutionellen 
Einheitsstaat erstehen lassen. Dieses ganze Beginnen zeigt 
sich so recht wieder als Ausfluss der unter dem Absolutis- 
mus populär gewordenen Vorstellung, die den Staat mit der 
Regierung identificiert. Nur wer alle staatliche Macht und 
alles öffentliche Recht in die Obrigkeit verlegt, den ganzen 
Staat in der Regierung oder Obrigkeit enthalten wähnt, kann 
unter den hier obwaltenden Umständen hoffen, aus Böhmen, 
Galizien, Dalmatien, Ober- und Niederösterreich, Tirol u. s. w. 



Ländern als Staat abgeschlossen worden. Deäk a. v. O., Ägidi und 
Klauhold, Staatsarchiv II. Einleitung zu Seite 112. 1867. Siehe 
hierzu Tezner, Der Osterreichische Kaisertitel. 
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mittelst eines einzigen Verfassungsactes einen modernen Ein- 
heitsstaat zu Wege zu bringen. 

Hatten auch die hier vereinigten Königreiche und Länder 
unter dem Absolutismus ihre staatsrechtliche Selbständigkeit 
längst eingebüßt, so blieben sie eben doch die gegeneinander 
selbständigen Verbandseinheiten sesshafter Völker oder Gebiets- 
körperschaften. Alle Eigenarten der Länder als besondere 
sociale und nationale Gebilde dauerten fort. Eine historische 
natürliche Vielheit kann nicht die Grundlage zu einem voll- 
wertigen constitutionellen Einheitsstaate, sondern höchstens 
zu einem juristisch-künstlichen abgeben. In einem nur durch 
Gesetz geschaffenen Staatsvolke, das ein buntes Gemenge 
unadäquater Volkselemente ist, regt sich keine Spur einheit- 
lichen Staatsbewusstseins. Nur bei einer Bevölkerung, die 
aus gleichen Lebens- und Culturbedingungen, aus gemein- 
samer Mundart und gemeinsamen Sitten und Gebräuchen, ein 
eigenartig gemeinsames Wesen bereits gewonnen hat, stellt sich 
das Gefühl staatlicher Zusammengehörigkeit ein. In den dies- 
seitigen Ländern fühlt und nennt sich heute noch der Czeche 
einen Czechen, der polnische Bewohner Galiziens einen Polen, 
der Tiroler einen Tiroler u. s. w.; es fallt keinem ein, ein ge- 
meinsames Staatsbewusstsein, das übrigens auch gar keinen 
Namen hätte, in sich zu nähren. Dem Czechen rückt der ge- 
meinsame Staatsvolksbegriif nicht näher, indem er sich etwa 
freute, mit dem Tiroler oder Wiener einem und demselben 
Staatsvolke anzugehören, im Gegentheile, gerade weil der 
Deutsche und der Italiener auch diesem Staatsvolke zuzu- 
zählen sind, wird der Czeche oder Pole, oder umgekehrt, 
weil diese auch darunter begriffen sind, wird sich der Deutsche 
dessen niemals rühmen. Dazu kommt noch, dass die öster- 
reichischen Stämme Theilvölker sind, die als solche die Sichejr- 
heit großer Nationen in der Entwickelung ihrer Eigenart nicht 
haben können. Sie sind misstrauisch und empfindlich gegen 
oben, von wo aus sie schon zur Zeit des den Einheitsstaat 
anstrebenden Absolutismus den schonungslosesten Druck er- 
fuhren, und ebenso gegeneinander, besonders die Slaven gegen 
die Deutschen, deren Sprache sich der Absolutismus, sowie 
überhaupt jede Art Centralismus stets bediente. Darum wider- 
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streben alle slavischen Stämme noch mit umso größerer 
Energie dem Einheitsstaate und jedem dahin zielenden ein- 
heitlichen Staatsbewusstsein. Mit der ganzen natürlichen Macht 
und Berechtigung ihres nationalen Strebens pflegen sie aus- 
schließlich die Liebe und Anhänglichkeit an ihre angestammten 
Königreiche und Länder, und sehen zunächst nur je in diesen 
— im crassen Widerspruche zum Einheitsstaatsgedanken — 
ihre eigentlichen politisch-staatlichen Verbände. 

An vorhergehender Stelle wurde schon erwähnt, dass 
aus verschiedenen Gründen meist in den habsburgischen 
Ländern der fürstlich-ständische Dualismus, der in sich schon 
den Particularismus enthielt, einen besonderen Höhepunkt 
erreichte. Es stecken darum die Völker dieser Länder heute noch 
tiefer im feudalistischen Denken als anderswo; und so finden 
gerade auch hier die durch das Nationalbewusstsein ange- 
fachten particularistischen Tendenzen einen äußerst günstigen 
Boden. ») 

Fehlt also infolge der ganzen historischen Entwickelung 
den Völkern der einheitliche Staatsgedanke, so fehlt auch, trotz 
aller modernen Verfassungsbestimmungen, das eigentliche Sub- 
strat des modernen Staates, der nur auf der richtigen Erfassung 
des Staates als einer Einheit erstehen kann. Gerade der Souve- 
ränetätsbegrifF spielt hier eben wieder die größte Rolle: der 
moderne Staat vollendet sich erst mit dem klaren Bewusstsein, 
dass der Staat selbst zum Unterschiede von irgend welchen ein- 
zelnen Personen der Träger der Souveränetät ist. 

Je weiter nun der nur juristisch gebildete Einheitsstaat, 
dem jeder historisch-sociale und politisch -nationale Untergrund 
abgeht, dem Herzen der Völker gerückt ist, desto weniger 
können sie geneigt sein, in diesem nur juristisch existierenden 
Staat die Quelle aller öffentlichen Macht zu sehen. Welche Natio- 
nalität soll unter solchen Umständen geneigt sein, einem solchen 
Staate das Recht zuzuschreiben, nach seinem Ermessen die 



*) Die gegenwärtigen nationalen politischen Parteien, die in 
ihrem Programme der Erhaltung des Ganzen, des Einheitsstaates, 
keinen Platz gönnen und oft in unverhohlener Absicht und Rück- 
sichtslosigkeit dem Staatsnothwendigen entgegenarbeiten, werden auf 
diesem Hintergrunde psychologisch verständlich. 
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Grenzen seiner Wirksamkeit zu bestimmen, principiell alles 
dem menschlichen Gemeinleben Angehörige seiner regulierenden 
Macht zu unterwerfen! Auf diesen, ihrem kräftigen National- 
be wusstsein widersprechenden, nur juristischen Staat über- 
tragen die Völker selbst nicht die Souveränetät, sie wollen selbst 
in ihm nicht den einheitlichen, alle öffentlichen Gewalten in 
sich vereinigenden und alles Recht seiner Glieder bestim- 
menden Staat erkennen, als welcher sich eben der moderne 
souveräne Staat darstellen muss. So kann sich in diesem 
Staate, der vom Volksbewusstsein nicht sanctioniert ist, über- 
haupt nicht der scharfe, jede Unklarheit ausschließende 
Staatsbegriff entwickeln; es kann sich die Organstellung 
des Monarchen, wie sie der moderne souveräne Staat er- 
fordert, hier, wo das ganze juristische Staatsgebäude recht- 
lich nicht auf dem eigenen Willen des Volkes, sondern, im 
Gegentheile, gerade auf dem Willen des Monarchen selbst 
ruht, unmöglich ergeben. Der Monarch bleibt in den Augen 
Aller der Schöpfer und Erhalter des Staates, und gerade weil 
in seinem Willen allein der Fortbestand des Staates garantiert 
erscheint, der Staat von ihm abhängt und nicht umgekehrt, 
steht er über dem Staate und aller Staatsordnung ; ist er that- 
sächlich. und nicht der Staat, der seine Schöpfung ist, 
souverän. 

Wo der letzte Existenzgrund des Staates nicht im Volks- 
bewusstsein, sondern allein in der Gemeinsamkeit der Herrscher- 
persönlichkeit und Dynastie wurzelt, stellt sich also von selbst 
wieder die Beziehung der Souveränetät ausschließlich auf die 
Person des Monarchen ein. Hier wird auch die Pflege der 
dynastischen Gefühle geradezu zur obersten Staatsnothwendig- 
keit, da der Patriotismus nur in der Dynastie ein persönliches, 
nicht aber im Staate zugleich ein dingliches Substrat findet. 
Und weil der Begriff eines >fest umgrenzten« Vaferlandes 
den österreichischen Völkern fremd ist, erschöpft sich auch 
ihr ganzer Patriotismus in der, glücklicherweise großen Liebe, 
Verehrung und Anhänglichkeit an die erhabene Person 
des Kaisers und an das altangestammte Kaiserhaus. In allen 
Wirren erblicken die Völker immer nur in der Anerkennung 
der kaiserlichen Allmacht ihr einziges Rettungsmittel. Unter 
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diesen Umständen ist nichts natürlicher als die, unter den Völkern 
noch unerschütterliche Vorstellung von der personlichen Sou- 
veränetät des Monarchen an Stelle der, den modernen Staat 
charakterisirenden >Staatssouveränetät«. So tritt hier die 
merkwürdige Erscheinung zutage, dass nur die festgehaltene 
» Fürst ensouveränetät«, die den absoluten Staat kennzeichnet, 
den künstlich constitutionellen Staatsbau dieser Reichshälfte 
zu erhalten vermag. Die dem modernen constitutionellen 
Staate entsprechende Anerkennung der »Staatssouve- 
rän etat« stünde im schärftem Gegensatze zu dem mit den 
1867er Verfassungsgesetzen juristisch construierten Constitu- 
tionalismus der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder. ') 

Dem Buchstaben der 1867er Verfassung nach bilden 
also die *im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder« 

^) Auf die aussließliche Beziehung der »Souveränetät« auf die 
Person des Herrschers weist hier auch noch eine Reihe von Vor- 
stellungen hin, die im Maße, als sie dem modernen Staatsgedanken 
widersprechen, gerade zur Erhaltung des gegenwärtigen künstlichen 
constitutionellen Einheitsstaates beitragen. Neben so mancher noch 
privatrechtlichen Construction staatlicher Verhältnisse, seien hier nur 
noch die Vorstellungen von den dynastischen Beziehungen zur Kirche, 
zum Adel und zur Armee erwähnt. Die besondere Stellung der 
katholischen Kirche in den österreichischen Ländern ist nicht nur in der 
katholischen Gesinnung der Bevölkerung, sondern auch hauptsächlich 
noch in der jahrhundertlangen Obereinstimmung der souveränen 
Habsburger mit dem römischen Stuhle geschichtlich begründet sie ; 
fördert jedenfalls auch mehr als die protestantische und besonders die 
jüdische Religion, die stark von demokratischem Zuge beseelt ist, den 
Gedanken, dass der Herrscher allein der Träger der weltlichen Souve- 
ränetät sei. 

Auch die in Osterreich besonders conser vierte Exclusivität des 
Adels und sein alleiniges Recht der Hoffähigkeit dienen nicht wenig 
der Aufrechthaltung des persönlichen Souveränetätsgedankens. 

Endlich kann eine Armee in einem Staate, in welchem der 
Staats- und Vaterlandsbegriff selbst unpopulär und der Monarch der 
eigentliche Träger des Staatsgedankens und der Souveränetät ist, 
auch mehr oder weniger nur den Charakter einer dynastischen In- 
stitution tragen. 

So sind die dynastischen Beziehungen, in welchen Kirche, Adel und 
Armee stehen, einestheils die Folge von der noch herrschenden Vor- 
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eine einheitliche constitutionelle Monarchie. Neben dem mit 
der maior potestas ausgerüsteten Kaiser steht der Reichs- 
rath; beide sollen, dem Wortlaute der Verfassung und der 
constitutionellen Theorie gemäß, unmittelbare, von einander 
unabhängige Organe des Staates sein. Die Functionen des 
unmittelbaren Reichsrathsorgans, durch welches der constitu- 
tionelle Einheitsstaat zum Ausdrucke gebracht wird, bestehen 
in der Theilnahme an der Gesetzgebung, indem nur das von 
ihm Beschlossene zum Gesetze erhoben werden darf, in der 
Genehmigung wichtiger Regierungsacte und in der Controle 
der Verwaltung. Die Minister sind ihm verantworlich. Der 
Monarch ist hierdurch auf allen Gebieten staatlicher Thätigkeit 
de jure eingeschränkt. 

Als wichtigstes staatsrechtliches Merkmal der con- 
stitutionellen Monarchie erscheint nun immer das Verhältnis 
ihrer beiden unmittelbaren Organe, des Monarchen und 
des Parlaments. Es sind hier drei Möglichkeiten gegeben: 
Vorherrschaft des Monarchen, Vorherrschaft des Parlaments 
und endlich Gleichgewicht beider. Die letzte Möglichkeit, 
die allerdings den idealen Zustand repräsentieren würde, ist 
jedenfalls die politisch unwahrscheinlichste. Sie ist auch 
nirgends dauernd verwirklicht worden. ^) 

Die beiden anderen Möglichkeiten treten je nach den 
historischen Verhältnissen ein. 

Wo sich die Verfassung als bloße Selbstbeschränkung 
des Herrschers darstellt und das Parlament nur die, von oben 
aus zugewiesene Zuständigkeit besitzt, dort spricht selbstver- 
ständlich im Zweifelsfalle stets die Vermuthung für die Com- 
petenz und Unbeschränktheit des Monarchen. Es wäre also 
schon dadurch in dem diesseitigen Staate die Vorherrschaft 
des Monarchen ein für allemale historisch begründet. Hier 
kommt aber noch ein, sich aus dem bloß juristisch con- 



stellung, dass der Monarch und nicht der Staat der Träger der 
Souveränetät sei, anderntheils zugleich wirksame Potenzen zur Er- 
haltung des Osterreichischen Einheitsstaates, der ja nicht auf dem 
Bewusstsein und Willen der Völker, sondern ausschließlich auf dem 
Willen der Krone und ihrer festgehaltenen Souveränetät ruht. 
^) Dr. G. Jellinek, Das Recht des modernen Staates. 
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struierten Einheitsstaate ergebender Umstand dazu, der die 
ohnehin ältere und gefestigtere Macht der Krone dem Par- 
lament gegenüber noch ins Ungemessene steigert. 

Auch öer constitutionellen Theorie zufolge bedarf der Staat 
stets eines einheitlichen Willens, jedoch muss dieser Wille nicht 
der eines einzigen Organs sein. Im constitutionellen Staate er- 
gibt sich eben der Einheitswille aus mehreren von einander 
unabhängigen Organen. Bei dem Zweikammersystem vereinigen 
sich zuerst die von jeder Kammer getrennt gefassten Be- 
schlüsse zur Einheit, und dann erst dieser Wille des Parla- 
ments mit dem des Königs zu einem gemeinsamen Willens- 
acte, zu dem einheitlichen Willen des Staates. Die erste und 
selbstverständliche Voraussetzung in jeder constitutionellen 
Monarchie muss aber sein, dass das an die Seite und im 
Vereine mit der Krone zur Hervorbringung des Staatswillens 
berufene unmittelbare Organ, das Parlament, auch thatsächlich 
jederzeit seine Function ausübt. Nun lehrt aber gerade die 
Geschichte der neuesten Verfassungswirren in »Osterreich«, 
dass sich diese oberste aller Voraussetzungen der constitu- 
tionellen Verfassungsform nicht immer erfüllt: zeitweise tritt 
die vollständige Functions- oder Arbeitsunfähigkeit des 
zweiten unmittelbaren Staatsorgans, des Parlaments, ein. Das 
Bedeutsame dieser Erscheinung, durch die »Osterreich« jetzt, 
trotz seiner Verfassung, gleichsam zu den intermittierenden 
absoluten Staaten gehört, wird erst verständlich, wenn man 
sich über das rechtliche Wesen der auf Grund des modernen 
Repräsentationsgedankens aufgebauten Volksvertretungen als 
secundäre unmittelbare Staatsorgane, ganz klar ge- 
worden ist. 

Solange der Rechtsbegriff des »Staatsorgans« nicht ge- 
funden war, behalf man sich mit privatrechtlichen Analogien, 
mit den Begriffen der Stellvertretung und des Auftrages, um 
sich die Stellung der Volksvertretungskörper in den neueren 
Verfassungen zu erklären. Die Verwechslung von thatsächlichen 
und rechtlichen Vorgängen that dann noch das Ihrige dazu, 
um die Verwirrung möglichst gründlichst zu gestalten. In den 
ständischen Versammlungen, als in denselben allmählich neben 
den meliores terrae, die anfangs allein das politische Volk 
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constituierten, auch die Communen oder Körperschaften ihre 
Vertretung- fanden, war auch diese Vertretung* seiner inneren 
Natur nach, allerdings nicht seinem Zwecke nach, noch ganz 
wesensgleich mit der Stellvertretung des Privatrechtes. Der 
Vertreter haftete hier nicht nur mit seinem Vermögen per- 
sonlich für den Schaden, den er seinen Mandanten durch 
Überschreitung seines Auftrages zufügte, sondern er konnte 
auch jederzeit zurückberufen und seines Mandates entsetzt 
werden. In England, wo die ständischen Versammlungen zuerst 
als regelmäßig fungierende Institution in die staatliche Orga- 
nisation eingeordnet wurden, verschwand auch zuerst die 
privatrechtliche Idee von der gebundenen Stellvertretung. 
Schon im Zeitalter der Tudors horte der Gewählte auf, In- 
structionen zu empfangen und Rechenschaft über deren Voll- 
zug seinen Wählern zu geben. Die Gewählten erschienen 
bereits als die Repräsentanten des ganzen Volkes. Man gieng 
von der Anschauung aus, dass jeder Engländer im Parlament 
vertreten, ja sogar durch das Medium seines Vertreters dort 
personlich anwesend sei. ^) Damit war der moderne Reprä- 
sentationsgedanke schon anschaulich ausgesprochen. In 
Frankreich hob die Revolution die Instructionen endgiltig 
auf, und die Verfassung vom 3. September 1791 enthielt 
schon die Bestimmung, dass der Abgeordnete nicht ein be- 
sonderes Departement, sondern die ganze Nation repräsentiere 
und durch keine Instruction mehr eingeschränkt werden 
dürfe. Dieser Satz hat dann in alle späteren europäischen 
Verfassungen Eingang gefunden. ^) Aber damit waren die 
Unklarheiten über das rechtliche Wesen des Repräsentations- 
systems noch nicht behoben. Für die einen blieb doch der 
Wahlact, trotz des Repräsentationsgedankens, eine Art Macht- 
übertragung von den Wählern auf den Gewählten, sie hielten 
an den Gedanken des Mandates fest und forderten in Conse- 
quenz desselben, entweder die Einführung des imperativen 
Mandates — den alten ständischen Vorstellungen gemäß — 



^) Ausspruch Sir Thomas Smith unter Elisabeth. Pollock, In- 
troduclion Seite 54 f. 

2) Vgl. : Dr. Georg Jellinek, Das Recht des modernen Staates. 
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oder wenigstens die Sanction der Parlamentsbeschlüsse durch 
Volksabstimmungen in größerem oder geringerem Umfange, 
das facultative oder obligatorische Referendum. Die Anderen 
hingegen wollten, auch wieder trotz des Gedankens der Re- 
präsentation, nicht das »einheitliche Volk« im Parlament ver- 
treten sehen, sondern nur die einzelnen Gesellschaftsgruppen. 
Die Abgeordneten waren für sie nicht die Vertreter eines 
einheitlichen Volkswillens, sondern die Vertreter der ver- 
schiedenen socialen Classeninteressen. Darum sei auch, 
meinten sie, stets das Classeninteresse und niemals das Staats- 
interesse das treibende Motiv der politischen Parteienbildung. 
Hier liegt eine Verwechslung thatsächlicher Vorgänge mit 
rechtlichen vor. Zweifellos setzen sich thatsächlich die Abge- 
ordneten im Parlament für verschiedene sociale Interessen- 
gruppen ein, sie können aber nicht den, von ihnen verthei- 
digten oder vertretenen Interessen jedesmal specifischen Aus- 
druck geben, sondern nur auf jede Frage mit »ja« oder 
»nein« antworten. Vermöchten sie wirklich ihre speci eilen 
Interessen zum Ausdrucke zu bringen, würde niemals ein 
einheitlicher Wille im Parlament zustande kommen, ebenso 
wenig wie überhaupt die »Gesellschaft« irgend einer Frage 
gegenüber einen einheitlichen Willen haben kann. Wohl wird 
der einheitliche Beschluss des Parlaments jedesmal das Ergebnis 
von allerlei Compromissen und Anpassungen der von ein- 
ander abweichenden Parteieninteressen und Ansichten sein, aber 
diese Ausgleichung der socialen Interessen vollzieht sich stets 
vor dem Beschlüsse; die Entscheidung selbst ist nicht mehr 
»Gesellschaf tsvville«, d. h. nicht mehr der summierte 
Wille der einzelnen Gesellschaftsgruppen, der ja keinen Be- 
schluss ermöglichen würde, sondern der einheitliche Staats- 
volkswille. Steht ein Parlament auf einem ungerechten Wahl- 
system, so dass in dessen Beschlüssen immer nur Eine Gesell- 
schaftsgruppe ihre Interessen zur Geltung zu bringen vermag, 
so sind auch solche Beschlüsse rechtlich doch nur als Willens- 
acte des einheitlichen Volkes aufzufassen, wenn auch als ge- 
fälschte, niemals als solche der Gesellschaft. 

Die heutige Theorie, die in das Wesen der Repräsen- 
tation tiefer eingedrungen ist, erkannte endlich die Unhalt- 
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barkeit sowohl der Auffassung, dass das Parlament ein 
Organ der Gesellschaft, nicht des Staates, sei, als auch jener, 
die eine Art Delegation des Volkes an die Repräsentanten, 
somit ein Verbleiben der Substanz der delegierten Rechte 
bei dem Volke annahm. Ihr zufolge ist der Parlamentswille 
unmittelbar »Volkswillec, ohne dass zwischen Volk und 
Parlament irgend ein, durch Vollmacht, Auftrag oder sonst 
eine ähnliche juristische Kategorie vermittelndes, rechtliches 
Band besteht, wie immer auch das Parlament bestellt werde. Ob 
Wahl, Ernennung, Innehabung eines bestimmten Amtes u. s. w. 
den Rechtsgrund der Kammermitgliedschaft bildet, niemals 
wird durch den Creationsact ein Recht von dem Creierenden 
auf den Creierten übertragen: der Creierte schöpft vielmehr 
Recht und Pflicht direct ausschließlich ausderVerfassung. ^) 
Aber auch damit war erst die halbe Wahrheit zu Tage ge- 
fordert. Existiert nämlich auch zwischen Volk und Parlament 
kein, mittelst der Lehre von der gebundenen Stellvertretung 
zu erfassendes Rechtsverhältnis, so geht doch nicht daraus 
hervor, dass beide nur durch ein rein politisches Verhältnis, 
das gar keinen rechtlichen Sinn habe, verbunden seien. Denn 
dann wären ja gerade die in neuester Zeit wichtigsten 
Kämpfe, die in constitutionellen Staaten um Ausdehnung des 
Wahlrechtes, der Minoritätsvertretungen u. s. w. geführt 
werden, rechtlich ganz unerklärlich. Das volle Verständnis des 
Rechtsverhältnisses, das zwischen dem Volke und seiner 
Vertretung herrscht, ist erst mittelst des gewonnenen Rechts- 
begriffes des »Staatsorganes« erreicht worden. Nämlich 
zunächst wird schon das Volk in seiner Gesammtheit durch 
das Wahlrecht zum Staatsorgane, dessen Function sich aller- 
dings — in constitutionellen Monarchien wenigstens — in der 
Bestellung eines anderen Organs erschöpft. Das Volk ist 
durch das Wahlsystem im Rechtssinne organisiert, es handelt 
im Wahlacte als primäres Organ, indem es sich seine Re- 
präsentanten bestellt. Das Parlament ist solcherart secundäres 
unmittelbares Organ, in dessen Willen zugleich das Volk als 

*) Dr. Georg Jellinek, Das Recht des modernen Staates. Vgl. 
weiter: Laband I. ; v. Seydel, Bayrisches Staatsrecht. II; H. Schulze, 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. I. 
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primäres Organ den seinigen findet. Beide sind in dieser 
Hinsicht eine rechtliche Einheit. So wird auch der Satz ver- 
ständlich, dass der Abgeordnete Vertreter des ganzen Volkes 
ist; er ist nämlich Mitglied eines CoUegiums, dessen Wille 
Volkswille ist. Sein Wille ist also ausschließlich Mitbildner 
des Volkswillens und nicht mehr als Wille einer einzelnen 
Interessengruppe zu betrachten. Politische Parteimeinungen 
und Gegensätze widersprechen also durchaus nicht der Formel, 
dass jedes Kammermitglied das ganze Volk repräsentiere ; 
freilich setzt aber der ganze repräsentative Apparat immer 
voraus, dass alle Kämpfe der Parteien in dem Vorbereitungs- 
stadium des, in der Abstimmung endgiltig erhaltenen Be- 
schlusses ihre Beilegung finden, mit anderen Worten, es 
muss sich schließlich immer ein positiver Inhalt des Volks- 
willens, der den Inhalt des legislatorischen Willens bestimmen 
soll, ergeben. 

Ist aber nun kein einheitliches Volk in ethnisch-socialem 
Sinne vorhanden, sondern nur, wie in »Osterreich«, ein, auf 
juristischem Wege geschaffenes, aus heterogenen ethnischen Be- 
standtheilen bestehendes Staatsvolk, von dem einzelne Theile 
dem Einheitsstaate offen widerstreben, so kann eben zeit- 
weise, infolge zu vitaler Gegensätze, das Parlament, das als 
Organ des Volkes zugleich Organ des Staates ist, keinen 
einheitlichen Willensact producieren. Aus einem juristischen 
Staatsvolke, das keinen Funken einheitlichen Gefühles in sich 
spürt, das sich niemals als Ganzes fühlt, kann keine Vertre- 
tung hervorgehen, der das allgemeine Beste als Leitstern 
voranleuchtet. Wo das Volk selbst nicht bis zu einem ge- 
wissen Grade zum einheitlichen Staatselemente gew^orden ist, 
wo die Theile, aus denen es besteht, ganz unadäquater Natur 
sind, dort kann von ihm auch kein functionsfahiges Organ 
creiert werden, d. h. ein Organ, das jederzeit einen, in sich 
einheitlichen Willen zu äußern vermochte. Unüberbrückbare 
Gegensätze, zu denen »nationale« immer zählen, lassen sich in 
dem der Abstimmung vorhergehenden Stadium nicht aus- 
gleichen ; die in der Minorität Gebliebenen werden in Fällen, 
in denen, ihrer Meinung nach, ihrer Nationalität ein Abbruch 
geschieht, die Abstimmung selbst, d. h. eben die Functions- 
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fähigkeit des Parlaments, einfach vereiteln. Das Organ selbst 
versagt seinen Dienst. Alle die Mittel, die anderswo eine 
Regierung gegen Functionsstorungen des zweit höchsten un- 
mittelbaren Staatsorgans hat, wie Auflosung der Kammern, 
Änderung des Wahlrechtes u. s. w., sind hier auf die Dauer 
sicherlich fruchtlos. Denn die Störungen erfolgen nicht, weil 
sich der Parlamentswille von den Volksanschauungen ge- 
trennt habe, sondern, im Gegentheile, gerade deshalb, weil 
sich die nationalen Abgeordneten von ihren Wählern eben 
durch die juristisch nicht messbare, politisch doch so wirk- 
same Macht der öffentlichen Meinung des Wahlbezirkes voll- 
ständig abhängig wissen. Wie gerne ließen sich manchmal 
nationale Minoritäten im Hause einfach durch die Abstimmung 
besiegen, wenn sie sich nicht mit Rücksicht auf ihre Wähler- 
kreise zur äußersten Obstruction gezwungen sehen würden. 

Anderswo resultieren politische Krisen aus dem, die consitu- 
tionelle Monarchie kennzeichnenden Dualismus der unmittelbaren 
Organe, der Krone und der Kammer; in »Osterreich c hingegen 
kommt es gar niemals zur Kraftprobe zwischen diesen beiden Or- 
ganen. Die Quelle der Staatskrisen liegt hier schon in der 
pathologischen Schwäche des einen Organs, des Parlaments, 
das oft keinen einheitlichen Volkswillen zu äußern vermag, 
weil es selbst nicht die Repräsentanz eines solchen, sondern 
nnr der Sammelort verschiedener, sich gegenseitig paraly- 
sierender Volkschaftswillen ist. Das eigene Siechthum dieses 
einen unmittelbaren Staatsorgans, auf dessen kraftvoller 
Functionsfähigkeit gerade das Wesen des Constitutionalismus 
beruht, fordert dann selbstverständlich die desto intensivere 
Thätigkeit und Bedeutsamkeit des anderen unmittelbaren 
Staatsorgans, des Monarchen, heraus. 

In jedem constitutionellen Staate ist der Monarch das 
höchste Staatsorgan in dem Sinne, dass er es ist, der den 
Anstoß zur gesammten staatlichen Thätigkeit gibt und sie in 
Bewegung erhält; in »Osterreich« aber, wo das zweite un- 
mittelbare Organ, das Parlament, unregelmäßig oder zeitweise 
gar nicht functioniert, muss sich die monarchische Thätigkeit 
umso nothwendiger und umfangreicher gestalten, um den 
Staat am Leben zu erhalten. In dem Maße, als sich das Par- 
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lament hier selbst lähmt, lebt die Unbeschränktheit der Krone 
von selbst wieder auf. Bei allen großen politischen Fragen 
hat sich das österreichische Parlament noch fast jederzeit unfähig 
erwiesen, einen selbständigen Willen zum Ausdrucke zu bringen 
und im Vereine mit der Krone den Staatswillen zu producieren ; 
bei solchen A nlässen hat in der Regel die Entscheidung der Kaiser 
allein treffen müssen, und so erscheint er auch seinen Volkern, 
die keine gemeinsame Staatsidee verbindet, als der einzige be- 
rufene und unbefangene Träger des Staatsgedankens. Diese bei 
großen Fragen immer wieder allein anzurufende Entscheidungs- 
gewalt des Monarchen perpetuiert aber auf der anderen Seite na- 
turgemäß den Gedanken der »Fürstensouveränetät«,welcher 
eben jeden Begriff einer »Staatssou veränetät«, in deren Aner- 
kennung erst der moderne Staat erreicht wird, ausschließt. 
Alle Welt hegt auch in »Osterreich«, trotz aller Verfassungs- 
bestimmungen, die reservatio mentalis, dass des Kaisers All- 
macht die erste und letzte Staatsnoth wendigkeit sei. Wie 
wäre es sonst auch zu erklären, dass die in kritischen Mo- 
menten offen bis zum Absolutismus gehende Auslegung des 
berühmten § 14 nicht nur keinem ernsten politischen Wider- 
stände begegnet, sondern, im Gegentheile, den allgemeinen 
Erwartungen entspricht. 



Aber auch von den, dem modernen Staate gesetzten 
Zwecken kann man zurückschließen, dass die Wirksamkeit 
eines nur juristisch geschaffenen Einheitsstaates, ohne einheit- 
liche nationale Bildung, auf Schritt und Tritt arge Hemmun- 
gen erleiden müsse. Man ist heute über den Bereich der 
Staatsthätigkeit durch die Untersuchung der ihr durch ihre 
Mittel und Wirkungsart gezogenen Grenze nicht mehr im 
Zweifel. Die Einsicht in die naturnoth wendigen Schranken 
des Staates ergab, als dessen wesentlichen Bereich, das Ge- 
biet des ausschließlich durch gemeinsame, nach außen wirkende 
menschliche That Erreichbaren : planmäßige, solidarisch mensch- 
liche Lebensäußerungen sind dem Staate eigenthümlich. 
»Je größer das solidarische Interesse ist, desto mehr ist der 
Staat zu seiner Befriedigung berufen; je mehr einheitliche. 
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planmäßige Organisation zu dessen Wahrung noth wendig ist, 
desto ausschließlicher ist sie Sache des Staates.«^) Die ge- 
schichtliche Entwickelung zeigt nun allgemein, dass die solida- 
rischen Interessen nicht nur immer weitere sociale Gruppen 
ergreifen, sondern auch an Stärke unausgesetzt zunehmen, 
mit anderen Worten, dass das gerechtfertigte Gebiet staat- 
licher Thätigkeit stets breiter wird. Hat sich der moderne 
Staat in wichtiger Erkenntnis der ihm durch die Natur der 
Verhältnisse gesteckten Grenzen von jenen Gebieten, die allein 
der menschlichen Innerlichkeit angehören, und nicht plan- 
mäßig gefordert werden können, zurückgezogen, so erwachsen 
seiner Thätigkeit anderseits durch die sich immer stärker 
ausbreitende Solidarität der Volksinteressen stets neue Ge- 
biete. Ist der Staat nun zweifellos berufen, zu allen mensch- 
lichen Solidarinteressen in Beziehung zu treten, so wird sich 
doch sein Verhältnis zu den einzelnen Interessen je nach ihrer 
Natur gestalten. Im allgemeinen wird der Staat die Solidar- 
interessen nur soweit gedeihlich zu verwalten vermögen, als 
planmäßige, mit äußeren Mitteln arbeitende Thätigkeit 
reichen kann. Diese ist dann entweder negativ in der Ab- 
wehr von Störungen, oder positiv in der Förderung, im Setzen 
günstiger Bedingungen oder in der Uebernahme der ganzen 
Leistung durch seine Organe. Das oberste Princip aller Staats- 
thätigkeit, die Förderung der fortschreitenden Entwickelung 
der Volksgesammtheit und ihrer Glieder, kommt somit nach drei 
Richtungen hin zurGeltung: erstens gegen dasind ividuum, dessen 
Entwickelung als Glied des Ganzen zu fördern ist, dann gegen 
das Volk, als die Gesammtheit der gegenwärtigen und zu- 
künftigen Staatsglieder, und endlich gegen die Menschheit 
selbst, als deren Glied das Einzelvolk erscheint. Es sind also 
drei Gattungen von Solidarinteressen, die vom Staate zu ver- 
sorgen sein werden: individuelle, nationale und menschheit- 
liche. Der moderne Staat, welcher der mit Herrschaftsgewalt 
ausgestattete, Rechtspersönlichkeit besitzende Verband eines 
Volkes ist, hat sonach durch planmäßige, centralisierende,mit 
äußeren Mitteln arbeitendeThätigkeit die individuellen,natio- 

^) Siehe : Dr. Georg Jellinek, Das Recht des modernen Staates. 
VIII. Capitel. Die Lehren vom Zwecke des Staates. 
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nalen, menschheitlichen Solidarinteressen in der Richtung 
fortschreitender Gesammtentwickelung zu befriedigen.^) 

Bei einem künstlich geschaffenen Einheitsstaate, dem 
die einheitliche nationale Grundlage fehlt, muss nun vorab schon 
die staatliche Pflege der nationalen Solidarinteressen, da sich 
solche bei verschiedenen Nationalitäten nicht ergeben, vollständig 
entfallen. Die Solidarinteressen der einzelnen Nationalitäten 
können hier nur besonderen, der Vielheit der Nationen ent- 
sprechenden decentralisierten Organisationen überlassen 
werden. 2) Freilich müssten solche den Einheitsstaat im ge- 
wissen Sinne durchbrechen. Aber auch die staatliche Ver- 
waltung der beiden anderen Gattungen Solidarinteressen, der 
individuellen und der menschheitlichen, wird in einem nur juri- 
stisch constituierten Einheitsstaate, hinter dem eine Vielheit von 
Nationalitäten und Ländern steht, auf nicht wenig Schwierig- 
keiten stoßen. Denn jede praktische Verwaltung setzt eben 
eine centralisierende Thätigkeit voraus, durch die an sich 
schon mittelbar Eine Nationalität — in Osterreich immer die 
deutsche — stets auf Kosten der anderen begünstigt wird. 
Somit erscheint auch auf diesen Gebieten jede staatliche Ini- 
tiative und Verwaltung durch Eifersüchteleien, Reibereien und 
Misstrauen unter den einzelnen Nationalitäten erschwert,wodurch 
sich die gesammte Staatsthätigkeit, beherrscht von Unsicher- 
heit und Ängstlichkeit, in einem steten Schwanken befindet. 

Jedenfalls ist hier schließlich geboten, auch den Umfang der 
individuellen und menschheitlichen Solidarinteressen, welcher 
der staatlichen Verwaltung zugänglich sein soll, enger zu 
ziehen, als in den modernen nationalen Staaten. 

Aus einer anderen Gedankenreihe hat sich nun allerdings er- 
geben, dass in »Osterreich« infolge der Zerfahrenheit des Par- 
laments, des zweiten unmittelbaren Staatsorgans, das erste, die 
Krone, immer eine umso intensivere Thätigkeit entfalten müsse, 
um den Staat am Leben zu erhalten. Alle Thätigkeit der Krone 
kann sich aber ausschließlich nur in centralisierender Richtung 
bewegen; sie tendiert daher, der Pflege der Solidarinteressen 

^) Vgl.: Dr. Georg Jellinek, Das Recht des modernen Staates. 
2) Siehe: Alfred Freiherr v. Offermann, Die Bedingungen des 
constitutionellen Osterreich. Braumüller & Sohn, Wien. 
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einen möglichst weiten Umfang- zu geben und kommt solcherart 
in Widerspruch mit dem, gerade hier durch die Natur des 
Staates gesetzten engen Kreis der möglichen Solidarinter- 
essen, die von Staatswegen versorgt werden können. Überall 
zeigt sich eben bei großer nationaler und cultureller Ver- 
schiedenheit der bloß juristisch construierte Einheitsstaat als ver- 
fehlte und widerspruchsvolle Schöpfung. Daselbst wäre immer 
nur eine Art bundesstaatlicher Gliederung des Staates mit 
weit ausgedehnter Localverwaltung am Platze. Ein aus vielen 
Nationalitäten künstlichgeschafFener Einheitsstaatkann die staat- 
liche Selbstbehauptung, die Sicherheit, Machtentfaltung und 
Culturforderung, die als selbstverständliche Aufgaben des 
modernen Staates gelten, nicht mit voller Energie betreiben, 
weil der planmäßigen Organisation zur Versorgung der solida- 
rischen Volksinteressen, die einer äußeren centralenVeranstaltung 
und Leitung bedürfen, viel engere Grenzen gezogen sind, als in 
jenen, auf nationaler Einheit ruhenden Staaten. 



Während sich also in den im »Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern«, welcher Staat das alte öster- 
reichische Staatswesen in einem neuen Verfassungsgewande 
fortsetzte, infolge historischer und nationaler Verhältnisse nicht 
nur die constitutionelle Vorherrschaft des Monarchen, sondern 
geradezu noch — der absoluten Staatsauifassung gemäß — 
das vollständige Aufgehen der Staatssouveränetät in der Person 
des Herrschers nothwendig erweist, hat sich in Ungarn nicht 
nur seine besondere altständische, den König seiner Zeit schon 
stark einschränkende Verfassung zur Constitution eilen umge- 
bildet, sondern inzwischen auch zur fast rein parlamentarischen 
Regierung entwickelt. So wie die parlamentarische Monarchie 
in England niemals gesetzlich fixiert und überhaupt für dieselbe 
noch keine juristische Formel gefunden worden ist, ebenso- 
wenig existiert dieselbe in Ungarn auf irgend einer Verfas- 
sungsbestimmung; sie ergibt sich hier, ebenso wie in Eng- 
land, nur auf Grund der gegebenen politischen Constellation, 
auf Grund des Machtverhältnisses der staatlichen Factorcn. 
Überall, wo das Parlament der Repräsentant einer wirklichen 

V. Offermann, Das VerhAUnU Ungarns z-i »Österreich«. 7 
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Nation ist, bildet sich auch, trotz der älteren, g-efestigteren 
Macht einer Dynastie, aus dem Constitutionalismus allmählich 
die parlamentarische Monarchie heraus. Die Kammern machen 
hier eben stets, gegebenenfalls, das ursprüngliche Recht der 
Nation geltend, dem gegenüber die königliche Competenz auf 
die Dauer niemals Stand halten kann. Wird die einheitliche 
Nation durch ihre Wahlfunction und Bestellung der Kammer 
thatsächlich zum kräftigen primären Staatsorgane, so muss 
auch wieder die Kammer, als Repräsentant einer solchen 
Nation, zur politisch überragenden Stellung gelangen. 

In Ungarn gilt jetzt das Gesetz, sowie in England, auf 
Grund der Autorität des Parlaments; das letztere hat auch 
immer an der Substanz des gesetzgeberischen Willensactes 
selbst theil. Das Gesetz ist gemeinschaftlicher Willensact des 
Parlaments und des Königs; wo hingegen in constitutionellen 
Staaten mit königlicher Vorherrschaft der gesetzgeberische 
Willensact eigentlich Act des betreffenden Monarchen bleibt, 
dem das Parlament nur seine Zustimmung ertheilt.^) 

So verwirklicht sich in Ungarn in seiner gegenwärtigen 
constitutionellen Verfassung, fußend auf der politischen Einheit 
der Nation, der moderne Staat : man anerkennt hierselbst bereits 
die »Staatssouveränetät« und mit ihr die Stellung der 
Krone und des Parlaments »im Staate« und als Organe des 
»Staates«. Dieser moderne »souveräne« Staat, innerhalb dessen 
Monarch und Parlament nur Organstellungen einnehmen, ist, wie 
schon deutlich gesagt wurde, nicht bloß eine, etwa zu Schul- 
zwecken gezogene Abstraction der Staatslehre, sondern in 
Wahrheit das lebendige Erzeugnis der politisch gewendeten 
Macht des Nationalbewusstseins. Gerade das wesentliche Merk- 
mal des modernen Staates, die wirksame und ausschlag- 
gebende Antheilnahme des Volkes an der Regierung, hängt 
so unauflöslich mit dem Nationalbewusstsein, mit derÜberein- 



') In Österreich zeigt sich gegenwärtig nicht selten der ge- 
setzgeberische Willensact ausschließlich als Act des Monarchen, da 
das Parlament oft gar keinen Willen, weder in Form der Zustimmung, 
noch der Ablehnung, zu erzeugen fähig ist. Ist in Ungarn das Parlament 
selbständiges Organ, so ist es hier — wenn überhaupt schon eines — 
jedenfalls immer nur ein überwiegend unselbständiges Organ. 



Die Verbindung der Staaten seit 1867. 99 



Stimmung- aller Volksgenossen in den großen Fragen des 
eigenen, wie des Gesammtdaseins zusammen, dass sich ohne 
Äußerungen dieses Bewusstseins der moderne Staat nicht ent- 
wickeln kann. Wie soll ein Volk wirksamen Antheil an der 
Regierung nehmen, wenn nicht schon eine gewisse Überein- 
stimmung in Vorstellung und Empfindung unter den Einzelnen 
herrscht, die am Ende eine anfeuernde, begeisternde und hin- 
reißende Macht bildet. Dieses, zum modernen Staate erforder- 
liche Staatsgefahl stützt sich nur auf den Glauben an einen 
natürlichen Zusammenhang der Volksgenossen, auf gleiche 
natürliche Abstammung und auf ein, alle Culturzweige durch- 
dringendes gleichartiges Geistesleben. 

Im modernen Staate gibt es keinen blindgläubigen Pa- 
triotismus mehr, sondern nur einen sehenden: nicht nur, dass 
es hier auf die Dauer keine Kluft der Anschauungen zwischen 
Regierenden und Regierten geben kann, sondern es erhält 
auch hier erst die Staatskunst der Regierenden durch den 
innigen Bund mit dem Volksgefuhle ihre wahre Kraft, Ein- 
sicht und Richtung. 

Politik und Staatskunst treten durch ihre Grundsätze 
und ihr Verhalten fast an allen Stellen mit den wertvollen 
Gebieten des Menschengeistes, der Nation, in Beziehung. In 
nationalen Staaten, in welchen es ein einheitlich staats- 
volkliches Leben und Dasein gibt, vermag sich die Staats- 
kunst jederzeit mit jenen Gebieten im Sinne der Harmonie 
des Ganzen auseinanderzusetzen; hier ist es jeder Staatskunst 
von Haus aus möglich, die wichtigen nationalen und socialen 
Gebiete und Bethätigungskreise des Volksgeistes als be- 
rechtigte anzuerkennen. Sie darf nicht nur die, nicht ohne Ge- 
fahr für das Ganze zerstörbaren Grenzen dieser Gebiete 
achten, sondern sie muss sogar unmittelbar als das Organ 
ihres Geistes fungieren. Freilich muss der fuhrende Staats- 
mann mit Klarheit auch das wesenhafte, unentbehrliche natio- 
nale Fühlen von jenen zufalligen, unwesentlichen Gefuhls- 
stromungen, die nur gelegentlich einzelne Kreise des Volkes 
erregen und nicht das innere Leben der Nation berühren, 
wohl unterscheiden. Im Ganzen wird ihm aber immer durch 
eine große, die nationalen Traditionen pflegende Majorität die 

^•« 
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Richtung gegeben; er kann nicht nur, sondern er muss mit 
starker Hand eine staatliche und nationale Politik befolgen 
und treiben. Für ihn dürfen nicht irgend welche beliebige 
Grundsätze über die Aufgaben des Staates maßgebend sein; 
von ihm darf nicht das »Wohle des Staates, das zu fordern 
seine höchste Pflicht ist, nach eigenem willkürlichen Ermessen 
ausgedacht und umschrieben werden ; für ihn hat das »Wohl« 
des Staates schon seinen ganz bestimmten Inhalt, der sich 
aus congenialer Erkenntnis des Wesens der Nation, ihrer Ge- 
schichte, ihres Lebensgesetzes und Zieles ergibt. Nicht nur der 
äufiere Nutzen des Volkes ist hier entscheidend für das Ver- 
halten der Staatskunst, sondern auch Alles, was diese Nation 
zu der eigenartigen Bildung, die sie ist, gemacht hat, was 
das innere, charakteristische Wesen und Leben dieser Nation 
bedeutet. 

In Staaten hingegen, in welchen es, statt einer Staats- 
volklichen Einheit, nur verschiedene gleichstarke Einzelvolker 
gibt, von denen jedes sich nach seinen eigenen Lebensgesetzen 
zu entwickeln strebt, ist aller Staatskunst von Anfang an jede 
Möglichkeit verschlossen, sich mit dem Gefühle und Willen 
des Volkes zu harmonischer Einheit zu verbinden. Denn 
hier ist überhaupt kein Grundgesetz eines eigenartigen, ge- 
meinsam nationalen Wesens zu entdecken. Hier kann ein 
Staatsmann seine Kunst und Politik nicht auf wesentliche 
Strebungen und Regungen der Volksseele basieren ; es bleibt 
ihm eben hier nur übrig, eine ganz einseitige verstandesmäßige 
Staatskunst zu betreiben, ohne feste Richtung und festes Ziel. 
Heute ist aber in keinem Staate mehr, in welchem das Volk ver- 
fassungsmäßig an den öffentlichenGeschäften mitwirkt, innerhalb 
des hierdurch hervorgerufenen tausendfach verwickelten socialen 
Kräftespieles, auf den reinen Verstand allein, so hoch derselbe 
an sich zu werten wäre, ein gedeihliches politisches System 
zu gründen. Der von keiner nationalen Gefuhlsrichtung geleitete 
Verstand zeigt sich schließlich auf den Wogen der hohen und 
niederen, der äußeren und inneren Politik Steuer- und ruderlos. 
Wo die Staatskunst von keinem inneren Lebensbedürfnisse 
einer Nation dieRichtung empfangt, weil sich jedesmal verschie- 
denartige nationale Strömungen durchkreuzen, dort ist sie auch 
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vom Standpunkte des reinen Verstandes aus vor eine un- 
mögliche Aufgabe gestellt. Je verständnisvoller hier ein Staats- 
mann ist, desto unentschlossener im Handeln muss er werden : 
umso weniger vermag er vor seinem Gewissen ein Eingreifen 
in dieses unlösbare Wirrsal von nationalen, sich gegenseitig 
widersprechenden Forderungen, Wünschen und Gedanken zu 
verantworten. Jedes Eingreifen wäre immer nur zu Gunsten 
einer Gruppe und hätte jedenfalls unberechenbare Folgen. Es ist 
noch ein Glück, wenn in einem solchen Staat eine alte, ehr- 
furchtgebietende Dynastie herrscht, wie in »Osterreich«, dann 
halten sich wenigstens mit scheinbarem Rechte noch die Staats- 
männer, angesichts der nicht abzuwägenden elementaren Ge- 
rnüths- und Denkweise der Völker, an dynastische Interessen, 
als die einzig greif- und sichtbaren gemeinsamer Natur. 

Welche Macht und Energie wohnt aber einer Staatskunst 
inne, die sich Eins weiß mit dem Grundgesetze des eigenartig 
nationalen Wesens, im Vergleich zu einer, die niemals Politik 
des nationalen Gefühles sein kann, die, im Gegentheile, die sich 
immer bekämpfenden Volksschaften nur beruhigen soll und 
höchstens dynastische Interessen, die mit den Interessen 
keines der Völker übereinstimmen, zum Zielpunkte hat! Aus 
diesem Unterschiede allein schon erklärt sich die wachsende 
Präponderanz Ungarns, dieses schon modernen, nationale 
Politik treibenden Staates über »Osterreich«, das in semer 
heutigen Gestaltung als bloß juristischer Einheitsstaat, in 
Wahrheit als dynastisches Staatsgebilde, jenes Fortschrittes 
gar nicht fähig ist. 



Diese beiden Staaten, Ungarn und »Osterreich«, die 
sich, wie aus dem angedeuteten geschichtlichen Bildungs- 
gange derselben hervorgeht, noch in einem verschiedenen 
Entwickelungsstadium befinden, stehen nun durch die recht- 
liche Gemeinsamkeit der Dynastie in enger Verbindung. 
Trotz der auf dem Papier überaus ähnlichen Verfassungen 
der beiden Staaten ist Ungarn ein nationaler »souveräner« 
Staat geworden, während »Österreichc das vom Monarchen 
künstlich zum Einheitsstaate umgewandelte alte Staatswesen, 
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welches statt auf der »Staatssouveränetät«, noch auf der >Fürsten- 
souveränetät« ruht, geblieben ist. In diesem fundamentalen 
Unterschiede der zwei Staatsgebilde liegt es auch, dass keine 
bisher von den Staatsrechtslehrern aufgestellte Staatenver- 
bindungsform auf Österreich-Ungarn recht passen will. Bei 
der Begriffsbestimmung der einzelnen Staatenverbindungen 
ist man immer von der scheinbar selbstverständlichen An- 
nahme ausgegangen, dass die verbundenen Staaten — der- 
selben Zeit und Geschichtsperiode angehörend — auch ein 
und derselben Entwickelungsphase zuzuzählen seien. So hat 
man Staatenverbindungen aufgestellt, die wie Incorporation, 
Debellation, Personalunion u. s. w., dem Inventar der dyna- 
stischen Staatenbildung des ständischen und absoluten Staates 
angehören und solche, wie Bundesstaat, Staatenbund u. s. w., 
die sich nur auf Grund des modernen, souveränen StaatsbegrifFes 
bilden. Bei der Einreihung der sogenannten Realunion in eine 
dieser zwei Gattungen erhoben sich allerdings nicht wenige 
Zweifel und in dem Versuche die positiv rechtlichen Gestal- 
tungen der schon so benannten Staatenverbindungen mit 
einer theoretischen Construction des BegriflFes dieser Verbin- 
dungsform in Einklang zu setzen, wurde man schließlich 
immer uneiniger über das Wesen der Realunion selbst. 

In der gegenwärtigen staatsrechtswissenschaftlichen 
Literatur existieren nun fast bereits so viele wissenschaftliche 
Constructionen dieser Staatenverbindung, als es bedeutende 
Staatsrechtslehrer gibt. 

Es lässt sich also die concrete Staatenverbindung Öster- 
reich-Ungarn weder in einen bisher aufgestellten allgemeinen 
Begriff der > Realunion«, noch in irgend eine der anderen 
Verbindungsformen, die immer Staaten von gleicher Natur 
voraussetzen, rein aufnehmen. Man hat eben übersehen, dass 
sich das Wesen der österreichisch-ungarischen Verbindung 
dadurch compliciert, dass hier ein modemer, nationaler >souve- 
räner« Staat, in dem der Monarch rechtlich nur mehr Organ- 
stellung behauptet, mit einem Staate, in dem sich der Monarch 
noch persönlich als Träger der »Souveränetät« erweist, ver- 
bunden ist. Die nun meist verbreitete Theorie, welche die Real- 
union als bloß völkerrechtliche Verbindung und die öster" 
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reichisch-ungarische Monarchie als eine solche Realunion erklärt, 
entspricht darum nur halbseitig, nämlich von Seiten Ungarns, der 
Wirklichkeit. Eine solche Realunion kann nur durch Vertrag 
zwischen zwei oder mehreren »souverän enc Staaten zustande 
kommen; nun spielt aber der Vertrag zwischen den beiden 
Staaten in der Geschichte des österreichisch - ungarischen 
Dualismus gar keine Rolle, es hat nur das, sich aus dem 
alten österreichischen Staatskörper als selbständiger National- 
staat loslösende Ungarn mit seinem Könige, der zugleich 
absoluter Herrscher in den anderen Ländern war, die gemein- 
same Versorgung gewisser, auf die Stellung der Gesammtheit der 
Ländernach außen hin bezüglicher Angelegenheiten vereinbart 
In einer monarchischen Realunion zwischen souveränen 
Staaten, wie sie die obige Theorie aufstellt, entsteht keine 
souveräne Centralgewalt, die beiden Staaten oder den Unter- 
thanen derselben gleichmäßig und gleichzeitig befehlen könnte; 
die verbundenen Staaten haben keine Gewalt, die über ihnen 
steht, sondern die gemeinsamen Organe haben doppelstaat- 
liche Natur und gehören gleichzeitig dem Organismus jedes 
der Staaten an. Über Osterreich-Ungam existiert nun auch keine 
gesetzmäßige »souveräne Centralmacht«, aber in »Österreich« 
steht zweifellos der Kaiser noch als »souveräne Macht« über 
dem Staate; von dieser Seite haben auch die Reichsorgane 
und -Institutionen noch rein »kaiserlichen* und nicht »staatlichen« 
Charakter. Ungarn hingegen ist — gleichsam wie der Gliedstaat 
eines »Staatenbundes« — rechtlich souverän geblieben und hat 
sich nur selbst — freilich noch infolge dynastischen Druckes — 
in seiner Souveränetät in Betreff der gemeinschaftlichen An- 
gelegenheiten zu Gunsten seines obersten Organes, des 
Königs, beschränkt. Auf den ersten Blick erscheint wohl eine 
Realunion, die nur — jener Theorie gemäß — als rein völker- 
rechtliche Verbindung zwischen souveränen Staaten gedacht 
ist, eine gerade dem Constitution eilen System entsprechende 
Verbindungsform zu sein, da sie vorab unter allen Umständen 
eine Beschränkung der königlichen Gewalt veraussetzt. Denn 
der gemeinsame Herrscher absolut regierter Staaten hat noch in 
keiner Weise noth wendig, Rechenschaft abzulegen, wie weit 
er die verschiedenen Rechtspersönlichkeiten, die er repräsen- 
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tiert und damit die Staaten selbst in eine Einheit zu ver- 
schmelzen beabsichtigt. Hier ist demnach überhaupt noch kein 
Grund und kein Raum für eine vertragsmäßige Festsetzung der 
jjemeinsamen Angelegenheiten zwischen den Staaten vorhanden. 
Geht aber die Entstehung- einer solchen scheinbar völkerrecht- 
lichen Realunion auch von einer beschränkten königlichen Gewalt 
aus, so ist doch bei näherer Betrachtung diese Beschränkung 
mehr von der Art des mit einem kräftigen ständischen Or- 
ganismus versehenen Staates, als von der Art des modernen 
constitutionellen Staates, der jederzeit der Vorherrschaft des 
Parlaments zustrebt. Zunächst ist schon nicht leicht anzunehmen , 
dass sich überhaupt mehrere moderne constitutionelle Staaten, 
also Staaten mit parlamentarischer Vorherrschaft, ohne beson- 
deren dynastischen Druck über den Zusammenschluss in Form 
einer völkerrechtlichen Realunion einigen und somit freiwillig auf 
gewissen Gebieten ihrer Selbständigkeit entsagen werden. Und 
sollte auch, dank besonderer Umstände, ein solcher Abschluss 
einmal gelingen, so würde doch sicher jeden Augenblick der 
Bestand des Bundes durch die unionsfeindlichen Parteien, die 
sich stets in solchen Realunionen finden und bei parlamentarisch 
regierten Staaten natürlich erhöhten Einfluss äußern müssten, 
wieder in Frage gestellt werden. Wäre die Union noch neben 
der Gemeinsamkeit des Herrschers auf andere Angelegenheiten 
ausgedehnt — und nur dann hätte sie Sinn — so würden sich auf 
den gemeinsamen Gebieten oftmals schwere Conflicte zwischen 
den Parlamenten, die durch keine höhere Gewalt ihre Lösung 
fänden, unausweichlich einstellen. Hierdurch entstünde schließ- 
lich wieder die Tendenz, die Realunion auf dcis Minimum 
der Gemeinsamkeit, nämlich auf das der gemeinsamen 
Herrscherpersönlichkeit, zu reducieren. Aber auch nach dieser 
Reduction wäre doch die Stellung des Königs an der Spitze 
einer Union von nur zwei parlamentarisch regierten Staaten 
erst recht unhaltbar, da er jedesmal bei Fragen von beider- 
seitigem Interesse, von zwei mächtigen Parlamenten gedrängt 
und in die Enge getrieben, in die aller widerspruchvollste 
Lage kommen müsste. 

Das Missliche und Gefahrbringende einer derartigen monar- 
chischen völkerrechtlichen Realunion liegt jedenfalls darin, dass 
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durch sie keine, über den souveränen Staaten stehende Central- 
gewalt begründet wird. Im Falle als sich stark divergierende 
Interessen der einzelnen Staaten — und solche müssen bei 
der modernen, alle Classeninteressen umfassenden Staats- 
thätigkeit fortwährend entstehen — geltend machen, fehlt 
die ausgleichende und entscheidende Einwirkung auf die 
Gliederstaaten durch eine höchste Bundesgewalt. Als Ersatz 
hierfür bleibt nur die Möglichkeit übrig, die schwierige Auf- 
gabe, die entgegengesetzten, einander feindlichen Bestre- 
bungen der Sonderstaaten auszugleichen, dem gemeinsamen 
Monarchen ein für allemal zu überweisen. Die ständige Über- 
tragung dieser Aufgabe an den Monarchen verlegte aber 
wieder unmittelbar in seine Person eine Art Obergewalt oder 
Souveränetät über die Staaten, die dadurch ihre Souveränetät 
einbüßten. Dies widerspräche jedoch dem Wesen des consti- 
tutionellen Staates, in welchem der Monarch nur höchstes 
Organ des an sich »souveränen« Staates, nicht aber selbst 
Träger der Souveränetät sein darf. Indem der herrschende 
Fürst in solchen real-unierten Staaten nur in dem Sinne ge- 
meinsam ist, in welchem überhaupt in mehreren souveränen 
Staaten ein Organ gemeinsam sein kann (seine natürliche 
Einheit repräsentiert hier eine rechtliche Mehrheit), so darf 
er in jedem seiner constitutionellen Staaten als Organ nicht 
selbständig handeln, sondern nur im Vereine mit dem zweiten 
unmittelbaren Staatsorgane, dem Parlamente. Es ließe sich 
also einfach nicht absehen, unter welchem Titel nach consti- 
tutionellen Begriffen er berufen wäre, jedesmal mittels seines 
Machtwortes die feindlichen Bestrebungen der Sonderstaaten 
wieder in Harmonie zu bringen. 

In der constitutionellen Monarchie sind Krone und Par- 
lament die zwei von einander unabhängigen höchsten Organe, 
die ihre Einheit im »souveränen Staate« selbst finden. Keines 
dieser Organe darf verfassungsmäßig ohne das andere handeln ; 
beider Competenz erstreckt sich gleichermaßen über alle 
wichtigen staatlichen Gebiete; ein fortgesetzter Conflict 
zwischen ihnen bringt die gesammte staatliche Entwickelung 
zum Stillstande. Wo sich ein solcher Conflict, der aus dem 
constitutionellen Staatsrechte nie zu lösen ist, ergibt, endigt 
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er erfahrungfsmäßig auch jedesmal mit der Unterwerfung des 
einen Organs unter das andere, d. h. entweder mit der dauernd 
begründeten Vorherrschaft der Krone über das Parlament 
oder umgekehrt. In solchen Staaten, in denen das Parlament 
auf einer sich einheitlich fühlendenNation beruht, wird immer der 
letztere Fall eintreten. Obwohl die ursprüngliche constitutionelle 
Theorie sich das Verhältnis der beiden unmittelbaren Staats- 
organe, Krone und Parlament, im steten Gleichgewicht ver- 
harrend gedacht hat, so lehrt doch die Erfahrung, dass sich 
dieser denkbare Fall des Gleichgewichtes beider am seitesten 
und immer nur vorübergehend ereignet. Es bilden eben die 
socialen Machtverhältnisse die Grundlage der politischen, und 
jene sind heutzutage zu wechselnd, als dass ein völliges 
Gleichgewicht zweier constanter politischer Machtfactoren 
möglich sei. 

In einer nur völkerrechtlichen Realunion zweier consti- 
tutioneller Staaten ist also die eine Krone dem verdoppelten 
parlamentarischen Antagonismus ausgesetzt, und sie könnte als 
das gemeinsame, aber doppelseitige Organ bei divergierenden 
Interessen der Staaten die ihr, nicht de jure (verfassungs- 
mäßig), sondern nur de facto zufallende Vermittlungsrolle 
bloß in dem Falle erfolgreich und unbefangen ausfuhren, 
wenn ihre politische Vorherrschaft in jedem Einzelstaate un- 
bestritten fest begründet wäre. Diese Constellation ist aber auf 
die Dauer höchst unwahrscheinlich, da jedem wirklich consti- 
tutionellen System die Tendenz zur parlamentarischen Vor- 
herrschaft innewohnt. Hat sich aber jeder der Staaten zur 
parlamentarischen Monarchie entwickelt, dann ist zweifellos 
der gemeinsame Monarch, der in keinem seiner Staaten über 
die ihm verfassungsmäßig zugesprochenen Rechte hinaus- 
greifen darf, nicht mehr in der Lage, den bundesfeindlichen 
Bestrebungen der Einzelstaaten zu begegnen und sie zur 
Harmonie zu einigen. 

Ist in solchem Falle der Interessenkampf zwischen den 
Staaten ein tiefgehender, kann also keines der Parlamente 
nachgeben, so steht zweifellos der weitere Bestand der Union 
in Frage. Hier zeigt sich die offenbare Unangemessenheit 
einer derartigen, nur auf »Vertrag« basierten Realunion 
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für Staaten, die bereits zur parlamentarischen Regierung 
fortgeschritten sind oder sich auch nur auf dem Wege dahin 
befinden. Nur eine gesetzmäßige Verbindung der Theile 
eines Ganzen, die eine wahre Einheit, keine bloß völker- 
rechtliche, schafft , kann ein in sich widerspruchsloses 
organisches Leben dem Bunde constitutioneller Staaten 
sichern. Wo nur eine Gemeinschaft auf »Vertrage beruht, 
gefährdet das Mechanische, welches jedem Vertrage unaus- 
löschlich anhaftet, nicht nur stets das harmonische Zusammen- 
bestehen der Einzelsiaaten, sondern ihren Zusammenhang 
überhaupt. 



Nun ist bei zwei völkerrechtlich realunierten constitutio- 
nellen Staaten allerdings noch eine dritte Möglichkeit offen, 
nämlich die, dass in dem einem Staate die Vorherrschaft des 
Parlaments und in dem anderen noch die Vorherrschaft der Krone 
befestigt ist. Ersetzte bei der früher angeführten Annahme, 
wenn in beiden Staaten noch die Vorherrschaft des Monarchen 
dauernd begründet ist, die Stellung der Krone, als beiderseits 
überwiegend mächtigstes Organ, gleichsam eine gesetzmäßige 
Centralmacht über beide Staaten, so erwies sich hinwider bei der 
zweiten Annahme, einer in beiden Staaten festgesetzten Parla- 
mentsherrschaft, die Krone vollständig ohnmächtig, irgend einen 
Zwiespalt der Staaten endgiltig beizulegen. In dem jetzt vor- 
liegenden dritten Falle, der in dem einen Staate die Führer- 
schaft des Parlaments, in dem anderen die der Krone vor- 
aussetzt, wird dem gemeinsamen Monarchen bei jedem Inter- 
essenconflicte zwischen den Einzelstaaten die schwierigste und 
unnatürlichste Aufgabe zufallen und zugemuthet; er kann näm- 
lich die einander entgegengesetzten Bestrebungen der Staaten 
jedesmal nur dadurch zu einem Ausgleiche fuhren, dass er den 
Forderungen des seinem Einflüsse entrückten Staates in dem 
seiner Vorherrschaft unterstehenden Staate zur Geltung verhilft. 
Einem gemeinsamen Monarchen stehen aber sicher die Völker 
seiner beiden Staaten gleich nahe, wenn auch in realunierten 
Staaten, die nur eine völkerrechtliche Einheit bilden, trotz der 
physischen Einheit der Person, die Herrscherpersönlichkeit des 
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einen Staates nicht identisch mit der des anderen Staates ist. 
Die natürliche Einheit repräsentiert hier eine rechtliche Doppel- 
heit. Ungeachtet gleichen personlichen Wohlwollens für die 
Völker soll hier aber doch der Herrscher die, seiner aus- 
schließlichen Führung unterworfene Regierung immer anweisen, 
die ersten besten Propositionen des anderen Staates, auf dessen 
Regierung und Parlament ihm jeder entscheidende Einfluss 
fehlt, im Interesse des Ganzen anzunehmen, wenn möglich 
parlamentarisch, schließlich um jeden Preis. 

Gleichsam als ob er nur an der Spitze der einen Re- 
gierung, beziehungsweise des einen Staates, stünde, soll er mit 
der parlamentarischen Regierung des anderen Staates wie mit 
einer fremden Macht verhandeln. Je vollkommener dort das 
Parlament als Organ des Volkswillens functioniert, desto voll- 
ständiger wird es dann voraussichtlich immer seine Forde- 
rungen in dem Staate mit schwachem Parlamente zur Geltung 
bringen. Dieser Zustand ist gewiss für den letzteren Staat 
höchst misslich. Derselbe muss aber auch dem einsichtsvollen 
und allen seinen Unterthanen gleich gewogenen Regenten 
selbst auf die Dauer am allerunerträglichsten werden. Es kann 
weder seinem Herzen, noch seinem Interesse entsprechen, un- 
ausgesetzt den einen Staat zu Gunsten des anderen Staates 
verkürzt zu sehen. Und noch dazu soll gerade immer der 
Staat, der seiner Vorherrschaft folgt, in allen das Inter- 
esse beider Staaten berührenden gemeinsamen Angelegen- 
heiten den Kürzeren ziehen. Nicht genug also, dass in dem Staate, 
welcher dem monarchischen Einflüsse am weitesten offen 
steht, ohnehin die moralische Verantwortlichkeit des Mon- 
archen auch am größten ist, so sehe sich der Monarch bei 
allen Interessenconflicten der Staaten indirect gezwungen, 
selbst das Meiste beizutragen, um das parlamentarische Regie- 
rungssystem zu Ehren zu bringen und gleichsam sein eigenes, 
das constitutionelle mit monarchischer Vorherrschaft, zu 
discreditieren. Jedenfalls ist es die denkbar unnatürlichste 
Lage, in die hier der gemeinsame Monarch gedrängt wird. 
Und schließlich müssen die bundesfeindlichen Parteitendenzen 
gerade in jenem der beiden Staaten, welcher vermöge der 
königlichen Vorherrschaft noch am ehesten als Mitglied 
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einer solchen Realunion geeignet schien, zu einer der könig- 
lichen Vorherrschaft selbst gefahrlichen Höhe anschwellen. 
In dem parlamentarisch regierten Staate, der zwar die größten 
Vortheile aus der Verbindung zöge, blieben übrigens gewiss 
auch genug bundesfeindliche Elemente vorhanden. Denn ein 
sich kräftig wissendes Parlament verzichtete nur ungern auf 
seine volle Selbständigkeit in Betreff jener, durch die Realimion 
gebundenen staatlichen Hoheitsgebiete. Je weiter der Kreis 
der gemeinsamen Angelegenheiten, auf die sich die Realunion 
erstreckte, gezogen wäre, ein desto häufigerer Anlass fände 
sich, nicht nur um die Unzufriedenheit hüben und drüben zu 
steigern, sondern auch um überhaupt die Unangemessenheit 
dieser Staatenverbindung zwischen wirklich constitutionellen 
Staaten augenfällig darzustellen. 

Die grundsätzlichen Verhältnisse dieses dritten Falles, der 
bei zwei dergestalt realunierten constitutionellen Staaten mit 
verschiedener Vorherrschaft eintritt, nähern sich schon unver- 
kennbar den zwischen »Osterreich« und Ungarn herrschen- 
den Beziehungen, insoweit man nämlich die bestehende 
Staaten Verbindung überhaupt unter dem Begriffe der ver- 
tragsmäßigen Realunion erfassen will. Aber die Verhältnisse 
unserer Staatenverbindung liegen in einem wichtigen Punkte 
noch durchaus nicht identisch mit jenem dritten Falle: 
sie verschieben sich noch, sowohl durch die Stellung des 
Kaisers in »Österreich«, als auch in gewisser Hinsicht in Un- 
garn, zu Gunsten der Krone, beziehungsweise zu Gunsten 
einer größeren Stabilität des Bundes, wenn auch nicht zu Gunsten 
der Völker und ihrer staatlichen Entwickelung. Und dass sich 
das heutige Österreich -Ungarn eben nicht als reine, nur völker- 
rechtliche Realunion — nach neuester Lehrmeinung ^) — erklären 
lässt, hängt zunächst mit jenem Punkte oder deutlicher: mit 
dem ganzen, vor 1867 noch giltigen ständischen System, das 
dem gegenwärtigen Zustande unmittelbar vorangieng, zusammen. 



Der in der constitutionellen Monarchie herrschende Dua- 
lismus zwischen Monarch und Parlament, von welchem schon 
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die Rede war, ist ganz anderer Art als jener, der in der 
ständischen Monarchie zwischen Herrscher und Ständen be- 
steht. Im ständischen Staat stehen auf der einen Seite die, 
durch Privileg und Herkommen befestigten wohlerworbenen 
ständischen Rechte, welche ohne Zustimmung der Landstände 
nicht abgeändert werden dürfen, auf der anderen Seite er- 
scheinen gewisse staatliche Hoheitsrechte dem Machtkreise 
des Herrschers unantastbar zugewiesen. Der Dualismus des 
ständischen Staates bewegt sich immer um diese Grenze : der 
König strebt den Umfang der ihm zustehenden Hoheitsrechte 
in der Richtung und auf Kosten der ständischen Rechte zu 
verschieben, die Stände streben umgekehrt, ihre Rechte auf 
Kosten der königlichen Prärogative zu vermehren. Innerhalb 
der jedesmal anerkannten Grenze besitzen aber die Stände 
ihre Privilegien gleichsam aus eigenem Rechte; ebenso selbst- 
verständlich übt auch der König seine anerkannten Hoheits- 
rechte in voller persönlicher Souveränetät aus. Da nun in 
einer, mit den Ständen, sagen wir zweier Staaten, vereinbarten 
Realunion, die als gemeinsam erklärten Angelegenheiten voraus- 
sichtlich stets in jedem Staate ohnehin schon innerhalb der mon- 
archischen Competenzsphäre liegen werden, so können in der 
Regel nicht leicht aus der solcherart vereinbarten Gemeinsamkeit 
zwischen den Staaten, beziehungsweise zwischen den Ständen 
dieser Staaten, Interessenconflicte entstehen, die nicht derMonarch 
vermöge der ihm in jedem Staate innerhalb seines Macht- 
bereiches zukommenden Souveränetät zu lösen vermöchte. Wie 
überflüssig wäre also hier noch die besondere Schaffung einer 
über die Staaten herrschenden Bundesgewalt! 

Daraus ersieht man auch, dass die Realunion überhaupt als 
eine eher der dynastischen als nationalen Staatenbildung ange- 
passte Staatenverbindung zu betrachten sei. Denn sie kann eben 
dort und auch nur dort auf die gesetzmäßige Begründung einer 
über den Staaten stehenden Centralmacht gefahrlos verzichten, wo 
imSinnedynastischerPolitikaufdenwichtigenstaatlichenHoheits- 
gebieten noch die Souveränetät an die Person des Monarchen 
ohnedies gebunden erscheint. Der in Wahrheit noch daselbst 
»souveräne« Monarch stellt dann selbst die Oberstaatsgewalt über 
die vereinigten Staaten dar, und macht jede ausdrückliche 
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staatsrechtliche Begründung- einer solchen vollständig über- 
flüssig und entbehrlich. Der Begriff der Realunion stammt 
darum auch nicht zufällig, sondern sehr begreiflicherweise 
aus der Zeit des ständischen Staates. Hier schuf aus einem 
einheitlichen constitutiven Act regelmäßig der ständische 
Monarch eine Art realer Union unter seinen Ländern, ge- 
wöhnlich nach Verabredung mit den Ständen und gleichsam 
zu ihrer Beruhigung, damit die absolutistische Macht des Herr- 
schers nicht mehr über die bestimmten Grenzen hinaus zum 
Schaden der Stände die Verschmelzung der Länder willkür- 
lich weiter treibe. So enthielt gewissermaßen auch schon die 
pragmatische Sanction die Begründung einer realen Union 
der habsburgischen Staaten, freilich aber keiner Realunion, 
die nur volkerrechtlicher Natur gewesen wäre, da eben noch 
der Herrscher, im Sinne des absolutistisch-ständischen Systems, 
und noch nicht der Einzelstaat an sich, im Sinne des heutigen 
constitutionellen Systems, souverän war. Auf Grund seiner 
souveränen Herrschermacht vermochte damals der Monarch 
auf allen, durch die Realunion der Länder gemeinsam er- 
klärten Gebieten ohneweiters centrale Behörden und Ein- 
richtungen, natürlich auch von, für die Länder sehr wesentlich 
staatsrechtlicher Bedeutung, zu schaffen. Die im Jahre 1867 
auf constitutioneller Grundlage neugebildete Verbindung der 
ungarischen und nichtungarischen Länder weist nun selbst 
noch die stärksten Spuren jener Anschauungen und Einrich- 
tungen auf. 

Veranlasst durch das sich im stillen Revolutionsstadium 
befindliche national gesinnte Ungarn, vollzog sich doch die 
gesammte 1867er Umwandlung der Monarchie noch unter 
dem mächtigen dynastischen Drucke, der sich natürlich in 
der Richtung des absoluten ständischen Regimes bewegte. 
Dieser Druck konnte sich umso wirksamer zeigen, als sich 
ja in den nichtungarischen Ländern die »Souveränetät« noch 
vollständig in der Person des Kaisers concentrierte. Es wirkten 
also hier an einer und derselben Stelle unverkennbar die dynasti- 
sche und die nationale Slaatenschöpfung zusammen — und, was 
da herauskam, konnte guterdings nichts anderes sein, als das 
Zwitterding einer Staatenverbindungsform. Es war keine Real- 
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Union nach absolutem ständischen Zuschnitte mehr, da das natio- 
nale Ungarn darauf bestand, dem Ganzen eine constitutionelle 
Grundlage zu geben — und es war ebensowenig eine Realunion 
rein völkerrechtlicher Natur zwischen an sich »souveränen« 
Staaten, da der Monarch einerseits »Osterreich« selbst repräsen- 
tierte, anderseits auf seine personliche Souveränetät in Betreff 
der schon durch die pragmatische Sanction anerkannten gemein- 
samenGebiete auchUngarn gegenüber nicht gänzlich verzichtete. 
Indem gleich die früheren centralisierten Behörden für die 
Verwaltung des Äußern und des Heeres, die in die neue Ver- 
bindung herüber genommen wurden, fortfungierten — hier also 
keine Neuschöpfung von Behörden eintrat — so behielten diese 
gewissermaßen doch noch zum guten Theile den aus dem Abso- 
lutismus ihnen anhaftendenCharakter »kaiserlicher «Institutionen, 
trotz aller Mühe derUngarn im Sinne jener Lehrmeinung, die jetzt 
schon in Österreich-Ungarn nur eine reine völkerrechtliche Ver- 
bindung sehen will. Es modificiert sich demnach der im Vorher- 
gehenden angeführte dritte mögliche Fall einer völkerrechtlichen 
Realunion, in welcher der eine Staat unter parlamentarischer, 
der andere unter königlicher Vorherrschaft steht, mit Bezug auf 
Österreich-Ungarn dahin, dass hier der eine nationale Staat 
noch nicht seine volle Unabhängigkeit auf den zwei, durch 
die pragmatische Sanction schon der Krone vorbehaltenen 
Gebieten, Äußeres und Heer, »factisch« erwirkt hat, wenn auch 
»rechtlich« seiner, auch diesfalls vollen Unabhängigkeit nichts 
im Wege steht, und der andere Staat als rein dynastische 
Bildung, trotz der constitutionellen Verfassung, überhaupt 
niemals zu der »Staatssouveränetät« fortschreiten kann, da er 
selbst eben auf der »persönlichen Souveränetät« des Kaisers 
ruht. Die Steiaten Verbindung »Österreich-Ungarn« befindet sich 
also zweifellos in einem ungeklärten Durchgangs- oder Uber- 
gangsstadium. Sie ist keine nur völkerrechtliche Staatenverbin- 
dung, als welche sich eine Realunion zweier wahrhaft constitutio- 
neller Staaten allerdings immer darstellen sollte, und wie auch 
die Ungarn diese Anschauung stets festhalten. Denn gerade 
selbst das »nationale« Ungarn hat im Jahre 1867 wenigstens 
factisch in Betreff der gemeinsamen Gebiete noch nicht seine 
volle Selbstbestimmung, wie sie einem modernen constitu- 
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tionellen Staate unter allen Umständen zukommt, erreicht. In 
der gegenwärtigfen gemeinsamen Verfassung finden sich auch 
demnach mit Bezug auf Ungarn noch schwache und doch 
auch deutliche Rudimente einer absoluten Stellung der Krone. 
Die 1867 erklärten gemeinsamen Angelegenheiten waren 
eben nicht das Vertragsresultat zweier frei handelnder con- 
stitutioneller Staaten, sondern eigentlich das, von Seiten des 
nationalen Ungarn, das seine unbeschränkte Souveränetät vorerst 
nur »rechtlich« durchsetzte, doch der früheren kaiserlichen All- 
macht gezwungenerweise noch »factisch« concedierte künftige 
Maximum seiner Selbstbeschränkung. Und eben wegen dieser, 
auch Ungarn gegenüber noch bestehenden Rudimente einer quasi 
kaiserlichen souveränen Obergewalt haben einzelneStaatsrechts- 
lehrer »Österreich-Ungarn« als monarchischen Bundesstaat ^) 
zu construieren versucht, natürlich sehr zur begreiflichen Ent- 
rüstung der Ungarn. Diese Construction ist auch unhaltbar, 
weil thatsächlich keine, durch die Staaten geschaffene höhere 
Bundesgewalt über Österreich-Ungarn existiert. Der Wahrheit 
entsprechender hingegen erscheint schon die allerneueste Lehr- 
meinung,^) die in der gegenwärtigen Realunion zwischen »Oster- 
reich« und Ungarn nicht nur rein völkerrechtliche, sondern zu- 
nächst in dem »Kaisertitel« und den anderen, aus dem alten Oster- 
reich übernommenen centralen Einrichtungen noch neben den 
völkerrechtlichen auch versteckte staatsrechtliche Verbindungs- 
beziehungen erkennen will. Es sind dies eben die, auch Un- 
garn gegenüber noch übrig gebliebenen Elemente einer stän- 
disch-souveränen Monarchenstellung, die sich in die 1867er 
Abmachungen auf Grund der pragmatischen Sanction herüber 
geflüchtet haben und hinter den Verfassungsformen jetzt ihre 
oft entscheidende Wirksamkeit äußern. Freilich erklärt sich 
auch wieder mit Hinblick auf das moderne constitutionelle 
Staatsrecht, das in einer »Realunion« nur mehr eine völker- 
rechtliche Staatenverbindung zugeben kann, die große Em- 
pfindlichkeit der Ungarn gegen jede Behauptung, dass in der 
heutigen Verbindung »Osterreich-Ungam« noch Momente von 
staatsrechtlicher Bedeutung zu finden wären. 

') Dantscher. 
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Ein solches Ergebnis widerpricht selbstverständlich ihrem 
Nationalgefühle, dem nur mehr ein, die volle Souveränetät be- 
sitzender moderner Constitution eller Staat gemäß sein kann. 
Und unzweifelhaft kann auch eine nationale Staatenbildung, 
als welche das heutige Ungarn nach allen Seiten hin erscheint, 
vor vollständiger Erreichung dieses Zieles nicht stille halten. 
Für die Gegenwart indes zeigt sich durch die, mit Bezug 
auf Ungarn nur mehr versteckt, mit Bezug auf »Osterreich «noch 
ganz offen erhaltene ständisch-souveräne Stellung des Kaisers 
die Staatenverbindung Österreich-Ungarn entschieden ge- 
festigter, als es eine lose völkerrechtliche Realunion auf beider- 
seits rein constitutioneller Grundlage wäre. So steht also der 
Fall Österreich-Ungarn, was seine Dauer und Festigkeit be- 
trifft, vorläufig günstiger, als jener erwähnte dritte Fall einer 
nur völkerrechtlichen Realunion mit verschiedenartiger Vor- 
herrschaft. Im übrigen ist freilich jenem dritten Falle eine nicht 
geringe Ähnlichkeit mit dem heutigen Verhältnisse zwischen 
»Osterreich« und Ungarn, natürlich zum besonderen Schaden 
des ersteren, nicht abzusprechen. 



Die Verbindung zwischen Osterreich und Ungarn erstreckt 
sich über die rechtlich gewollte Gemeinsamkeit der Dynastie 
noch hinaus auf die rechtliche Gemeinsamkeit anderer staat- 
licher Angelegenheiten, die großentheils in den natürlichen und 
historischen Verhältnissen begründet ist. 

Nach Außen sollen beide Staaten als völkerrechtliche 
Einheit erscheinen, und so sind alle Angelegenheiten, die 
sich auf das Auftreten der Staaten nach Außen beziehen, im 
Innern als »gemeinsam« vereinbart; also gemeinsam sind die 
Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten, da^ Ministerium 
des Äußeren, die diplomatische Vertretung und die Consulate, 
die Verwaltung des Heeres und der Flotte, das Reichs- 
Kriegsministerium, endlich das Finanzwesen rücksichtlich der 
gemeinschaftlich zu bestreitenden Auslagen, das Reichs-Finanz- 
ministerium und der gemeinsame Oberste Rechnungshof. Neben 
diesen ein für allemal für gemeinsam erklärten Angelegen- 
heiten haben die 1867er Ausgleichsgesetze noch eine Reihe 
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solcher bestimmt, welche nach gleichen, von Zeit zu Zeit zu 
vereinbarenden Grundsätzen zu verwalten sind: die commer- 
zi eilen Angelegenheiten, speciell die Zollgesetzgebung; die 
Gesetzgebung über die, mit der industriellen Production in 
enger Verbindung stehenden indirecten Abgaben ; die Fest- 
stellung des Münzwesens und des Geldfußes; Verfügungen be- 
züglich jenerEisenbahnlinien, welche das Interesse beiderReichs- 
hälften berühren ; endlich die Feststellung des Wehrsystems. 
Bezüglich der ersten vier Angelegenheiten dieser letzteren 
Reihe wurde ein Zoll- und Handelsbündnis zwischen beiden 
Staaten abgeschlossen, das immer von zehn zu zehn Jahren als 
fortbestehend anerkannt wird, wenn keine Kündigung eintritt. 
Bisher ist noch jedesmal, was auch vorauszusehen war, die 
Kündigung eingetreten und die dann vorgesehene Vertrags- 
emeuerung erfolgt. Immerhin hat gerade dieses jedesmalige 
Verwaltungsbündnis, dessen Abschluss nicht absolut noth- 
w^endig erscheint, den Charakter einer völkerrechtlichen Ver- 
einbarung, den eine Realunion auf constitutioneller Basis im 
Ganzen haben sollte. 

Das ungarische Ausgleichsgesetz hat sich ausdrücklich 
für den Fall des Scheiterns einer solchen Vereinbarung das 
unantastbare Verfügungsrecht des Landes auch für diesen 
Theil der Staatsaufgaben gesetzlich vorbehalten, ganz im 
Sinne des nach voller Selbständigkeit strebenden nationalen 
Staates. Hier liegt nun auch der schwache Punkt, von dem 
aus der ungarische Nationalstaat in den Kreis der gemein- 
samen Angelegenheiten, der bis jetzt noch gar wichtige 
staatliche Hoheitsgebiete umfasst, eine Bresche zu schießen, 
niemals ermüden wird. 



Österreich-Ungarn zählt also derzeit im allgemeinen zu den 
> organisierten« Staaten Verbindungen mit juristischem Charakter. 
Da dauernde Beziehungen der Glieder aufrecht erhalten werden 
sollen, so bedarf eben die Verbindung auch einer Organisation, 
mittelst welcher die, aus dem Gemeinschaftsverhältnisse sich 
ergebenden Zwecke verwirklicht werden. Je umfangreicher 
das Gemeinschaftsverhältnis von Staaten ist, eine desto aus- 
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gebildetere und festere Org^anisation der Gemeinschaft setzt 
sie im Grunde voraus. Gerade soweit die Verbindung* der 
beiden Staaten einem volkerrechtlichen Verhältnisse, gleich 
einer Realunion, entspricht, kann sie ihre Zwecke nur in dem 
Maße, als sie sich eine festgefugte Organisation geschaffen 
hat, mit Sicherheit erreichen. Das Organisierte enthält gleich- 
sam die beste Garantie für die Dauer und fiir die Verwirk- 
lichung des Zweckes jeder Staatenverbindung. Dort, wo 
einem Gemeinschaftsverhältnisse keine feste Organisation er- 
richtet ist, droht immer die Gefahr seiner Entartung — ent- 
weder geht die Vereinigung mit der Zeit überhaupt in die 
Brüche oder sie drückt den politisch Schwächern immer 
tiefer herab, bis sich derselbe schließlich gänzlich in dem 
Organismus des Stärkeren auflöst. 

Nun fallt schon auf den ersten Blick auf, dass die so 
viele gemeimsame Angelegenheiten umfassende Verbindung 
zwischen Osterreich und Ungarn keine genügend breite und 
feste Organisation besitzt. Es hängt dies natürlich wieder mit 
dem Widerstände des constitutionellen Ungarn zusammen, 
sich als souveräner Staat in seiner Bewegungsfreiheit zu sehr 
durch vorhandene gemeinsame Institutionen beschränken und 
hemmen zu lassen. 

Die UnVollständigkeit der Organisation einer Staaten- 
verbindung kann nur an den, von ihr unbedingt angestrebten 
Zwecken, inwieweit jene zur Erfüllung dieser die Garantie 
enthalte, geprüft werden. Das Auftreten beider Staaten nach 
Außen als vollständige Einheit war nun unbedingt der Haupt- 
zweck der Vereinigung ; es war die Richtschnur für die Fest- 
setzung des Umfanges der gemeinsamen Angelegenheiten. 
Die 1867er Organisation wurde aber gänzlich im Sinne einer 
bloß völkerrechtlichen Realunion zwischen zwei souveränen 
Staaten vereinbart. Die besondere Stellung der Krone, von 
der früher die Rede war, kommt nirgends offen wegen des 
»nationalen« Ungarn zum Vorscheine. 

In einer Realunion auf constitutioneller Grundlage 
können sich freilich die souveränen Staaten nur mittelst Ver- 
trages vereinigen, so dass die gemeinsam ausgeübten Hoheits- 
rechte nicht Ausfluss einer selbständigen Central-Staatsmacht, 
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sondern nur einer, mit delegierter Macht ausgerüsteten »Social- 
gewalt sind. ') Da hier die Staaten souverän sind und bleiben 
sollen, so muss jeder Staat de jure die ganze Fülle der 
Hoheitsrechte behalten. Wenn auch ein Theil dieser Hoheits- 
rechte durch gemeinsame Organe und Acte verwaltet wird, 
damit nach Außen die einzelnen Staatswillen nie gesondert 
erscheinen, so hat doch jeder Staat de jure nur seine eigene 
Vertretung nach Außen, seine eigene Armee und seine eigenen 
Finanzen. Denn zwei gegeneinander selbständigeStaa^en machen 
durch Vertrag staatliche Organe und Institute nur auf die 
Weise zu gemeinsamen, dass dieselben physischen Per- 
sonen und Objecte einen rechtlich doppelten Charakter 
erhalten. Unus homo plures sustinens personas. Jedes der 
gemeinsamen Organe ist als gleichzeitig dem Organismus 
jedes der Staaten angehörig zu denken. Diese Fiction 
w^urde auch in der 1867er Verfassung zur scheinbaren Wah- 
rung . der vollen Selbständigkeit Ungarns äußerlich fest- 
gehalten. Hiemach erscheint der Kaiser von Osterreich nicht 
mehr rechtlich identisch mit dem Könige von Ungarn; eben- 
sowenig ist die staatsrechtliche Doppelstellung des gemein- 
samen österreichisch-ungarischen Ministeriums und der gemein- 
samen Armee zu bezweifeln. Insoweit nun durch die physi- 
sche Einheit der Subjecte und Objecte die dualistische Natur 
dieser gemeinsamen Organe nach Außen vollständig ver- 
schwindet, entspricht auch diese Organisation ganz und gar 
dem Bundeszwecke der völkerrechtlichen Einheit. Anders 
stellt sich die weitere Organisation nach Innen zu dar, wo 
es gilt, die Bedingungen zur Erhaltung und Ausführung jener 
Gemeinsamkeit durch Übereinstimmung der beiden Staats- 
willen zu sichern. Hier zeigt sich dieselbe in ihrem vollen 
dualistischen Lichte als höchst lückenhaft und locker. Da 
stehen zunächst den gemeinsamen Ministerien die beider- 
seitigen Delegationen als gesetzgebende Körperschaften für 
die gemeinsamen Angelegenheiten gegenüber. Da es keine 
österreichisch-ungarische Central gewalt gibt, so kann es folge- 
richtig auch keine österreichisch-ungarischen Gesetze geben, 

^) Vgl.: Dr. Georg Jellinek, Die Lehre von den Staatenver- 
bindungen, und: Dr. Franz v. Juraschek, Personal- und Realunion. 
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sondern nur österreichische und ungarische, die allerdings, 
soweit sie sich auf die gemeinsamen Angelegenheiten be- 
ziehen, aus den Delegationen, die eben der, für ein gemein- 
sames Handeln unerlässlichen Willenseinigung dienen, als 
gleichlautende hervorgehen. In Ungarn und auch in > Oster- 
reich c sollen, als der Form nach modernen Verfassungsstaaten, 
den Parlamenten die gesammte Gesetzgebung für alle Zweige 
der Gesetzgebung und die Controle aller Regierungs- und 
Verwaltungshandlungen zukommen, somit auch das Gesetz- 
gebungsrecht für die gemeinsamen Angelegenheiten. Die 
Delegationen werden also von den Parlamenten creiert, sie 
repräsentieren die Parlamente. 

Aber da sie weder durch Instructionen gebunden, noch 
ihren Wählern Rechenschaft schuldig sind, so stellen sie 
nicht einfache Ausschüsse der Parlamente, sondern selbst 
secundäre Organe zweiter Ordnung vor. Die Parlamente selbst 
sind unmittelbare, aber auch schon secundäre Organe; ihr 
Wille gilt als Volkswille, als Wille des, durch sie darge- 
stellten primären Organs, nämlich des durch das Wahlrecht 
organisierten Volkes. So wie sich dzis Parlament als reprä- 
sentatives Organ zum Volke, dem primären Staatsorgane, 
verhält, verhalten sich nun die Delegationen je zu ihren Par- 
lamenten: sie sind die Repräsentanten von Repräsentanten. 
Dieses Institut der Delegationen, bei welchem die jedesmalige 
Übereinstimmung durch allenfallsige gemeinschaftliche Ab- 
stimmung (§31) gesichert erscheint, ist im Ganzen dem dua- 
listischen Charakter der Staatenverbindung wohl fürs erste 
nicht übel angemessen. 

Freilich hängt die jedesmalige physische Existenz der 
Delegationen von dem richtigen Function ieren ihrer Creations- 
Organe, der Parlamente, ab, was in »Osterreich« — wie die jüngste 
Erfahrung schon lehrt — mitunter in Frage steht und die Zuver- 
lässlichkeit der Organisation nicht unwesentlich schmälert. Aber 
auch die rechtliche Existenz der Delegationen überhaupt hängt 
nicht von ihnen selbst ab, sondern von dem guten Willen ihrer 
Creationsorgane. Die Parlamente sind nämlich nach lit. o, § 1 1 
des Gesetzes vom 2i.December 1867, wodurch das Grundgesetz 
über die Reichs Vertretung vom 26. Februar 1861 abgeändert 



Die Verbindung der Staaten seit 1867. 119 



wurde, beziehung-sweise nach dem XII. ungarischen Gesetzes- 
artikel, gar nicht verpflichtet, die Delegationen zu creieren. 
Nach jener Litera, beziehungsweise jenem XII. Gesetzesartikel, 
fallt dem Reichsrathe, respective Reichstage, die Gesetzgebung, 
auch betreffend die Form der Behandlung der durch die Verein- 
barung der Staaten als gemeinsam festgestellten Angelegenheiten 
zu. Die Parlamente entscheiden somit über Sein und Nichtsein 
der Delegationen: sie können den Wirkungskreis der Delegationen 
einfach an sich ziehen, indem sie die Form der Behandlung an- 
ders bestimmen z. B. auf die Art, dass eben die Parlamente un- 
mittelbar miteinander in Verhandlung zu treten haben. Jedenfalls 
erscheint hierdurch schon die ganze Organisation des Delegations- 
institutes als keine allzufeste, denn die rechtliche Möglichkeit 
der jederzeitigen Abschaffung bleibt den Parlamenten offen. 

Anderseits ist klar, dass gerade die Bildung der De- 
legationen nicht nur jede Möglichkeit einer parlamentarischen 
Regierung, sondern auch jeden intensiveren constitutionellen 
Einfluss auf dem Gebiete der allgemeinen gemeinsamen An- 
gelegenheiten ausschließt. Nachdem die gemeinsamen Minister 
— einer nur völkerrechtlichen Realunion gemäß — einen 
doppelten staatsrechtlichen Charakter tragen sollen, so zeigt 
sich schon hierdurch die Unmöglichkeit eines beiderseits 
parlamentarischen gemeinsamen Ministeriums. Außerdem 
können ja auch die beiden gesonderten Delegationen bei den 
großen Parteiunterschieden in beiden Staaten niemals eine 
einheitliche Majorität erzielen. Es offenbart sich eben auch 
von dieser Seite, dass eine bloß völkerrechtliche Realunion 
ihrem Wesen nach den Constitutionalismus, der immer auf 
irgend eine Art zur parlamentarischen Regierungsweise ten- 
diert, widerspricht. Die Gebiete, welche eine solche Real- 
union umfasst, bleiben doch mehr oder weniger allein dem 
monarchischen Einflüsse unterstellt. 

Wenn auch durch Delegationen oder eine ähnliche Ein- 
richtung eine secundäre parlamentarische Wirksamkeit bis zu 
jenen allgemeinen Gebieten reicht, so ist dieselbe jedenfalls so 
sehr verdünnt, dass sie kaum mehr Spuren eines wahren Volks- 
willens enthält; obendrein gestaltet sich jede gemeinsame 
Äußerung zweier gesonderter Staatswesen mit verschiedenen 
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Interessen und Parteienverhältnissen, die sich gegenseitig 
kreuzen und hemmen, an sich schon möglichst kraftlos und 
unwirksam. Von solchen zwei secundären Staatsorganen 
zweiter Ordnung, die einander gegenüberstehen, ist keine 
wesentliche Einschränkung der monarchischen Gewalt zu er- 
warten. 

Freilich üben nach § 16 des Gesetzes vom 21. De- 
cember 1867 die Delegationen auch das Recht aus, das ge- 
meinsame Ministerium zur Verantwortung zu ziehen. Aber die 
Anklage wird erst rechtskräftig, wenn sie gleichzeitig von jeder 
Delegation abgesondert oder in einer gemeinschaftlichen 
Plenarsitzung beider Delegationen beschlossen wird, was 
jedenfalls die erfolgreiche Ausübung des Anklagerechtes be- 
deutend erschwert. Wohl hätte das Wesen einer völkerrecht- 
lichen Realunion, bei der das gemeinsame Ministerium in 
seiner Doppelstellung dem Organismus jedes Sonderstaates 
eingefügt gedacht wird, verlangt, dass jede Delegation fiir sich 
schon die Anklage rechtskräftig erheben könne. Übrigens ist 
das im § 1 8 eben desselben Gesetzes versprochene eigene Gesetz 
über die Verantwortlichkeit des gemeinsamen Ministeriums, 
das die näheren Bestimmungen über die Anklage, das Ver- 
fahren und das Erkenntnis feststellen sollte, noch heute aus- 
ständig, und somit dieses ganze Recht der Ministeranklage 
illusorisch, obwohl bei einem so zahmen Vertretungskörper, 
wie es die Delegationen sind, ohnehin außerordentlich haar- 
sräubende Gesetzesverletzungen des gemeinsamen Ministeriums 
hätten vorfallen müssen, ehe einmal der Versuch der Aus- 
übung dieses Rechtes unternommen worden wäre. 

Also trotz der §§ 16 und 17 jenes 1867er Gesetzes ist 
der Monarch auf den, durch die Union festgesetzten Gebieten 
gemeinsamer staatlicher Thätigkeit durchaus nicht im consti- 
tutionellen Sinne eingeschränkt; es ist ihm hier kein engbe- 
grenzter Raum persönlicher, keiner Verantwortlichkeit unter- 
liegender Thätigkeit gegeben. Die Delegationen sind kein 
gesetzbeschließendes und controlierendes Parlament, sondern 
sie sind zwei, je von einem Parlamente creierte Organe, die 
einander in wichtigen Fällen selbst in Schach halten. Zwischen 
diesen und der gemeinsamen Regierung kann sich niemals 



Die Verbindung der Staaten seit 1867. 121 



ein Verhältnis, wie das vom Parlament und Ministerium im 
constitutionellen Staate, herausbilden. Hinter dem scheinbar 
constitutionellen Deleg-ationsinstitut bleibt doch so ziemlich 
Alles der mittelbaren oder unmittelbaren Initiative und Ent- 
scheidung der gemeinsamen Krone überlassen. Auch das 
nationale Ungarn vermag dergestalt hier keinen oder nur sehr 
geringen Einfluss zu gewinnen. 

Nistet somit unter der festen Organisation des Delegations- 
institutes noch versteckt Etwas von dem traditionellen Absolutis- 
mus, der immer in der Vertretung nach Aufien und in der Führung 
des Kriegswesens ganz unbeschränkt war, so kommt derselbe 
dagegen in dem § 3 der 1867er Gesetze, der gar keine feste 
Organisation schafft, ganz deutlich zum Ausdrucke, allerdings 
wieder unter der Form eines sonst unbegreiflichen Wider- 
spruches. Dieser § 3 bestimmt nämlich, dass die Kosten der 
gemeinsamen Angelegenheiten nach einem Verhältnisse, das 
die beiderseitigen Vertretungskörper (am Wege von Deputa- 
tionen) von Zeit zu Zeit festsetzen, zu tragen sind. Auf 
diesem Wege ist aber bei Differenz der Quotendeputationen, 
beziehungsweise der Vertretungskörper, eine schließliche Eini- 
gung nicht sicher gestellt. Sieht dies nun nicht wie eine 
Anomalie aus? 

Einerseits erklärt man, Armee, Marine, Botschaften, 
Consulate u. s. w. als ein für allemal gemeinsam, und setzt 
zur Ausübung des Budgetsrechtes über dieselben wenigstens 
formell gehörig functionierende Organe, wie es die Delega- 
tionen sind, ein; anderseits aber überlässt man die, zu ihrer 
Erhaltung nothwendige Bestimmung der Beitragsquoten einem, 
nicht immer zur Einigung führenden Modus der Vertretungs- 
körper selbst. Zur Aufbringung der Kosten hält man also eine 
besondere, zuverlässlich functionierende gemeinsame Organisa- 
tion nicht für nothwendig. 

Der letzte Absatz des § 3 offenbart nun den Grund, 
warum hier überhaupt auf eine zuverlässliche Organisa- 
tion verzichtet wurde. Wird nämlich zwischen beiden 
Vertretungen kein Übereinkommen erzielt, so bestimmt der 
Kaiser dieses Verhältnis; jedoch nur für die Dauer eines 
Jahres. Dieser wichtigste Punkt der Kostenvertheilung ist im 
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Streitfalle also in letzter Instanz jeder Art parlamentarischer 
Entscheidung entrückt und ausschließlich dem souveränen Er- 
messen des Kaisers anheimgestellt. Die Termingrenze eines 
Jahres ist keine meritorische Beschränkung des kaiserlichen 
Entscheidungsrechtes, sondern nur eine formale: solange ein 
Übereinkommen nicht zustande kommt werden eben auf diese 
Art von Jahr zu Jahr die Quoten festgesetzt. 

Hier handelt der gemeinsame Monarch nicht als Herr- 
scher der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
oder als Herrscher Ungarns, sondern allein als quasi »Reichs- 
oberhaupt«, man könnte sagen, als eine Art »Reichsorgan«. 
Hier tritt ein kaiserliches Machtwort an Stelle jeglicher 
bundesartigen Organisation. In diesem scheinbaren Auskunfts- 
mittel obsiegt die unbeschränkte monarchische Gewalt allem 
constitutionellen Zwange; hier steht die kaiserliche Macht 
thatsächlich als Centralmacht über beiden Staaten, deren Ver- 
hältnis dadurch allein schon aufhört, ein rein völkerrecht- 
liches zu sein. Gewiss dient diese Wendung besser einem 
dauernden Bestände der Staatenverbindung als jede Organi- 
sation, die aus einem bloß völkerrechtlichen Verhältnisse heraus 
hätte erdacht werden können. Keine solche hätte die Mög- 
lichkeit eines gefahrlich anschwellenden Quotenstreites, der 
schließlich den Bund zersprengte, gänzlich vermieden. Aber 
dieses Auskunftsmittel war in letzter Instanz doch nur mög- 
lich, durch die Behauptung einer noch »persönlichen Souve- 
ränetätsgewalt« des Kaisers, die im Principe sowohl demCon- 
stitutionalismus an sich, als dem Wesen einer rein völker- 
rechtlichen Realunion (eben auf Constitution eller Grundlage) 
entschieden widerspricht. 



Bietet die Lücke der Organisation über die Festsetzung 
der Beiträge zu den gemeinsamen Auslagen noch ein sicht- 
liches Refugium der ständisch-absoluten Gewalt, so bedeutet 
dafür ein anderer Mangel der Verbindungsorganisation beider 
Staaten, der schon in nächster Zeit verhängnisvoll zu werden 
droht, offenbar einen Triumph des »nationalen« Ungarn, dessen 
constitutioneller Geist naturgemäß jeder festen, seine Be- 
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weg-ungsfreiheit hemmenden Organisation auf das kräftigste 
widerstrebte. 

Für alle im § 2 (des 8. Gesetzes vom 21. December 1867) 
aufgezählten Gegenstände, die zwar nicht gemeinsam ver- 
waltet, jedoch nach gleichen, von Zeit zu Zeit zu verein- 
barenden Grundsätzen behandelt werden sollen, worunter vor 
Allem die ganze Zollgesetzgebung gehört, wurde überhaupt 
keine besondere Organisation, die eine jedesmalige Einigung 
über die gemeinsamen Grundsätze verbürgen würde, noth- 
wendig befunden. Diesfalls setzen sich Reichsrath und 
Reichstag in unmittelbares Einvernehmen, und § 36 (8. Gesetz 
vom 21. December 1867) bestimmt bloß den Vorgang, welcher 
zur Vereinbarung jener »gleichen Grundsätze« einzuhalten 
ist. Entweder haben nämlich die verantwortlichen Ministerien 
im gemeinschaftlichen Einvernehmen einen Gesetzentwurf aus- 
zuarbeiten und den betreffenden Vertretungskörpern beider 
Theile zur Beschlussfassung vorzulegen und die übereinstim- 
menden Bestimmungen beider Vertretungen dem Kaiser zur 
Sanction zu unterbreiten, oder es haben die beiden Vertretungs- 
körper, jeder aus seiner Mitte, eine gleich große Deputation 
zu wählen, welche unter Einflussnahme des betreflFenden Mini- 
steriums einen Vorschlag ausarbeitet. Der betreffende Vor- 
schlag wird dann durch die Ministerien dem entsprechenden 
Vertretungskörper mitgetheilt, von demselben ordnungsmäßig 
behandelt und die übereinstimmenden Beschlüsse beider Ver- 
tretungen werden dem Kaiser zur Sanction unterbreitet. 

Der zweite Vorgang ist speciell bei der Vereinbarung 
über das Beitragsverhältnis zu den Kosten der gemeinsamen 
Angelegenheiten einzuhalten. 

Die Beschreibung dieser beiden Vorgänge ist Alles, was 
vorgesorgt wurde, um die so nothwendige Vereinbarung über 
die nach gleichen Grundsätzen zu behandelnden Gegenstände 
zuwege zu bringen. Wie wenig die Einhaltung des einen 
oder anderen Vorganges aber geeignet ist, eine schließliche 
Einigung zu sichern, ist schon hinlänglich offenbar geworden. 
Und wenn kein übereinstimmender Beschluss zustande kommt, 
so ist kein Mittel mehr gegeben, eine Gleichartigkeit der 
Gesetzgebung und des Vorgehens der beiderseitigen Regie- 
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rungen zu erzielen oder zu erzwingen. Die Staaten regeln 
dann die betreffenden Angelegenheiten ganz unbekümmert um 
einander. 

Der Widerspruch ist in die Augen springend : rechtlich 
soll immer eine Gleichheit bestehen; da aber nichts Zuver- 
lässliches zur Herstellung dieser Gleichheit vorgesorgt ist, 
braucht thatsächlich diese Gleichheit durchaus nicht immer 
eintreffen. Die Vereinbarungen sind der Hauptsache nach 
nur zufalliger und nicht — wie eigentlich zu verlangen ge- 
wesen wäre — nothwendiger Art; ihre Dauer bleibt ganz 
unverbürgt. 

Dieser auffallende Mangel einer, die jedesmalige Einigung 
garantierenden Organisation stellt aber sichtlich auch von 
Fall zu Fall den Hauptzweck der ganzen Staatenverbindung, 
die unbedingte Aufrechthaltung der volkerrechtlichen Einheit 
der Monarchie, in fVage. Es ist leicht einzusehen, dass die 
Einheit der Monarchie nach Außen, dieses erste und letzte 
Ziel der Verbindung, unmöglich vollständig erhalten bleiben 
kann, wenn einmal die Erzielung der »gleichen Grundsätze« 
in der Zollgesetzgebung versagen würde. 

Bildete jeder Staat ein eigenes Zollgebiet, hätte jeder 
seine eigene Zollgesetzgebung, so müsste folgerichtig auch 
jeder seine eigenen Handelsverträge mit den auswärtigen 
Staaten schließen. Eine gemeinsame Vertretung nach Außen 
wäre dann schon der Form nach unzulässig, jeder Theil müsste 
seine eigenen geschäftsführenden Organe besitzen. Aber gieng 
auf diese Weise jeder Staat seine eigenen Wege in der Zoll- 
gesetzgebung, so wäre endlich auch der Fall nicht ausge- 
schlossen, dass der eine oder andere Theil mit fremden Staaten 
in eine innigere Zollunion, die schon eine Art politisches 
Bündnis nach sich zöge, treten würde. Jedenfalls läge dann 
auch ein Zollkrieg zwischen Österreich und Ungarn im Be- 
reiche der Möglichkeit. Der Trennung auf zoUpolitischem 
Gebiete würde also bald eine mehr oder weniger versteckte 
Trennung auf dem politischen Gebiete folgen. 

Die Handelspolitik ist derzeit zum wichtigsten Theile der 
äußeren Staatspolitik geworden. Die Frage, wie vergrößere 
ich mein Einkommen, läuft für jeden Staat heute fast schon 
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in die Frage aus, wie vergrößere ich meine Macht, damit ich 
mehr Einkommen erlange. Und die deutliche Beantwortung 
dieser Frage ist heutzutage nur zu oft von kräftigen Aus- 
einandersetzungen mit anderen Staaten begleitet. 

Die handelspolitischen Interessen spielen gegenwärtig 
schon eine zu große Rolle im Leben der Staaten, als dass sie 
noch von den rein politischen Beziehungen auf die Dauer 
gänzlich zu isolieren wären. Umso dringender bedurften darum 
auch diese, so außerordentlich bedeutungsvollen Zoll- und 
Handelssachen, die mit dem Hauptzwecke der Union, der 
volkerrechtlichen Einheit der Monarchie, innig zusammen- 
hängen, einer Organisation, welche die hier sich gegenüber- 
stehenden zwei Staatswillen stets in gleichlautende zu ver- 
wandeln vermocht hätte. 



Steht also der Theil der Union, der sich auf die, nach 
gleichen Grundsätzen zu behandelnden Gegenstände bezieht, 
auf äußerst schwachen Füßen, indem ihm eine Organisation, 
die eine dauernde Garantie für die Erreichung dieses Zweckes 
der Staatenvereinigung gewährte, abgeht, so hat es fast den 
Anschein, als ob der Inhalt der 1867er Abmachungen dem- 
nächst einmal leicht um diesen Theil verringert werden 
konnte. Drohungen und Weissagungen in diesem Sinne 
lassen sich hüben und drüben oftmals genug vernehmen. 
Außerdem zeigt sich ja thatsächlich stets vor Erneuerung des 
diesbezüglich zu schließenden Handelsbündnisses über diese 
Gegenstände ein solcher Widerstreit der Anschauungen, 
dass eine friedliche Uberbrückung unmöglich erscheint. 
Nur durch Sieg des einen »gewissen« und Niederlage des 
anderen »gewissen« Staates kann der Ausgleich jedesmal 
finalisiert werden. Und dann fließt selbstverständlich die 
Quelle der Erbitterung, die den beständig »erliegenden« Theil 
gegen den beständig »siegenden« erfüllt, umso ausgiebiger fort. 
Also endlich — denkt man — müsse es auf diese Art zum 
Bruche kommen: an dieser schwachen Stelle, an der es keine 
Bundesorganisation gibt, die die widerstreitenden Anschau- 
ungen, ehe sie sich zu einem einheitlichen Willen zu con- 
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centrieren haben, gehörig ausgleicht, werde die Union ausein- 
anderreißen. 

Und doch ist dieser Schluss theilvveise ein Fehlschluss : 
er stützt sich nur auf die formale Wahrscheinlichkeit, 
dass zwei scheinbar nur völkerrechtlich unierte Staaten nach 
Übereinkunft den Inhalt ihres Bundesvertrages erweitern 
oder verengem können : er übersieht aber, dass zwei Staaten 
einer nur völkerrechtlichen Union, bei welcher die Auf- 
lösung oder Umgestaltung ihrer Vereinigung aus Eigenem 
möglich wäre, unbedingt auch zwei constitutionelle Staaten, 
womöglich beide mit parlamentarischer Regierung sein müssten. 
Gerade an der rechtlichen Gemeinsamkeit der Herrscher- 
persönlichkeit und ihrer noch fortdauernden ständisch-abso- 
luten Prärogativen in »Osterreich«, in sehr beschränktem 
Umfange auch in Ungarn, findet jede Wandelbarkeit des Ver- 
hältnisses unserer beiden Staaten, die nicht von der Krone selbst 
ausgeht^), eine schwer verrückbare Grenze. Die europäische 
Rang- und Machtstellung des habsburgischen Herrscherhauses 
stützt sich gegenwärtig mehr als je auf die Dauerhaftigkeit 
und Festigkeit der zwischen »Osterreich« und Ungarn 
bestehenden Union; dem Auslande gegenüber darf sich der 
Kaiser von Österreich in Nichts von dem Könige von Ungarn 
unterscheiden. Es muss darum auch die völkerrechtliche Ein- 
heit der Monarchie auf handelspolitischem Gebiete um jeden 

*) Gewisse Politiker und auch politische Tagblätter ventilieren 
oft die Frage der Umwandlung Osterreich Ungarns in eine Personal- 
union. Hier läuft aber jedesmal eine Unkenntnis des heutigen 
staatsrechtlichen Begriffes der Personalunion unter. Diese Conjec- 
turalpolitiker glauben eben, dass die auf die bloße Gemeinsamkeit 
des Herrschers reducierte Realunion von selbst zur Personalunion 
werde. Damit wäre aber durchaus noch nicht der Übergang der 
Realunion in die Personalunion erreicht. Die Personalunion 
beginnt erst nach der Verwandlung des rechtlich gemeinsamen 
Monarchen in einen zufällig gemeinsamen. Also erst wenn auch 
die gleiche, durch die pragmatische Sanction vereinbarte Thronfolge- 
ordnung aufgehoben werden würde und die Herrscher in Österreich 
und Ungarn nur zufällig und deshalb vorübergehend dieselben 
wären, dann gäbe es eine Personalunion. Und dieser Fall ist doch 
so unwahrscheinlich, dass man ihn füglich als unmöglich bezeich- 
nen kann. 
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Preis gewahrt bleiben; eine Trennung auf diesem Gebiete 
würde die gemeinsame Vertretung nach Außen durch- 
brechen. 

Und wenn einmal der ursprünglich festgesetzte Umfang 
der Gemeinsamkeit zwischen den Staaten um ein so wichtiges 
Gebiet verkleinert werden würde, dürften bald auch die 
bundesfeindlichen Parteien, besonders in dem nach voller 
»souveräner« Unabhängigkeit strebenden »nationalen« Ungarn, 
an einem anderen Verbindungselemente, an der gemeinsamen 
Armee, rütteln: der gesammte Inhalt der Verbindung käme 
dann unzweifelhaft allmählich ins Schwanken. Es ist demnach 
die Erhaltung des gemeinsamen Zollgebietes, beziehungs- 
weise das Zustandekommen des bezüglichen Zoll- und Handels- 
bündnisses zwischen den Staaten, ein dynastisches Interesse 
allerhöchsten Grades, abgesehen von den allgemeinen Vor- 
theilen, die den Staaten selbst daraus erwachsen. 

Unbedingt muss sich hier die Krone voll und ganz jedesmal 
für das Gelingen des Ausgleiches einsetzen ; und gerade weil es 
an einer wirkungsvollen Organisation, welche die Ausgleichung 
der staatlichen Gegensätze von selbst besorgte, gebricht, muss 
der Einfluss und das Eingreifen der Krone umso intensiver 
sein. Obwohl nun in beiden Reichshälften Parteien existieren, 
die das Zoll- und Handelsbündnis principiell bekämpfen, so 
ist es doch vorerst nur in Ungarn noch die eine kleine Minorität 
repräsentierende Unabhängigkeitspartei, die als Folge der 
politischen Selbständigkeit des Landes auch die Selbständigkeit 
des ungarischen Zollgebietes fordert. Diese Partei verlangt über- 
haupt in richtiger »constitutioneller« Logik die Aufhebung 
jeglicher, über die Person des Herrschers hinausgehenden Ge- 
meinsamkeit. Sie allein steht auf dem Standpunkte des modernen 
souveränen Staates, der sich in seiner Bewegungsfreiheit auf 
keinem seiner Hoheitsgebiete, am allerwenigsten auf den so 
wichtigen, welche die heutige Staatenverbindung als »gemei n- 
same« umgrenzt, fesseln lassen darf. Sie erkennt die Un- 
vereinbarkeit des constitutionellenPrincipes und einer fest orga- 
nisierten monarchischen Realunion; sie erkennt, wie auf allen, 
von der Union umschlossenen Gebieten die sonst feststehende 
Vorherrschaft des ungarischen Parlaments dem Monarchen 
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gegenüber nicht mehr zur Geltung kommt. Dieser unleug- 
baren Thatsache wegen kann der ungarische constitutionelle 
Nationalstaat die derzeitige Staatenverbindung nicht acceptieren 
und darf nicht eher ruhen, als bis seinem alleinigen souve- 
ränen Ermessen alle Gebiete staatlicher Thätigkeit gebürend 
unterworfen sind. 

Diese Partei anschauung, so unanfechtbar theoretisch sie 
gerade mit Hinblick auf den modernen Staatsbegriff ist, hat 
vorläufig noch keine Aussicht durchzudringen. Die Regierung 
und ihre Verantwortlichkeit besitzt gegenwärtig die große 
liberale Partei, die über eine überwältigende Majorität im 
Lande verfügt. Ihre klugen und verantwortlichen Staats- 
männer verschließen sich zwar durchaus nicht jener constitutio- 
nellen unanfechtbaren Theorie; nur widersetzen sie sich — 
selbstverständlich wenn ihre Forderungen hüben durchgehen 
— vorerst aus Erwägungen der Zweckmäßigkeit und Vor- 
sicht der Auseinanderreißung des Zollgebietes. Sie sind 
nicht sicher, ob nach Errichtung des eigenen Zollgebietes 
ihnen so schnell der Abschluss eines neuen, für Ungarn 
günstigen Handelsvertrages mit »Österreich« gelingen würde. 
Es wäre ein Schritt ins Dunkle. Angesichts der geographischen 
Lage Ungarns, welches von Mitteleuropa durch die öster- 
reichischen Länder getrennt ist, kann auch mit Recht besorgt 
werden, dass nach der Trennung des Zollgebietes der diesseitige 
Reichsrath einem handelspolititisch selbständigen Ungarn nicht 
wenige Schwierigkeiten bei dem Abschlüsse neuer Handelsver- 
träge mache. »Osterreich« konnte Ungarn nicht nur seine eige- 
nen Grenzen verschließen, sondern ihm auch den Verkehr mit 
Deutschland und dem Westen erschweren, vielleicht ganz 
unmöglich gestalten. Im Osten hätte Ungarn überhaupt 
geringen Absatz für seine Erzeugnisse zu hoffen ; selbst über 
Fiume und Saloniki dürfte es keine hinreichende Ausfuhr 
finden. Und auch Osterreich käme dann wahrscheinlich als 
Abnehmer für ungarische Bodenproducte nicht mehr in Betracht, 
da es infolge der billigen Frachtsätze seinen Getreidebedarf 
nicht mehr in der Nähe kaufen, sondern aus Fern her jeder- 
zeit decken könnte. Überdies scheint derzeit sogar der Ab- 
schluss günstiger Handelsverträge zwischen einem selb- 
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ständigen ungarischen Zollgebiete und anderen Staaten fraglich 
oder wenigstens schwierig, wenn Ungarn sich dabei zugleich 
eine eigene Industrie schaffen wollte. Denn mit etwaigen 
Schutzzöllen auf seine Industrieartikel entzöge Ungarn wieder 
den anderen Staaten die Möglichkeit, dass sie in die Lage 
kämen, den ungarischen Bodenproducten günstige Absatz- 
chancen einzuräumen.^) 

Es hält also auch die liberale Partei in Ungarn zwar die 
Gemeinsamkeit des Zollgebietes nicht für etwas unbedingt zu 
Erhaltendes, sondern, im Gegentheile, die Errichtung der Zoll- 
schranken zwischen den Staaten nur für eine Frage der Zeit, 
obwohl sie sehr gut weiß, dass die wirtschaftliche Trennung 
nothwendig auch politische Rückwirkungen äußern und die 
Trennung der politischen Gemeinsamkeit auf den anderen 
Reichsgebieten vorbereiten werde. Aber sie glaubt vorläufig 
noch das gemeinsame Zollgebiet im Interesse Ungarns gelegen, 
besonders, wenn des letzteren specielle Interessen von der 
anderen Seite eine »billige Schonung« (sie) erfahren. Er- 
füllt sich freilich einmal die, auch von der ungarischen 
Regierungspartei als unerlässlich für das gemeinsame Zoll- 
gebiet anerkannte Bedingung, dass Ungarns »gerecht- 
fertigte« Forderungen in dem gemeinsamen Zolltarif volle 
Berücksichtigung finden, nicht, so müsse unaufschiebbar die 
Schaffung des eigenen Zollgebietes eintreten. 

Ungeachtet dessen nun, dass das gemeinsame Zollgebiet 
bis jetzt Ungarn mehr zum Vortheile gereichte als Österreich,^) 

^) Welche Perspective würde sich einer, von Osterreich durch 
Zollschranken getrennten ungarischen Bodenproduction erst eröffnen, 
wenn der jetzt publicierte deutsche Zolltarifentwurf wirklich eine pro- 
tectionistische Ära in Deutschland einzuleiten bestimmt ist. Dann würde 
Ungarn nicht nur der Rest des einst so umfangreichen Exports an Getreide 
und Vieh nach Deutschland entzogen werden, sondern anderseits 
müssten Russland und Rumänien den, durch agrarische Schutzzölle 
von Deutschland abgesperrten Dberschuss ihrer Ernten nach Oster- 
reich zu ergießen trachten. Für welche Gegenconcessionen in Betreff 
der Einfuhr österreichischer Industrieerzeugnisse wären dann die 
genannten Staaten nicht zu haben? 

^) Und steht Deutschland wirklich am Beginne einer protectio- 
nistischen Ära, dann benöthigt ja Ungarn das gemeinsame Zollgebiet 
in Zukunft erst recht. 

▼. Offermann, Das VerhSItnis Ungarns zu aOsterreich«. 9 
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da eben in den Zoll- und Handelsbündnissen den ungarischen 
Wünschen immer mehr als »billige Schonung« zutheil wurde, 
so bildet doch die Drohung der »selbständigen ungarischen 
Zollschranken« in den Händen der ungarischen Regierung 
und Gesetzgebung jetzt die beste Waffe gegen die gemeinsame 
Krone, Nicht die Länder diesseits der Leitha sind es, die 
eine Trennung des Zollgebietes allzu sehr zu beklagen 
hätten; — gibt es doch diesseits auch in wichtigen Productions- 
kreisen nicht unerhebliche Strömungen, die sehr bewusst auf 
das Scheitern des Zoll- und Handelsbündnisses gerichtet 
sind — aber wirklich bedenklich wären zweifellos die politi- 
schen Folgen eines selbständigen ungarischen Zollgebietes 
für den gemeinsamen Monarchen selbst. Eine wirtschaftliche 
Selbständigkeit Ungarns scheint geradezu geeignet, die innere 
wie die äußere Entwickelung der österreichisch-ungarischen 
Monarchie in neue, gefahrliche Bahnen zu lenken, zu aller- 
nächst die völkerrechtliche Einheit der Monarchie nach Außen 
unbedingt zu sprengen. 

Mit dieser Waffe also in der Hand vermögen darum 
die Ungarn bei jeder Erneuerung des Zoll- und Handelsbünd- 
nisses, an welcher die Krone am meisten interessiert ist, ihren 
»billigen« Forderungen den gehörigen Nachdruck zu 
verleihen. 



Es entspricht gewiss den Charakter jeder monarchischen 
Staatenverbindung, dass das noth wendige Ausgleichen zwischen 
den divergierenden Interessen der Einzelstaaten in oberster 
Linie dem gemeinsamen Monarchen selbst zufalle. Als höchstes 
Organ in jedem seiner Staaten setzt und hält er die Staats- 
thätigkeit in jedem derselben in Bewegung und damit auch 
jenen Theil der beiderseitigen Staatsthätigkeit, die der Er- 
haltung der Verbindung gewidmet sein muss. Für jeden Staat 
ist nun in der Ausübung aller seiner Functionen der Gegensatz 
von freier und gebundener Thätigkeit zu beobachten. Jedes 
Staatsorgan übt nämlich neben seiner, durch specielle Rechts- 
regeln gebundenen Thätigkeit, die in Erfüllung einer Rechts- 
pflicht erfolgt, auch noch eine freie Thätigkeit aus, die nur 
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durch das Gemeininteresse bestimmt ist. Bei den höchsten 
unmittelbaren Organen ist diese freie Thätigkeit naturgemäß 
am bedeutungsvollsten. Nach der constitutionellen Theorie 
soll auf die beiden höchsten unmittelbaren Organe, auf die 
Krone und das Parlament, die freie Thätigkeit in der Weise 
vertheilt sein, dass der ersteren die in jeder Regierung ruhende 
Initiative, dem zweiten die richtungsgebende Thätigkeit 
der Regierung gebühre. Diese Theilung wird aber nur dort 
zutreffen, wo Krone und Parlament so ziemlich im Gleich- 
gewichte stehen. Ganz anders wird die Vertheilung sein sowohl 
dort, wo sich eine parlamentarische Herrschaft wie in Ungarn 
festgesetzt hat, als auch dort, wo sich noch wie in »Oster- 
reich« überhaupt die Staatssouveränetät in der Krone con- 
centriert. Hier hat selbstverständlich die freie Thätigkeit der 
Krone bezüglich der parlamentarischen Körperschaften, des 
unbeschränkten Emennungsrechtes der Minister und Beamten, 
des Äußeren, der Armee u. s. w. noch einen ganz unbegrenzten 
Umfang; hier vereint sie in sich noch alle Initiative und richtung- 
gebende Thätigkeit der Regierung, indem das dem dynasti- 
schen Staatsgebilde künstlich aufgepfropfte Parlament niemals 
selbst eine richtunggebende Thätigkeit entfalten kann. 

So wie ein solcher Staat sein Dasein von der freien 
Thätigkeit der Krone empfieng, so erhält er auch nachher 
immer Richtung und Ziel allein von ihr. Aller Wandel und 
Fortschritt in seinem Leben geht nur aus ihr hervor. Obliegt 
also naturgemäß auch in der Verbindung Osterreich-Ungam 
der Krone die Hauptaufgabe des Ausgleichens zwischen den 
Gegensätzen der Einzelstaaten, und zwar umso mehr, als sie aus 
sehr gewichtigen Gründen für sie keine Lockerung der gegen- 
wärtigen Verbindung zulassen darf, so erstreckt sich doch 
offenkundig ihr Einfluss ganz ungleich weiter in der dies- 
seitigen Reichshälfte als in der jenseitigen; sie vermag im 
Nothfalle, wenn sie es bei stark divergierenden Interessen 
nicht zur Trennung des Zollgebietes kommen lassen will, nur 
diesseits die Nachgiebigkeit zu erzwingen. Steht ihr in Ungarn 
auf diesem Gebiete ein schon rein parlamentarisches Regime 
gegenüber, so besitzt sie eben in »Osterreich« hingegen noch 
ihre angestammten, ungemessenen Prärogativen. 

9- 
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Soweit nun überhaupt das Verhältnis zwischen »Oster- 
reich« und Ung-arn dem einer völkerrechtlichen Realunion 
gleicht, kommt hier unverkennbar im Allgemeinen der früher 
beschriebene »dritte« Fall einer solchen Realuninon, nämlich 
einer Realunion zwischen einem Staate mit königlicher und 
einem mit parlamentarischer Vorherrschaft^) zur Anwendung. 
Welche nachtheilige, meist passive Rolle dabei »Osterreich« 
zufällt, ist dortselbst schon hinreichend ersichtlich. Natürlich 
trifft der Fall nur solange zu, als das »österreichische« Parla- 
ment regelrecht functioniert. Sobald aber der Reichsrath in- 
folge des Umstandes, dass er keinen wirklichen Einheitsstaat, 
sondern nur ein künstlich dynastisches Gebilde zur Unter- 
lage hat, in seiner Wirksamkeit versagt, compliciert sich die 
Situation noch in eigenthümlicher Weise. 



In den drei ersten Decennien nach 1867 fiel es keiner 
österreichischen Regierung schwer, schon auf Grund der 
speciellen Zusammensetzung und der Parteiverhältnisse des 
Reichsrathes, die im Sinne jenes dritten Eventualfalles gebotene 
Nachgiebigkeit der diesseitigen Reichshälfte gegen die ungari- 
schen Forderungen jedesmal zu erreichen. Ungeachtet dessen, 
dass sich die im Reichrathe vertretenen Hauptländer schon 
stark einem industriestaatlichen Charakter näherten, blieb doch 
an sich schon immer das Parlament, in dem der Großgrund- 
besitz über ein Drittel der Stimmen verfügte, den agrarischen 
Tendenzen Ungarns äußerst zugänglich. Die agrarischen 
Schutzzollbestrebungen Ungarns nach Außen, wenn sie auch 
auf Kosten der österreichischen Industrie giengen, fanden 
stets bei jener maßgebendsten Gruppe im voraus schon ein 
williges Gehör. 

Die Vertreter der Industrie und Arbeiter, die sich gegen 
die Vertheuerung der Nahrungsmittel mit Recht hätten auf- 
lehnen können, waren noch zu gering an Zahl, als dass sie 
trotz der Bedeutung der Interessen, die sie vertraten, der 
Landwirtschaft gegenüber je wirksam zu Worte gekommen 
wären. Außerdem waren die Deutschliberalen, die von dem 

^) Siehe Seite 107. 
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Zusammenschlüsse mit Ungarn immer die sicherste Festigung 
ihrer nationalen Position erwarteten, jedem, wenn auch 
opfervollen Ausgleiche mit Ungarn geneigt. Sie haben sich 
eben nie gefragt, ob sie nicht mehr dafür bezahlen als er- 
halten. Unter den slavischen nationalen Parteien hinwieder, 
die sich alle um den juristischen »Einheitsstaat« und seine 
angeblichen Gesammtinteressen nicht kümmerten und nur auf 
nationale Sondervortheile ihrer engeren Heimatsländer bedacht 
waren, ließen sich immer leicht die etwa nöthigen Stimmen 
auch für einen schlechten ungarischen Ausgleich um gute 
Separatconcessionen auftreiben. 

Unter solchen Umständen und bei der im allgemeinen noch 
herrschenden Zerfahrenheit und großen Unklarheit über die 
eigentlichen handelspolitischen Ziele der Monarchie bedurfte 
es keiner besonderen Staatskunst, sondern eben höchstens 
jener wechselnden nationalen Bevorzugung, um in dem diesseiti- 
gen Parlamente für was immer für lautende Zugeständnisse an 
Ungarn schließlich die Majorität zu erhalten. Erst mit der neuen 
Reichsrathswahlordnung und der darauffolgenden Verschiebung 
der Parteiverhältnisse hat sich die Behandlung des Parlaments 
etwas schwieriger gestaltet. Gerade um so viel, als sich die neue 
Wahlordnung dem allgemeinen Stimmrechte genähert hat, musste 
sich auch das organische Gebrechen eines Parlaments, das auf 
keinem wirklichen Einheitsstaate, sondern nur auf einer künst- 
lichen Construction ruht, verschärfen. Die, jetzt um Vieles ur- 
sprünglicheren nationalen Parteien zeigen sich auch naturgemäß, 
bei noch größerer Gleichgiltigkeit gegen den ihnen fremden 
Einheitsstaat, noch begehrlicher und empfindlicher in nationaler 
Hinsicht als früher. Das oft bewährte Mittel, sich die fehlenden 
Stimmen zu dem unausweichlichen Ausgleiche mit Ungarn 
durch nationale Begünstigungen zu sichern, versagte in dem 
Augenblicke den Dienst, als sich die dadurch verkürzte Partei 
endlich zur äußersten Obstruction verstieg und die Arbeits- 
fähigkeit des Parlaments aufhob. Nun konnte die Regierung 
auch mittelst einer Majorität nicht mehr zum Ziele gelangen ; 
freilich setzte sich anderseits das Parlament selbst durch 
Missachtung des Majoritätsprincips in offenes Unrecht. Die 
erste Bedingung alles öffentlichen Rechtes ist stets, dass die 
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obersten Organe auch die ihnen obliegenden Functionen er- 
füllen. Das Verfassungsrecht eines Staates kann niemals ein 
so in sich geschlossenes System darstellen, wie jene Rechts- 
gebiete, in welchen ein Richter jedesmal die letzte Entschei- 
dung fallt. Auf den letzteren können keine Fälle auftauchen, 
die nicht aus der Rechtsordnung ihre Lösung finden: schließ- 
lich judiciert eben ein Richter oder ein RichtercoUegium 
nach gegebenen Rechtsnormen — und der Fall ist entschieden.') 
Auf dem Verfcissungsgebiete hingegen treten oft der bisher 
bestehenden Staatsordnung, die aus früheren Machtverhält- 
nissen hervorgieng, infolge veränderter Umstände neue Macht- 
factoren entgegen und verhindern die Functionen der obersten, 
durch die Verfassung gesetzten Organe. So tiefgehende Macht- 
conflicte innerhalb des Staates sind nicht mehr aus dem Ver- 
fassungsrechte zu lösen; sie künden aber gewöhnlich auch 
neue Epochen im Bildungsprocesse der Staaten an. Den facti- 
schen Verhältnissen muss sich dann wieder die Staatsordnung 
selbst anpassen. In den wirklich constitutionellen Staaten, in 
denen die Einheitlichkeit von Staat und Volk schon Wurzel 
gefasst hat, führt zumeist der Wettkampf um die oberste 
Macht zwischen den obersten Organen selbst, zwischen Krone 
und Kammer, zu den schwierigen Conflicten des öffentlichen 
Rechtes, die nur durch die Übermacht des einen Theiles und 
die Herabdrückung des anderen am Ende zu schlichten sind. 
Oft kommen auch solche Machtverschiebungen gar nicht in 
juristischer Form zum Ausdrucke. In Osterreich aber ist die 
constitutionelle Schablone auf ein dynastisches, juristisch con- 
struiertes Staatsgebilde, innerhalb dessen unter den vielen ver- 
schiedenen Nationalitäten das Bewusstsein der Einheit von 
Volk und Staat nicht entstehen kann, angewendet worden. 
Dieser besondere Fall hat auch hier besondere Erscheinungen 
gezeitigt: statt eines Wettlaufes mit der Krone um die politi- 
sche Oberherrschaft, tritt zeitweise eine Art Selbstvernichtung 
des Parlaments ein. Aber so sonderbar auch diese Selbstver- 
kümmerung, dieser eigene Verzicht auf das wichtigste con- 
stitutionelle Recht, das Gesetzgebungsrecht, erscheinen mag, so 
liegt doch in dieser Rückbildung eine naturnothw endige Logik. 

') Dr. G. Jellinek, Das Recht des modernen Staates. 
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In dem österreichischen Parlamente zwingt sich allen Natio- 
nalitäten der Einheitsstaat unmittelbar am kräftigsten auf; in der 
Aufführung der immer volksthümlicheren Parteien, die die Ar- 
beitsunfähigkeit des Parlaments zum Ziele hat, drückt sich unzwei- 
deutigst die kräftigste Auflehnung gegen den Einheitsstaat selbst 
aus. Und ist diese »einheitsstaatswidrige« Auffuhrung der 
nationalen Parteien besonders durch das erhöhte nationale Be- 
wusstsein der slavischen Stämme bestimmt, so ist eben auch das 
gesteigerte slavische Nationalbewusstsein der gegenwärtig 
neue, der Staatsordnung entgegentretende Machtfactor, der 
den bestehenden »Einheitsstaat« immer nachdrücklicher' in 
Frage stellt. So wichtig und unumgänglich nothwendig sich 
der österreichisch-ungarische Ausgleich nun nach oben zu 
stellt, so unpopulär ist derselbe nach unten zu; am meisten 
scheuen daher gerade die volksthümlichen Parteien, sich in 
irgend welcher Art dafür einzusetzen. Es ist eben auch die 
Zeit, wo man noch bei dieser Gelegenheit nationale Errungen- 
schaften für seine Stimmen eintauschte, angesichts der allseitig 
größeren nationalen Empfindlichkeit und Erbitterung, vorüber. 
Die Regierung befindet sich zwar auch unter den heutigen 
Umständen immerhin noch in der Lage, mittelst der gefügigen 
Großgrundbesitzer, Polen und irgend einer der deutschen Par- 
teien die Majorität zu ihrem, der Krone unentbehrlichen Aus- 
gleichswerke zu erhalten; es ist aber jetzt ständig die Gefahr 
vorhanden, dass eine oder mehrere der oppositionellen Parteien 
zur Obstruction greifen. Wohl böte sich freilich in diesem 
Falle wieder der § 14 als Ausweg, schon unter dem Gesichts- 
punkte, dass an dem Factum der staatlichen Existenz alles 
Recht seine unübersteigliche Schranken findet. Die eclatante 
Verletzung der Staatsordnung durch ein obstruierendes Parla- 
ment lässt auch die gewaltsamste Interpretation des § 14 zeit- 
weise gerechtfertigt erscheinen. Denn gäbe es, wie in anderen 
Verfassungen keinen § 14, so würde ja doch bei allen, außer- 
halb des Rechtsgebietes stehenden Vorgängen das »Staats- 
nothrecht« zur Ausfüllung der Verfassungslücken aufleben. 
Aber diesen für die österreichische Regierung schlimmsten- 
falls leicht gangbaren Ausweg, um zu dem Ziele des noth- 
wendigen Zoll- und Handelsbündnisses zu gelangen, können 
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nun wieder die Ungarn auf Grund des § 25 ihres zwölften Ge- 
setzartikels vom Jahre 1867 beliebig versperren. Als Gewähr 
zur Aufrechthaltung ihrer eigenen Verfassung haben sie 
nämlich als Grundbedingung ihrer Union mit Osterreich in 
jenem Paragraphe auch die volle constitutionelle Verfassungs- 
mäßigkeit in den übrigen Erbländern gesetzt. 

Von Seiten Ungarns, das von Anfang an die Verfassung 
der österreichisch-ungarischen Monarchie als eine ausschließ- 
lich völkerrechtliche construiert wissen wollte, war es auch 
ganz folgerichtig, dass es nur mit der wirklich constitutionellen 
Vertretung der nichtungarischen Länder, bezüglich irgend 
welcher gemeinsamen Verhältnisse immer, in Berührung treten 
zu können vorgab. Aber nur eins haben die Schöpfer des 
1867er Ausgleiches hierbei vergessen, nämlich, dass gerade 
in dem Falle, als sich thatsächlich aus den übrigen Ländern 
ein constitutioneller Einheitsstaat mit parlamentarischer Vor- 
herrschaft hätte bilden lassen, so wie sich dies in Ungarn 
vollzogen hat, die Ausgleichung der bei jeder Erneuerung 
des Zoll- und Handelsbündnisses divergierenden Interessen 
der beiden Staaten unmöglich geworden wäre. In diesem Falle 
hätte wohl bald jeder der Staaten seine eigenen Wege ein- 
geschlagen. Zwei unabhängige und selbständige Parlamente 
können nie über Gegensätze, wie sie sich hier jederzeit er- 
geben, hinwegkommen: ohne entscheidenden Einfluss der 
Krone auf den einen Theil würden die Parlamente niemals zu 
einer Vereinbarung über die Erfüllung der Reichsbedürfnisse 
gelangen; ein nach beiden Seiten parlamentarisch einfluss- und 
machtloser Herrscher vermöchte sein schwieriges Amt des Aus- 
gleichens zwischen zwei, nur rein völkerrechtlich verbundenen 
constitutionellen Staaten nicht mehr zu leisten. 

In jedem wirklich constitutionellen Staate herrscht dasselbst- 
verständliche Streben der Kammer, die höchste politische Macht 
auf allen Gebieten der Staatsthätigkeit zu erringen. Diesem 
Streben der Kammer entspricht ein steter Widerstand gegen 
Alles, was auf gewissen staatlichen Hoheitsgebieten ihren aus- 
schließlichen Einfluss kreuzt oder lähmt, wie dies ja stets auch 
eine völkerrechtliche Realunion auf den, von ihr umschlossenen 
Gebieten bezweckt. In einer Realunion von zwei parlamenta- 
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risch regierten Staaten wäre also auf beiden Seiten die un- 
vermeidliche Tendenz zur möglichsten Lockerung des Bundes- 
verhältnisses immerfort gegeben. Wäre außerdem eine solche 
Union oder wenigstens ein Theil derselben, wie bei Österreich- 
Ungarn, auf die periodische Nothwendigkeit neuerlicher Ver- 
einbarungen in Betreff gewisser Gebiete basiert, dann müsste 
zweifellos der Kreis gemeinsamer Angelegenheiten, über die 
man sich noch von Fall zu Fall zu einigen imstande wäre, 
allmählich enger werden, bis schließlich von dem den Par- 
lamenten entrückten Bundesverhältnisse wenig oder nichts 
mehr übrig bliebe. Die ungarischen Unterhändler des 1867er 
Ausgleiches waren gewiss zu ehrlich — und wohl auch zu 
wenig scharfsinnig in staatsrechtlicher Hinsicht — als dass 
sie mit dem § 25 durch Etablierung eines wahrhaft constitu- 
tionellen Regimes in > Osterreich« gerade jene bundesgefahr- 
liche Wirkung beabsichtigten. Sie glaubten vielmehr bloß 
ihre eigene Verfassung in steter Gefahr, wenn sich diesseits 
der Leitha der Absolutismus fortsetzte, und wollten sich ein- 
fach mittelst des§ 25 dagegen sichern. Nichtsdestoweniger haben 
die Ungarn heute in dem § 25 jeder österreichischen Regie- 
rung gegenüber, die sich gezwungen sähe, über allen Con- 
stitutionalismus hinüber auf Grund des § 14 einen Ausgleich 
zu schließen, eine weitere Handhabe zur Verfügung, um nur 
einen, ihnen in allen Stücken genehmen Vertrag anzunehmen, 
indem es eben gänzlich bei ihnen stünde, den § 14 noch als 
vertragsmäßig zu diesem Zwecke anzuerkennen oder nicht. 
Freilich würde in ersterem Falle einer ungarischen Regierung 
selbst mit der Zeit durch die unionsfeindliche Unabhängig- 
keitspartei kein leichter Stand erwachsen. Jedenfalls offen- 
bart sich aber, dass die buchstäbliche Erfüllung der im § 25 
geforderten Grundbedingung, unter der die Ungarn die Union 
in dem aufgestellten Umfange nur acceptierten, weit eher die 
Auflösung, als die Festigung der Staatenverbindung herbei- 
fuhren müsste. Nicht ein wirklich constitutionelles System in 
»Osterreich« ist eine Grundbedingung für den Bestand der 
Union in dem 1867er Umfange, sondern nur ein scheinbarer 
Constitutionalismus, in welchem die Krone der allein aus- 
schlaggebende Factor bleibt: es darf nur ein Parlament sein. 
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in welchem das Bewusstsein einer Einheit von Staat und Volk 
keine Wurzel schlagen kann, ein »armes« Parlament, in dem die 
einander widerstrebenden nationalen Parteien bloß zu natio- 
nalen Zwecken um jeden Preis politische Macht gewinnen 
wollen, keine Mittel dabei scheuend und ohne Rücksicht auf die 
Nachtheile, die der von ihnen gründlich gehasste »Einheitsstaat« 
durch ihr Verhalten erfahrt. Nur solange dem allvermögenden 
ungarischen Parlamente ein solches organisch schwaches »oster- 
reichisches« Parlament gegenübersteht, dem geringen Einflüsse 
der Krone jenseits der Leitha ihr überwiegend mächtiger Ein- 
fluss diesseits zu Hilfe kommt, ist der Bestand der Union in 
ihrem gegenwärtigen Umfange gesichert. 



Es ist wahrlich keine erträgliche Zwangslage, in die 
durch die gegenwärtige Verbindung mit Ungarn neben der 
Krone vor allem die zu einem Einheitsstaate künstlich zu- 
sammengeschweißten Königreiche und Länder gerathen sind. 
Ihre freiheitliche Entwickelung ist schon — soferne keine 
anderen Hindernisse mehr zu überwinden wären — ein für 
allemal durch die Art ihrer heutigen Verbindung mit Ungarn 
gehemmt. Nicht nur, dass sich hier schon aus diesem Grunde 
keine parlamentarische Regierung — auch wenn die Völker 
in vollkommenster Friedfertigkeit miteinander auskämen — 
einrichten kann, sondern es können sich hier auch die, in der 
Natur der gegenwärtigen Verhältnisse nothwendig begründeten 
außerparlamentarischen, autoritären oder Beamtenministerien 
— wie man sie immer nennen will — niemals über jene 
viel gerügte Schaukelpolitik erheben. 

Nichts ist ungerechter als die seit 30 Jahren den öster- 
reichischen Ministerien so reichlich zugeschleuderten Vorwürfe 
über ihre Politik der völligen Unklarheit und Unbestimmtheit. 
Gewiss waren es Regierungen »des halben Wollens, des 
halben Vollbringens, in sich selbst gespalten, durch sich selbst 
gelähmt . . . Regierungen der Transaction statt der Action, 
die stets unterhandelten, niemals handelten . • . Regierungen 
die ewig schwankten zwischen Verfassungstreue und Ver- 
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fassungsreue . . .« ) Aber gerade dergleichen war nicht ihr 
personliches Verschulden, es waren die Fehler und Schwächen 
ihrer Position: sie durften weder vom Reichstage staats- 
männische Impulse, wenn er auch einmal solche geäußert hätte, 
annehmen, noch selbst die schöpferische Leitung und staats- 
männische Führung übernehmen; sie hatten immer nur Eine 
Aufgabe: im Auftrage der Krone die ihr — vielleicht mit 
Recht — über Alles wichtig dünkende Staaten verbin düng 
zwischen Osterreich und Ungarn im vollen 1867er Umfange 
aufrecht zu erhalten, den alle zehn Jahre wiederkehrenden 
Ausgleich unter Beobachtung der vorgeschriebenen äußerlichen 
constitutionellen Formen zustande zu bringen. Alle Trans- 
actionen der inneren Politik mussten jederzeit einzig mit Hin- 
blick auf dieses Hauptziel vollbracht werden. Fehlt es in all 
den Angelegenheiten, die nach gleichen, jedesmal zu verein- 
barenden Grundsätzen zu behandeln sind, wie schon dargestellt 
w^urde, an einer Organisation, die die sichere Verwirklichung 
dieses Zweckes verbürgte, so neigt die daraus erfolgende 
Degeneration des Verhältnisses zwischen den Staaten hier un- 
zweideutig zur Unterordnung des politisch Schwächeren unter 
den politisch Mächtigeren. Da die Auflösung oder auch nur 
Lockerung des Bundes die Krone freiwillig aus oben angeführten 
Gründen niemals zugeben kann, so muss sie selbst auf dieses 
Ziel, als deis geringere Übel, jedesmal hinzuarbeiten bestrebt 
sein, sie muss die Schließung des nothwendigen Zoll- und 
Handelsbündnisses, wenn auch einzig aufKosten des schwächeren 
Theiles, zu fordern trachten. 

In Betreff der gemeinsam verwalteten Angelegen- 
heiten, die in den gemeinsamen Ministerien und Dele- 
gationen noch eine, einer Art kaiserlichen Obergewalt 
günstige Organisation gefunden haben, wird der Willen des 
gemeinsamen Monarchen im allgemeinen nur in sehr ge- 
ringem Grade beschränkt; es kann hier überhaupt nur von 
einem äußerst schwachen Einfluss von Seiten der Delegationen 
auf die gemeinsame Politik und Verwaltung die Rede sein. 
Aber selbstverständlich ist auch hier, soweit eine Art con- 
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stitutioneller Mitwirkung noch stattfindet, der Einfluss der un- 
garischen Delegation um Vieles bedeutender, als der der 
österreichischen. Die Delegationen spiegeln in verkleinertem 
Maßstabe die Verhältnisse ihrer Creationsorgane, der Par- 
lamente wider, und so äußert die ungarische Delegation doch 
wenigstens immer einen einheitlichen, zielbewussten Willen, 
während die österreichische in den meisten Fällen nur das 
Bild der nationalen Zerfahrenheit wiederholt und den Ministem 
unmöglich eine Directive bieten kann.^) Freilich wird bei der 
auf diesen Gebieten im allgemeinen geringfügigen Einwirkung 
beider Unionsorgane auf die Entschließungen der gemein- 
samen Krone die überwiegende Bedeutung der ungarischen 
Delegation verhältnismäßig wenig sichtbar. 



Jetzt liegt das ganze Wesen der österreichisch-ungarischen 
Staatenverbindung mit allen ihren UnvoUkommenheiten und 
inneren Widersprüchen deutlich vor Augen. 

Nach dem hauptsächlichen Wortlaute der 1867er Ver- 
fassung soll Osterreich - Ungarn eine auf constitutioneller 
Grundlage nur völkerrechtliche Realunion, die wichtige 
Hoheitsgebiete umfasst, vorstellen. Nur ein Theil der gemein- 
samen Angelegenheiten hat eine feste Organisation gefunden, 
während die Regelung des anderen Theiles, der mit dem 
ersten innig zusammenhängt, periodischen Vereinbarungen 
überlassen ist. 

Nun setzt aber eine völkerrechtliche Realunion, deren 
Umfang sich weit über die Gemeinsamkeit des Herrschers 
erstreckt, durch eine feste Organisation dem Rechte des 



^) So stützt sich z. B. die gegenwärtige auswärtige Politik 
Österreich-Ungarns, die auf die Erhaltung des Dreibundes gerichtet 
ist, gewiss zum starken Theile auf Ungarn. Ungarn ist die Ver- 
bindung mit Deutschland und Italien genehm, da ihm die volks- 
wirtschaftlichen Berührungen der im Bundesverhältnisse stehenden 
Mächte zum Voi theile gereichen. Sollte einmal — wie .es jetzt den 
Anschein hat — eine veränderte wirtschaftliche Richtung Deutsch- 
lands die Interessen des ungarischen Volkes härter treffen — und 
wäre sie auch den cisleithanischen Völkern umso günstiger — würde 
sicher die Festigkeit des Dreibundes bald nachlassen. 
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modernen constitutionellen Staates, der überall seine Selbst- 
bestimmung fordert, zu enge Grenzen.*) Und Ungarn, das als 



*) Es ist darum gewiss kein Zufall, dass die einzige »Real- 
union«, die in Europa noch zwischen zwei wirklich constitutionellen 
Staaten existiert, Schweden-Norwegen, ausschließlich die Gemein- 
samkeit des Königs zum Inhalte hat, wohei die beiden rechtlichen 
Persönlichkeiten, die sich im Könige vereinen, sorgfältig getrennt 
sind. Weder das Heer, noch irgendwelche Verwaltungs- und Gerichts- 
behörden sind gemeinsam. Ein Staatsminister und zwei Staatsräthe 
Norwegens, welche der Person des Königs beigegeben sind, haben 
Sitz und Stimme im schwedischen Staatsräthe, wenn dort Gegen- 
stände, die beide Länder interessieren, verhandelt werden, und ebenso 
haben im norwegischen Staatsräthe drei Mitglieder des schwedischen 
Staatsrathes Sitz und Stimme, wenn dort vor dem Könige beide 
Staaten betreffende Fragen zur Erledigung gelangen. Ein gemein- 
sames Vorgehen beider Staaten findet nur bei Bestellung einer 
Regentschaft oder beim Erlöschen der Dynastie und Wahl einer 
neuen statt. Nur in Bezug auf die auswärtige Politik ist das durch 
den gemeinsamen Herrscher nothwendig gemeinsame Vorgehen aus- 
drücklich festgesetzt. Der gemeinsame König hat das Recht Krieg 
zu erklären, Frieden und Staaten vertrage zu schließen, jedoch ist er 
hierbei gehalten, das consultative Votum der norwegischen Regierung 
und eines außerordentlichen, aus norwegischen und schwedischen 
Mitgliedern zusammengesetzten Staatsrathes einzuholen. Demnach ist 
auch das Ministerium des Äußeren keine gemeinsame schwedisch- 
norwegische Behörde, sondern eine schwedische, die von Norwegen 
mit der Führung der norwegischen Angelegenheiten betraut ist. Nur 
die die internationale Einheit Schweden-Norwegens repräsentierenden 
Gesandten haben den Charakter sowohl von schwedischen als auch 
norwegischen Beamten, ebenso wie auch gemäß der politischen Einheit 
der beiden Staaten die fremden Mächte nur je einen Gesandten bei 
dem gemeinsamen Könige accreditiert haben. Alle übrigen auswärtigen 
Angelegenheiten, wie die Zoll- und Handels- und alle internationalen 
Verträge, die nicht den Krieg oder Frieden betreffen, ebenso das 
Consulatwesen, werden nur thatsächlich aus Opportun itätsrück- 
sichten, solange die Interessen beider Staaten parallel laufen — was 
ihrer geopraphischen Lage nach schon zumeist der Fall sein muss — 
in gemeinsamer Weise behandelt und erledigt. Es kann hierbei aber 
jeden Augenblick die volle Getheiltheit in den staatlichen Einrich- 
Jungen und Verhandlungen platzgreifen, weil damit den Verfassungen 
in keiner Weise widersprochen werden würde. Auch sind ja gemeinsame 
organisierte Behörden, die erst hinwegzuräumen wären, nicht vor- 
handen; hat doch auch jeder der Staaten sein eigenes Geld- und 
Münzwesen, seine eigenen Banken und seine besondere Kauffahrtei- 
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»nationaler« Staat seine Souveränetät »rechtliche, wenn auch noch 
nicht »factisch«, erworben hat, vermisst täglich schwerer seine 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit auf den, von der jetzigen 
Union durch jene feste Organisation noch umfassten Gebie- 
ten. Denn wie immer die Construction der Unionsorgane ausge- 
dacht sein möge, so schließt sie auf den ihr eigenen Gebieten die 
Unselbständigkeit und Abhängigkeit irgendwelcher Art der 
betreffenden Staaten in sich, was eben dem Wesen des 
»souveränen Einheitsstaates c zuwider ist. Die daselbst also 
wachsenden bundesfeindlichen Tendenzen sind nicht nur der 
gedeihlichen Entwickelung der Union in der Richtung jeder 
weiteren Organisation hindernd im Wege, sondern ziehen auch 
das Bestehende unaufhörlich in Frage. Dem kräftigen natio- 
nalen Constitutionalismus Ungarns, der alles, an der Union 
ihn Hemmende naturnothwendig zu zersetzen strebt, bietet 
nur die ständisch-absolutistische Prärogative der Krone, die 
sich mit Bezug auf Äußeres und Heerwesen, fußend auf der 
pragmatischen Sanction, auch dem nationalen Ungarn gegen- 
über noch theilweise wirksam erweist, derzeit noch Einhalt. 
Aber mit ganz unsicherem Wesen ist nun der unor- 
ganisiert gebliebene Theil der gemeinsamen Angelegenheiten 
behaftet. Das alle zehn Jahre nothwendig zu schließende ZoU- 
und Handelsbündnis zwischen den beiden Staaten gestaltet sich 
von Fall zu Fall schwieriger. Denn hier steht dem vollständig 
unabhängigen, von jedem Einflüsse der Krone befreiten unga- 
rischen Parlament, das an sich schon stets für die Lockerung 
des Bundesverhältnisses disponiert ist, der durch nationale 
Zerwürfnisse zeitweise functionsunfahige Reichsrath gegen- 
über, in dem sich keine die VerantAvortung tragende Majorität 



^^g^^- Gerade dieses Beispiel zeigt, wie wirklich constitutionelle 
Staaten im Grunde einer realunionistischen Verbindung widerstreben, 
indem sie — wenn sie schon durch dynastische Rücksichten dazu 
veranlasst werden — die Realunion möglichst auf die Gemeinsamkeit 
des Herrschers beschränken und keine gemeinsame Organisation auf- 
kommen lassen. Auf den organisierten Gebieten einer völkerrechtlichen 
Realunion hört eben einmal jeder wahrhafte Constitutionalismus auf. 
(Norwegische Verfassung § 15. Reichsacte Artikel V, XI, § 78. 
Reichsacte Artikel III, VII— IX. § 26. Reichsacte Artikel IV. Schwe- 
dische Verfassung § 12 — 15.) 
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zur regelrechten Behandlung des Ausgleiches findet und finden 
darf. Das ganze mühevolle Werk des Ausgleichens fallt auf 
die Krone, die im Interesse des Reichsbestandes dem immer 
fordernden selbstbewussten ungarischen Parlament auf Kosten 
der diesseitigen Reichshälfte Vieles » gewähren c muss. Nur 
so lange, als dem »aut-aut« jenseits der Leitha das »coüte 
que coüte« diesseits entspricht, ist die Union in ihrem gegen- 
wärtigen Umfange aufrecht zu erhalten. 

Es zeigt sich deutlich, dass die der Form nach sich schein- 
bar als > volkerrechtliche« Realunion darstellende Staaten- 
Verbindung Österreich-Ungarn statt auf »freiwilligem Ver- 
trage« der Staaten, doch nur noch auf der Macht und Stellung 
der Krone, als einer Art höchster Centralgewalt über den 
Staaten, deren Wirksamkeit sich allerdings verschieden nach 
jeder Seite erweist, ausschließlich beruht. Und eine bloß 
völkerrechtliche Realunion, ohne solche ungeschriebenen 
Prärogativen der Krone, würde unter allen Umständen nur eine 
ganz lose, wenig Dauer versprechende Staatenverbindung 
ergeben, überdies auch keinesfalls für eine Union, die sich noch 
auf so viele Hoheitsgebiete ertreckt, wie die Österreich-ungarische, 
geeignet sein. Eine rein völkerrechtliche Realunion auf wirk- 
lich constitutioneller Grundlage, bei der also dem gemein- 
samen Herrscher bloße Organstellung in jedem der souve- 
ränen Staaten zukäme, ermangelte gerade des Factors, der stets 
allein noch die, sonst immerfort drohende Lösung der Union durch 
die bundesfeindlichen Tendenzen hintanzuhalten vermöchte. 
Aber je kräftiger dieser Factor sein soll, desto mehr muss 
sich die Verfassung wenigstens eines der beiden Gliedstaaten 
von dem wahren Constitutionalismus entfernen, desto mehr muss 
sich eben daselbst die noch der dynastischen Staatenbildungs- 
zeit angehörige »persönliche Souveränetät« des Herrschers er- 
halten haben. Und es ist kein Zufall, dass die »Realunion« 
als Staatenverbindung, sowohl ihrer Entstehung als auch 
erfolgreichen Anwendung nach, nur in die Zeit dynasti- 
scher Politik fallt. Freilich ist die Real union jener Zeit niemals 
schon eine rein völkerrechtliche Verbindung gewesen, da gerade 
jener Zeit noch der Begriff der »Staatssouveränetät« fehlt 
und der gemeinsame Herrscher noch als Träger der »Sou- 
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veränetätc in jedem seiner verbundenen Staaten erscheint. 
Eine rein volkerrechtliche Realunion auf constitutioneller 
Grundlage, also zwischen Staaten, die schon selbst > souverän« 
sind, stellt sich überhaupt nur als theoretische Kategorie dar ; 
die Staatengeschichte bietet uns kein Beispiel einer solchen. 
Und gerade das Beispiel Österreich-Ungarns zeigt, dass sich 
eine etwas weitergehende Realunion von scheinbar volker- 
rechtlichem Charakter nur dadurch erhalten kann, dass die 
Hauptbedingung jener dynastischen Staatenbildung, das Auf- 
gehen der Staatssouveränetät im Herrscher, noch ganz oder 
mindestens theilweise in beiden oder wenigstens in einem 
der Staaten vorhanden ist. Nur dort wird sich der Herrscher- 
wille, gleichsam als noch über den Staaten stehend, stark 
genug erweisen, die im Innern der Realunion fortwährend 
auf Lösung des Bundes hinzielenden Streitigkeiten jedesmal 
wieder schlichten oder unterdrücken zu können. 

Eine völkerrechtliche Vereinbarung politischer Natur 
zwischen Staaten unter Einem Monarchen gestaltet sich jedenfalls 
in demselben Maße unsicherer, als sich in den Gliedstaaten an 
Stelle des Willens des gemeinsamen Monarchen der jeweilige 
»constitutionelle« Gesaramtwille des Volkes setzt. 

Für wirklich moderne Staaten, die einerseits durch ihre 
Einheit von Staat und Volk selbst »souverän« geworden, ander- 
seit durch bleibende gemeinsame Interessen auf eine stete 
Verbindung angewiesen sind, gibt die Realunion zweifellos 
eine höchst unbefriedigende und widerspruchsvolle Form 
dauernder Staatenverbindung ab, da sie, bei wahrhaft consti- 
tutioneller Grundlage der Gliedstaaten, keine, die Staaten 
bestimmende, Conflicte zwischen ihnen lösende souveräne 
Centralmacht schafft. 

Eine solche Realunion wird unbedingt in absehbarer Zeit, 
wann der wahre Constitutionalismus die Souveränetät des moder- 
nen Staates zu vollständig klarer Erfassung gebracht hat, zu den 
ausgestorbenen Arten der Staatenverbindungen zählen, ebenso 
wie der Staatenstaat und die Personalunion. Dass die Zukunft keine 
Aussicht auf neue Exemplare dieser Staatenverbindung eröffnet, 
beweisen vielleicht gerade am besten die beiden gegenwärtig 
einzigen Specialfalle dieser verschwommenen Verbindungs- 
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form, Schweden-Norwegen und Österreich-Ungarn. Die eine, 
obwohl durch besondere Lage und Umstände von augen- 
scheinlich gleichartigen Interessen zusammengehalten, ist doch 
bloß auf die Gemeinsamkeit des Herrschers reduciert, um die 
möglichste Selbständigkeit und Unabhängigkeit der Glied- 
staaten und die möglichst geringste Reibungsfläche zwischen 
ihnen zu erhalten; die andere, weniger durch Lage und Um- 
stände begünstigt und nothgedrungen auf eine weitergehende 
Gemeinsamkeit basiert, erzeugt neben steigender Erbitterung 
hüben und drüben immer größere Spaltungen zwischen den 
Staaten, so dass die gemeinsame Krone, obwohl sie hier 
durch ihre, noch behaupteten ständisch-absoluten Prärogativen 
kräftiger eingreifen kann als irgend anderswo, das ihr zufal- 
lende mühevolle Amt des Ausgleichens zwischen den 
Staaten doch von Fall zu Fall unleidlicher und unvollbring- 
barer erachten muss. 

Und wer weiß, ob diesmal schon anders, als durch die 
Machtmittel des offenen Absolutismus, angewendet auf die 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, der 
zehnjährige Ausgleich perficiert werden könne! 

Aber dieser Weg führte wieder unnachsichtlich zu 
immer schwereren Zerwürfnissen in der verkürzten Reichs- 
hälfte, zu immer lauteren Protesten der Nationalitäten gegen 
die Zusammenfassung der diesseitigen Territorien zu einem 
künstlichen Einheitsstaate. Also damit würde schließlich an der 
Grundbedingung der gegenwärtigen Union, dem Vorhanden- 
sein eines zweiten Einheitsstaates, unmittelbar gerüttelt 
werden. Niemand kann darum die Zuversicht hegen, dass eine 
solche Verbindungsform Ungarns mit »Österreich«, die jenseits 
durch den constitutionellen Fortschritt unaufhaltsam gelockert 
und diesseits eine gedeihliche politische Entwickelung über- 
haupt nicht gestattet, auf die Dauer auch zu erhalten möglich 
und wünschenswert sein werde. 



Die vorliegende Untersuchung über die Verschiedenheit 
der beiden Staatswesen und die daraus folgenden Wirkungen 
auf ihre gegenwätige Verbindung ist jedem politischen 

V. Offermann. Das Verhältnis Ungarns zu »Österreichs. lO 
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Doctrinarismus, der die gegebenen Verhältnisse ohneweiters 
nach einem Idealtypus ausgestalten wollte, sorgsam aus dem 
Wege gegangen. Als Maßstab für die Beurtheilung der staat- 
lichen Zustande hat lediglich der moderne einheitliche Staats- 
begriff, mit Ausschluss jedes parteimäßigen Charakters, 
gedient. 

Der einzige bestimmte Zweck, der von Anfang an als 
ein zu erreichender hypothetisch angenommen wurde, war der 
der Zusammengehörigkeit der drei großen Ländergruppen, 
der ungarischen Tiefebene, des böhmisch-mährischen Stufen- 
landes und der österreichischen Alpenländer. Trotz tief- 
gehender nationaler Gegensätze, trotz weitreichender Cultur- 
unterschiede, schienen doch stets diese Territorien in viel- 
facher Hinsicht auf einander angewiesen zu sein. Und gerade 
derzeit, da Russland seine Zölle erhöht und Deutschland im 
Begriffe steht, sich wirtschaftlich strenger abzuschließen, 
springt vielleicht deutlicher als je in die Augen, dass die 
ungarische Landwirtschaft nur in Osterreich und die öster- 
reichische Industrie nur in Ungarn ihren gesicherten Absatz- 
markt finden können. 

Je mehr eine strenge Schutzzoll-Politik in den auswärtigen 
Staaten um sich griffe, eine desto krisenhaftere Wendung 
würde die gleichzeitige Trennung des österreichisch-ungari- 
schen Zollgebietes den wirtschaftlichen Zuständen der Mon- 
archie bereiten. 

Aber werden sich auch diesmal wohl, angesichts der in 
Vorbereitung befindlichen Zollpolitik Deutschlands, die be- 
geisterten Anhänger für das »selbständige« Zollgebiet weder 
hüben noch drüben hervorwagen, so lassen sich doch die vielen 
Kosten und Bitternisse, welche die Fortdauer der wirtschaft- 
lichen Gemeinsamkeit den diesseitigen Reichsländem unter dem 
gegenwärtigen politischen Verhältnisse verursacht, auf die 
Länge nicht überwinden. Die zollpolitische Trennung, auf die 
ja außerdem der kräftige Constitutionalismus Ungarns, trotz 
aller aus der Gemeinsamkeit ihm erwachsender Vortheile hin- 
zielt, wird immerhin nur aufgeschoben, nicht aufgehoben sein. 

Eine lebensunfähige Staatenverbindungsform, wie es die 
bestehende Union zwischen »Osterreich« und Ungarn einmal 
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ist, kann sich nicht vorwärts entwickeln, sie kann sich nur 
rückbilden — und der unorganisierte Theil der jetzigen Ver- 
bindung, das nafh gleichen Grundsätzen zu behandelnde 
wirtschaftliche Gebiet, wird als erstes Opfer dieser Rück- 
bildung fallen. Eine Art Realunion, als noch zeitgemäße Ver- 
bindungsform der habsburgischen Länder, hat nur die Epoche 
des Absolutismus vertragen. Da konnte noch der Herrscher, 
der sich als Eigenthümer der Länder betrachtete, die gemein- 
same Verwaltung je nach den Zeitumständen, kraft seiner 
alleinigen Trägerschaft aller Staatssouveränetät, mehr oder 
weniger beliebig weit ausdehnen, überhaupt den selb- 
ständigen Staatscharacter jedes der vereinigten Territorien 
vollständig unterdrücken. 

Mit dem Aufschwünge der Magyaren, die als erste zu 
einem nationalen Staatsbewusstsein gelangten, verwandelte 
sich die dem Absolutismus gemäße unumschriebene Realunion 
aller Länder in eine dem Constitutionalismus gemäße genau 
umschriebene zwischen »Osterreich« und Ungarn. Dazu mussten 
aber gegen alle vorhergehende staatsrechtliche Entwickelung die 
übrigen Länder zu einem künstlichen Einheitsstaate umge- 
staltet werden. War in Ungarn die neue Staatsschöpfung eine 
rein nationale That, das Resultat des einheitlichen Staats- 
bewusstseins der Nation, so war die Umgestaltung der öster- 
reichischen und böhmischen Länder und Galiziens und Dal- 
matiens zum Einheitsstaate eine ausschließlich dynastische 
That; hier kann daher weder ein einheitliches Staatsbewusstsein 
in der Bevölkerung, noch folglich die den modernen Staat kenn- 
zeichnendeStaatssouveränetätjedurchdringen. In diesem dynasti- 
sehen Gebilde muss, wie im alten absoluten Osterreich, die 
rein »persönliche Souveränetät« des Trägers der Krone fort- 
dauern. Das wachsende nationale Bewusstsein der slavischen 
Stämme widersetzt sich aber täglich kräftiger dem durch die 
Noth aufgezwungenen dynastischen Einheitsstaate, der nur noch 
den Deutschen der Sudetenländer, die darin die Sicherung ihrer 
nationalen Vorzugsstellung erblicken, erwünscht erscheint. 
Im Grunde blieb auch, trotz einheitlichen Parlaments und trotz 
aller Verwaltungsreformen und derVerbindung der obersten Ge- 
walten zur Einheit, doch anderseits den Territorien der 

10- 
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Ländercharakter bewahrt. Die Landesordnungen der Februar- 
Verfassung- haben den Charakter von Staatsgrundgesetzen 
für die betreffenden Länder; hiernach gibt es ja auch zwei 
Gattungen von Gesetzen in »Österreicher Landes- und 
Reichsgesetze. Und diese stehen zueinander nicht nach Art 
der Gesetze in Deutschland in dem Verhältnisse, dass die 
Reichsgesetze den Landesgesetzen vorgehen, sondern sie sind 
einander völlig gleichartig nebengeordnet. In den Landtagen, 
Landesausschüssen, ja selbst in den Statthaltereien, die in 
vielen Dingen in letzter Instanz entscheiden, besitzen die 
Länder noch unverkennbar rudimentäre Organe einer selb- 
ständigen Staatsgewalt. 

Diese Rudimente sind übrigens bedeutend genug, dass 
eigentlich nicht viel dazu fehlt, um den betreifenden Gebiets- 
körperschaften wieder den Staatscharakter ') zu verleihen. 

Dem innersten Wesen nach verbirgt sich eben unter 
dem künstlichen Aufbau des Einheitsstaates, den die Union 
mit Ungarn forderte, ein Länderstaat. Und diese historische 
Thatsache lässt den jetzt hauptsächlich nur von der Reichs- 
verfassung gestützten Einheitsstaat, trotz 35jährigen Be- 
standes, doch zu keiner Festigkeit und Eingewohnung kommen. 

In jedem constitutionellen Staate besitzt das Parlament 
die Fähigkeit, der Krone die Art der Regierung, die das 
Land nothwendig hat, anzuzeigen, indem es auf Grund eines 
bestimmten politischen Programm es eine geschlossene Ma- 
jorität, die die Minorität beherrscht, der Regierung zur Seite 
stellt; in Osterreich hingegen gibt es nur ein desorganisiertes 
Parlament, das keine Majorität und keine Minorität hat und 
keiner Regierung zur Seite stehen kann. Ob eine Vorlage 
durchgeht oder nicht, ist hier unterschiedslos Sache des un- 
berechenbarsten Zufalles, ja, ob das Parlament überhaupt 



^) Würde der Kaiser nur immer in seiner Eigenschaft als 
Landesherr — nicht als Kaiser — die Landesgesetze sanctionieren, 
und wären die Statthalter auch nur dem jeweiligen Landesherrn — 
und nicht dem Kaiser und seiner gemeinsamen Regierung — ver- 
antwortlich, so erschienen schon die heutigen Länder der rechtlichen 
Beurtheilung als Staaten, allerdings als »nichtsouveräne« Staaten, 
wie die Gliedstaaten eines Bundesstaates. 
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functioniert, bleibt ausschließlich dem Zufalle anheimgegeben. 
Das österreichische Parlament hat nicht wie andere Parla- 
mente, politische Parteien, die durch gemeinsame, auf be- 
stimmte staatliche Ziele gerichtete Überzeugungen geeinigt 
sind; es hat keine Parteien, die aus der Classen-, Standes-, 
Berufsschichtung hervorgehen und in ihrem Verhältnisse zur 
socialen Vorherrschaft der staatlichen Herrschaft gegenüber 
stehen: Parteien, die ehemals herrschten, solche, die gegen- 
wärtig herrschen und endlich solche, die noch nicht ge- 
herrscht haben, mit anderen Worten reactionäre, conservative 
und radicale Parteien. Aus den eigenthümlichen Verhält- 
nissen unseres Einheitsstaates resultieren — vielleicht mit 
Ausnahme der Großgrundbesitzerpartei, die sich allenfalls 
noch als conservative Partei gerieren könnte — nur »un- 
echte« Parteien, nämlich nationale und theilweise religiöse 
Parteien. Weder die einen noch andern arbeiten auf eine 
besondere Gestaltung des Staates hin — vom Standpunkte 
einer bestimmten Nationalität oder einer bestimmten Religion 
ist keine Anschauung über eine gesammtstaatliche Gestaltuug 
und Politik möglich — sie gehen nur auf die Lösung für sie 
wichtiger Einzelfragen los. 

Die ultra- nationalen Parteien setzten sich dazu noch die 
Sprengung des Einheitsstaates vor, was immer auch daraus 
erfolgen sollte. Diese Erscheinung liegt eben in der Natur 
der nationalen Entwickelung, die dem gegenwärtigen, streng 
> einheitsstaatlichen € Zustande genau zuwider läuft. Die Stärke 
der nationalen Gefühle ist zweifellos überall noch im steten 
Wachsen begriffen. »Nation« ist etwas Subjectives, ein be- 
stimmter Bewusstseinsinhalt. Es lassen sich nicht leicht objec- 
tive Merkmale für dieselbe finden. Eine Nation wird von einer 
Anzahl Menschen, die sich durch eine Vielheit gemeinsamer 
eigenthümlicher Culturelemente geeinigt hat und von anderen 
unterschieden wissen will, ') gebildet. Dieses subjective Be- 
wusstsein der auf gemeinsame Culturelemente basierten Zu- 
sammengehörigkeit steigt nothwendig mit der Cultur selbst. 
Das nationale Gefühl belebt sich gemäß dem Umfange und 



^) Dr. G. Jellinek, Das Recht des modernen Staates. 



150 I^ic Verbindung der Staaten seit 1867. 



der Intensität der nationalen Culturelemente, die auf dasselbe 
einwirken. 

Und im selben Maße suchen nun diejenigen, die sich 
als eine Einheit bereits fühlen, auch diese Einheit zu stärken 
und zu pflegen. Solange die nationalen Gefühle nur in 
schwachen Anfangen da w^aren, konnten die Staaten ohne 
Rücksicht auf die nationalen Eigenschaften der Bewohner 
gebildet und regiert werden. Jetzt aber, wo die Pflege der 
nationalen Einheit zum obersten Streben der Volker geworden 
ist, muss dieser Pflege auch überall eine kräftige Organisation 
entsprechen. Besonders stark entwickelt sich das National- 
gefühl obendrein noch dort, wo es im nahen Gegensatze gf'gen 
andere Nationen vertheidigt werden muss : und das ist gerade 
auch der Fall in »Osterreich«. 

Hier kann der staatsbildende oder umbildende Einfluss 
der Nationen nicht eher zur Ruhe kommen, als bis sich ihm 
die staatliche Gliederung in Verwaltung und Verfassung an- 
gepasst hat; es kann die nationale Parteigruppierung, die 
unser Parlament desorganisiert, nicht eher verschwinden, als 
bis der jetzigen, den Ländern und Nationalitäten unnatürlichen 
Staatsformation eine ihnen natürliche gefolgt ist. 



Die nun nahe liegende Frage, wie denn die neue Staats- 
formation der cisleithanischen Länder und ihre künftige Ver- 
bindung mit Ungarn beschaffen sein müssen, um allen Theilen 
eine gesunde Entwickelung zu sichern, entzieht sich dem Rah- 
men dieser Betrachtung, die durchaus nicht den Charakter 
staatsrechtlicher Projectmacherei an sich tragen soll. Die 
rauhe Wirklichkeit spottet überdies jederzeit der feinen Ge- 
spinnste, die etwa theoretisches Grübeln über die Zukunft 
eines Staatswesens hervorbringt. Die großen Umwälzungen 
im Leben der Staaten vollziehen sich in der Regel »blind«. 
Und was verlangt die glückliche Durchsetzung eines neuen 
politischen Reformgedankens nicht erst dort, wo, wie nirgendwo, 
dynastische, staatliche, Stammes- und standesmäßige Interessen 
und endlich »Reichsinteressen« in so vielfacher Kreuzung 
wirksam sind! 
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Immerhin mag wohl Mancher aus dem Dargelegten 
schließen, dass hier, wenn überhaupt tiefe Gründe innerer und 
geographischer Nothwendigkeit das Fortbestehen einer Ein- 
heit der habsburgischen Länder beweisen, die natürlichen Vor- 
bedingungen zu einer monarchisch-bundesstaatlichen Gestaltung 
gegeben seien. Er wird in diesem Gedanken vielleicht noch 
dadurch bestärkt, dass sich, gerade angesichts des moderneren 
constitutionellen Geistes, der »Bundesstaat« allein als die ge- 
sunde und dauernde Form erweist, mittelst welcher Bruch- 
theile verschiedener Nationen, die durch gleiche Schicksale 
längst verbunden sind, in einem gemeinsamen, modern staatlichen 
Leben zusammengehalten werden. Ein, mehrere Nationalitäten 
umfassendes, großes Reich entfaltet sich erfahrungsmäßig ge- 
deihlicher in einer derartig förderalistischen Form, als in einem 
noch so weit decentralisierten Einheitsstaate. Und vor allem 
in der Epoche des allerseits erwachten Nationalgefühles, da 
sich alle Racen und Typen immer schärfer von einander ab- 
heben und sich kein Mischvolk mehr aus Czechen, Deutschen 
Polen, Slovenen u. s. w. züchten lässt, scheint wirklich die 
politische Zusammenfassung einer solchen Auslese verschiedener 
Volksstämme nur in dieser Form noch möglich. Aber freilich 
mit einer bundesartigen Gestaltung bloß der diesseitigen 
Reichsländer einem ungarischen Einheitsstaate gegenüber 
wäre zweifellos die Trennung der beiden Reichshälften bald 
besiegelt. Und die Theilnahme der Länder der ungarischen 
Krone an einem solchen Bundesstaate — was allerdings 
allein der Gesammtmonarchie eine unabsehbare Dauer ver- 
spräche — steht heute gewiss für die Ungarn noch außerhalb 
jeder Discussion. Die Ungarn sind derzeit stolz und zufrieden 
ob ihrer größten theils errungenen »Staatssouverän etat« und 
keinesfalls geneigt, sie im Interesse einer »souveränen« Bundes- 
gewalt leicht aufzugeben und sich mit der Rolle eines nicht- 
souveränen Gliedstaates zu begnügen. Obgleich sich auch eine 
bundesstaatliche Centralmacht über keinen größeren Umfang 
als die derzeitige Union, innerhalb deren jetzt die Souveränetät 
Ungarns auch, wenn keine rechtliche, so doch eine factische 
Schranke erfährt, zu erstrecken hätte. Seine Gliedstaatssphäre 
in einem Bundesstaate könnte sich vollständig mit den Ge- 
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bieten, auf denen es auch gegenwärtig nur thatsächlich selb- 
ständig ist, decken, und außerdem könnte es in wahrhaftig con- 
stitutioneller Art — ganz anders als derzeit mittelst des Dele- 
gationsapparates — verfassungsmäßigen Einfluss auf die, seiner 
»Souveränetät« jetzt ebenfalls noch entrückten gemeinsamen 
Angelegenheiten nehmen. Gerade gegenwärtig steht eben auch 
dem constitutionellen Fortschritte Ungarns die, zwar gesetzlich 
unumschriebene, im Kaiser aber doch noch gewissermaßen 
persönlich stabilisierte Obergewalt über die Staaten wenigstens 
in Betreff des Äußeren und der Armee, gleich dem bekannten 
»rocher de bronce« Friedrich Wilhelm I., noch im Wege, 
während sich dann offenbar nur eine »souveräne« Bundes- 
gewalt im Einklänge mit dem Constitutionalismus der Staaten 
erheben würde. Wie bei Aufrichtung des Deutschen Reiches, 
um über die einst souveränen Dynastien hinwegzukommen, die 
Dyncistien als Repräsentanten ihrer Staaten im Austausche für 
ihre früheren Souveränetätsrechte an dem, die Souveränetät des 
Deutschen Reiches in sich schließenden Bundesrath ihren zuge- 
messenen Theil erhielten, so ließe sich gewiss leicht auch in einem 
österreichisch-ungarischen Bundesstaate ein Organ als Haupt - 
träger der »Reichsouverän etat« denken, welches den früher sou- 
veränen ungarischen Staat durch einen entsprechenden Theil an 
dieser Reichssouveränetät entschädigte. Und Ungarn käme hier 
sicher nicht zu kurz. Hat doch auch Preußen, das als souveräner 
Staat auf eine weit bedeutendere Vergangenheit als Ungarn hin- 
weisen konnte, niemals den Verzicht auf seine Souveränetät zu 
Gunsten der heutigen deutschen Reichssouveränetät zu beklagen 
gehabt! 

Jedenfalls aber müssen diejenigen, für welche der 
Constitutionalismus einen unbedingten Fortschritt über den 
ständisch- absoluten Staat bedeutet — und nur Wenige werden 
nicht dieser Meinung sein — beklagen, dass bei der heutigen 
österreichisch-ungarischen Union auf den, die hohe Politik 
betreffenden Gebieten der Constitutionalismus bis zu einem 
Minimum zurückgedrängt ist. Der große und nicht leicht 
zu bestreitende Fortschritt des wahren Constitutionalismus 
liegt offen vor aller Augen: durch die unausgesetzte Mit- 
wirkung der Völker bei der Bildung des Staatswillens kann 
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die Staatskunst bei keinem wichtigenAnlasse Wege einschlagen 
die fernab von der Bahn, die dem Reiche durch sein eigen- 
artiges Wesen und durch geschichtliche Folgerichtigkeit vor- 
gezeichnet ist, führen. Bei jeder Abirrung müssen sofort die 
Einsicht und das Empfinden der Völker durch den Constitu- 
tionalismus genügend wirksam werden, um eine augenblicklich 
einseitige oder falsche Staatskunst wieder in eine verständige, 
dem allgemeinen Wohle und Willen entsprechende zu ver- 
wandeln. Und die Staatsmänner, die im ernsten Denken und 
Streben ihrem Vaterlande mit allen ihren Kräften dienen 
wollen, werden gerade in den, durch das Parlament laut 
werdenden nationalen Lebensbedürfnissen den besten Rück- 
halt für ihre nothwendigen Berechnungen und Überzeugungen 
gewinnen.^) Wo kein wahrer Constitutionalismus jederzeit das 
innerste und wertvollste Seelenleben der Volker enthüllt, er- 
schöpfen sich die besten und ehrlichsten Staatsmänner, ohne 
solche leitende Grundsätze, bloß in einer mehr oder weniger ge- 
haltlosen diplomatischen Technik. Auch die Meinung, dass über- 
all, wo sich kein anderes Ziel für die Staatskunst erkennen lässt, 
immer noch das dynastische Interesse verfolgt werden könne, ist 
im Grunde wenig stichhaltig. Denn ein dynastisches Interesse, 
das vollkommen losgelöst von dem Gedeihen und der Zufriedenheit 
der Völker wäre, kann es in dem modernen Großstaate, der nicht 
das Eigenthum einer Dynastie ist, nicht mehr geben. Ein solch 
rein dynastisches Interesse ohne Rücksicht auf den Gesammt- 
zustand ist heutzutage kaum mehr in abstracto auszudenken, 
geschweige denn als Ziel der hohen Politik zu setzen. Und 
gerade darin läge der große Unterschied zwischen einem 
Bundesparlamente, in welchem der volle Constitutionalismus 
zu seinem Rechte käme, und einer scheinbar völkerrechtlichen 
»Realunion«, die doch nur durch die theil weise erhaltene 

^) Das Verhalten Englands in dem verhängnisvollen südafri- 
kanischen Kriege ist bezeichnend, wie eine parlamentarische — vom 
Geiste der Nation inspirierte Staatskunst selbst bei den unerwartet 
größten Missgeschicken, in die sie verstrickt wurde, in beispielloser 
Standhaftigkeit und Kraftentfaltung, denen der schließliche Erfolg 
nicht fehlen kann, zu verharren imstande ist. Was wäre aus einer 
»Realunion« bei einer ähnlich kühnen und unglücklichen Staatskunst 
geworden ! 



154 ^ic Verbindung der Staaten seit 1867. 



persönliche »Souveränetät« des Herrschers noch fortbesteht 
und auf ihren eigenen Gebieten jedes wirklich constitutionelle 
System naturgemäß zurückdrängt. 

Auf dem Felde der hohen Politik müssen eben jetzt 
beide Staaten gleichmäßig die Vortheile einer Staatskunst, 
die sich zu dem besonderen Geiste ihrer Nationen, dessen 
Dienerin sie sein soll, harmonisch verhalte, vorab schon ent- 
iDehren. Aus den Delegationen können sich die Lebensgesetze 
und Lebensziele der Völker nicht, wie aus einem Bundesparla- 
mente, herauslesen lassen. Hier bleibt bestenfalls alle Staats- 
kunst persönlicher politischer Intellectualismus, der sich 
nur durch seine eigenen Gesetze gebunden erachtet. Jeder 
Staatsmann bildet* sich hier seine beliebigen Grundsätze über die 
Aufgaben des Reiches, seine beliebige Meinung über das 
»Wohl« des Reiches. Was er unter diesem »Wohl« versteht, 
welchen Inhalt er ihm gerade geben will, bleibt jedesmal unbe- 
rechenbar. Also auch die äußere Politik einer derartigen 
Realunion kann auf die Dauer nur schwankend und ziellos 
sein. Nun glaubt man vielleicht, dass auf Erfolge in der 
hohen Politik leicht Verzicht geleistet werden könne, wenn 
die Staatskunst eines Reiches nur befähigt sei, den äußeren 
Nutzen der Völker gehörig wahrzunehmen. Aber die Handels- 
politik hängt heute mit den rein politischen Staatsactionen 
nach Außen auf Schritt und Tritt zu fest zusammen, als dass 
die Erreichung günstiger Handelsbündnisse mit dem Aus- 
lande bei schwacher äußerer politischer Position noch recht 
denkbar wäre. In einem österreichisch-ungarischen Bundes- 
Staate würde der Minister des Äußern bei handelspolitischen 
Fragen jedesmal eine parlamentarisch verbürgte, richtung^- 
sichere Energie, gleich den unterhandelnden Ministem der 
anderen constitutionellen Staaten, entwickeln können, statt 
wie jetzt auf diesen, ihm formell zugewiesenen Gebieten durch 
zweierlei verschieden denkende Legislativen ins Ungewisse 
hinein gebunden zu sein. 



Aber es ist überflüssig das Bild eines österreichisch- 
ungarischen Bundesstaates noch weiter auszumalen. Denn sei 
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es noch so verlockend — die Zeit der Realisation eines 
solchen Gedankens ist entweder vorüber, oder noch nicht da. 
Sie war vielleicht einmal gegeben, als noch auf Grund des 
Überwiegens der monarchischen Prärogativen die staatliche 
Gemeinschaft aller Theile der Monarchie ungleich intensiver und 
extensiver gestaltet war, als derzeit kraft der 1867er Union. 
Und es ist wohl mehr als fraglich, ob ein solcher Zeitpunkt 
je wieder kommen werde: heute bewegt sich zweifellos die, 
von einer selbstbewussten Nation getragene Gesammtpolitik 
Ungarns in einer, der Ausgestaltung jenes denkbar idealsten 
Verbandsprincipes entgegengesetzten Richtung. Die Erreichung 
des angedeuteten Zieles zeigt sich also unserer Zeit politisch 
unmöglich — und staatsrechtliche Untersuchungen, die nicht 
auf gegenwärtig politisch Mögliches hinzielen, irren schon 
auf Abwegen oder sind zum mindesten müßig. 

Auf friedlich normalem Wege vollziehen sich überhaupt 
fast niemals tiefgehende Umwandlungen großer Staaten, weil 
das Gewohnte und Thatsächliche, in welchen sich eine viel- 
fache Stärke und Macht politischer Interessen verbirgt, allen 
bedeutenden Veränderungen widerstrebt. Will man hingegen 
auf von Außen oder Innen kommende kritische Veranlassun- 
gen rechnen, um große staatliche Umwandlungen durchzu- 
setzen, so vergisst man, dass die über Staaten hereinbrechen- 
den Katastrophen ganz unerwartete Kräfte in Fluss bringen, 
deren Wirkungen erst recht allen Voraussetzungen und Ab- 
sichten heillos spotten. Die staatlichen Erscheinungen, die 
durch geschichtliche Stürme gezeitigt werden, sind noch 
unberechenbarer als Wind und Wetter, 

So mag die Forschung ihr Bewenden in der Aufzeigung 
der natürlichen Tendenzen des Bestehenden finden. Gerade 
die Ungarn sollen zunächst erkennen, dass ihre beliebte Auf- 
fassung der gegenwärtigen »Realunion« als einer rein völker- 
rechtlichen, wie sie allerdings scheinbar allein der con- 
stitutionellen Grundlage entspreche, schon den Verfall der 
Verbindung in sich trage. Die sogenannten »Realunionenc 
stammen aus der Epoche des entwickelten Ständestaates , die 
Geschichte kennt kein Beispiel, dass sich eine Realunion 
zwischen zwei selbständigen, wirklich constitutionellen Staaten, 
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in denen dem Monarchen nur eine Organstellung zugekommen 
wäre, herausgebildet oder gar erhalten hätte. Wie die Ent- 
stehung der Realunionen immer auf dynastische Veranlassung 
zurückzufuhren ist, so liegt auch die einzige Garantie ihres Be- 
standes in gewissen unantastbaren, noch ständisch -absoluten Prä- 
rogativen des Monarchen in seinen vereinten Staaten. Nur so- 
lange sich solche monarchische Prärogativen in den Glied- 
staaten auf den wesentlichen Gebieten der Union unbestritten 
behaupten, kann die Union bestehen. Sobald sich in den ein- 
zelnen Staaten oder selbst nur in einem eine parlamentarische 
Regierung auch der Unionsgebiete bemächtigt und hierselbst 
die Krone zur Ohnmacht führt, zeigt sich jede Realunion, die an 
sich keine Construction einer höheren organischen Reichs- 
einheit zulässt, unhaltbar. Steht nun in »Osterreich,« als dyna- 
stischem Gebilde, das persönliche Regiment des Kaisers in Allem 
und so auch in Hinblick auf die gemeinsamen Angelegenheiten 
noch über Alles fest, so strebt doch das nationale constitutionelle 
Ungarn auch auf den Unionsgebieten immer entschiedener nach 
seinem vollen Selbstbestimmungsrechte. Von hier aus droht der 
gegenwärtigen Reichsverbindung sonach die Hauptgefahr. Das 
steigende Übergewicht des ungarischen Parlaments erschwert 
der Krone offenbar das Amt des Ausgleichens zwischen 
den Staaten auf den unorganisierten Gebieten der Union. 
Denn schließlich hat die der diesseitigen Reichshälfte aufge- 
zwungene Nachgiebigkeit nicht nur ihre materielle Grenze, 
sondern auch die äußerste Aufstachelung der nationalen Parteien, 
die ohnehin jeden Anlass zur Demonstration gegen den 
ihnen widerstrebenden Einheitsstaat benützen, zur schlimmen 
Folge. Der Rückfall in den nackten Absolutismus wäre hier 
dann unausweichlich, wodurch von selbst wieder, wenigstens 
das formale Ende des 1867er Dualismus eintreten würde. 

Soll also fürs erste solange, als eine moderne Staaten- 
verbindungsform unter den Habsburgischen Ländern keine 
Aussicht der Verwirklichung hat, die gegenwärtige Union 
unversehrt erhalten werden, so muss die Krone durch die 
standhafte Behauptung ihrer ungeschmälerten Prärogativen 
geradezu und vor Allem das rasche Vordringen des ungari- 
schen Constitutionalismus zu dem rein parlamentarischen 
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Regime — dessen Erreichung freilich nur eine Frage der 
nächsten Decennien sein wird — verhindern. 

Bis jetzt ist die parlamentarische Monarchie in Ungarn 
noch nicht in den Gesetzen fixiert; es gebührt noch zweifellos 
der 400 Jahre lang angestammten königlichen Gewalt die Vor- 
herrschaft auf den von der heutigen Union umschlossenen 
Hoheitsgebieten. Es hat dies auch Deak nie bestritten — und 
die ungarischen Schopfer des 1867er Ausgleichswerkes haben 
auch darnach den Umfang der gemeinsamen Angelegenheiten 
genau so weit gezogen, als sich das persönliche Regiment 
des Kaisers seit jeher auch in Ungarn erstreckte. Nichts steht 
also vorläufig noch im Wege, dass sich die Krone in wich- 
tigen, den Bestand der Realunion bedrohenden Conflicts- 
fallen der beiden Staaten auch ihrer angestammten und un- 
bestrittenen Prärogativen in Ungarn besinnt und dieselben 
auch einem, noch so selbstbewussten ungarischen Parlamente 
gegenüber zur Geltung zu bringen versucht. 

Noch sind, trotz des kräftigen ungarischen Constitutio- 
nalismus, die ungarischen Minister, wie die österrreichischen, 
nur Minister Sr. Majestät und nicht des Parlaments. Nichts 
ist eine größere Übertreibung, als die Gleichstellung des 
ungarischen Verfassungsrechtes mit dem englischen; liegt 
doch jedem ein durchaus verschiedener Entwickelungsgang 
zugrunde. Und im Gegensatze zu den Bedingungen, die 
in England das Königthum zum Schattenkönigthum der 
Omnipotenz des Parlaments gegenüber herabsinken ließen, 
wusste das Königthum in Ungarn jederzeit der Unabänder- 
lichkeit des Ständerechts die Unveräußerlichkeit der könig- 
lichen Prärogativen entgegenzustellen. Und daran hat auch 
das heutige, an das Ständerecht vielfach anknüpfende unga- 
rische Verfassungsrecht bisher noch wenig geändert. So un- 
zweifelhaft die gemeinsame Krone rechtlich und that sächlich 
also noch in der Lage ist, ihre zur Erhaltung der Realunion 
nothwendige Vermittlungsthätigkeit auch in Ungarn mit allem 
Nachdrucke üben zu können, so unzweifelhaft ist auch, dass 
sie in kritischen Momenten ihren Einfluss der anderen Reichs- 
hälfte ein wenig spüren lassen muss, wenn sie die gegen- 
wärtige Verbindung der Staaten in ihrem vollen Umfange 
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erhalten will. Jedem dortigen Zurückweichen der Krone folgt 
unausweichlich ein Schritt vorwärts zum allseitig rein parla- 
mentarischen Regime in Ungarn; und ein bis zum vollen parla- 
mentarischen Regime gediehener jenseitiger Constitutionalismus 
würde nicht nur allmählich alle Bewegung, Freiheit und Selb- 
ständigkeit auch auf den von der Union umschlossenen Hoheits- 
gebieten beanspruchen, sondern auch die gemeinsame Krone 
zwingen, den beiden Reichshälften mit zu ungleichem Maß- 
stabe ihr Theil zuzumessen. Nur solange sich die Krone 
beharrlich und resistenzkräftig gegen Ungarn bewährt, solange 
sie die natürliche Entwickelung des »nationalen« Ungarn zur 
vollen parlamentarischen Regierung auf den Unionsgebieten 
retardiert, kann sie in den häufigen Interessenkämpfen der 
Staaten die zu große Benachtheiligung Österreichs noch hindern, 
kann sie zu Gunsten dieser, an sich hilflosen Reichshälfte die 
überspannten Begehren des kräftigen ungarischen Parlaments 
jedesmal noch herabdrücken, um annähernd die gerechte Mitte 
in den beiderseitigen Wünschen und Forderungen zu erreichen. 
Ein so leichtes Spiel diesseits den nationalen Parteien erwächst, 
wenn stets die Verkürzung des von ihnen bekämpften Einheits- 
staates in seiner Verbindung mit Ungarn offenkundig ist, ein so 
schweres eröffnet sich ihnen gegen eine »österreichische« Regie- 
rung, die von oben aus in den Stand gesetzt wird, thatsächlich 
die Interessen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder energisch wahrzunehmen und der »heimischen Arbeit« 
eine feste Grundlage zu gewinnen. Eine günstige Stimmung der 
diesseitigen Völker wäre jedenfalls einer, in dieser Hinsicht 
einmal glücklichen Regierung gewiss, — und was kann eine 
milde »politische« Luft nicht Alles hierzulande noch zeitigen! 
Jedenfalls wird man nach einem vollbrachten »gerechten 
Ausgleiche« am ehesten vorläufig auch noch in Osterreich die 
Maxime beherzigen: »Levius fit patientia quidquid corrigere 
est nefas«. 
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